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^ er Abhandlung von dem Rechte der höchsten Gewalt und

der Art und Weise der Negierung .überhaupt, sowohl in An¬

sehung des ganzen Reichs , als der einzelnen Staaten dessel¬

ben , folgt nun billig die Erörterung der Lehre von den ein¬

zelnen , der höchsten Gewalt zustehenben , Hoheits - , oder

Negierungsrechten . Es wird also nunmehr von diesen Rech,

ten thsils nach allgemeinen Grundsätzen , theils nach den

Grundsätzen des besondern teütschen Reichs - und Territo¬

rialstaatsrechts zu handeln seyn.
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Unter H 0 h e i t s - N e g i e r u n g s - M a j e st a t s - N e ch-

len oder Regalien *) begreift man überhaupt diejenigen

Rechte der höchsten Gewalt , welche aus der Pflicht den

Unterthanen Sicherheit und Wohlfarth zü verschaffen , her¬

geleitet werden können . Der Regent , hak die große Pflicht

auf sich , für die Sicherheit und die Wohlfarth des Staats

W sorgen , er muß also auch die Mittel haben , ohne welche

er dieser Pflicht kein Genüge thun kann . Wo alw die Si¬

cherheit und die Wohlfarth des Staats es erfordert , die

natürliche Frsyhsit der Unterthanen einzuschränken , und sich

selbst die Ausübung eines Rechts anzumaßen , da
'
ist er dazu

besagt , und dann gehört das Recht selbst in die Classe der

Regalien . So hat es z . B . keinen Zweifel , daß die gesetz¬

gebende , vollziehende , oberstrichterliche Gewalt , das Recht

der obersten Aufsicht u . dergl . zu den Hohsitsrechten gehöre,

und eben so kann auch selbst nach allgemeinen Grundsätzen

das Münzrecht zu den Regalien gerechnet werden . Wie

viele Gefahr wäre damit verknüpft , wenn ein jeder selbst

münzen wollte ! Aber auch hiebey ist glicht zu vergessen , baß

*) Verschiedene unterscheiden Regalien von M '
ajestats-

vder Ho hestsrechten und verstehen unter jenen bloß die
nutzbaren Hoheitsrechte , z . R . Z 0 l l , M ü n z e , Post rc.
Mein dieser Begriff ist zu enge , wie schon das Wort Itszslc —>
von rc§r«m — anzeigt . Indessen paßt frcylich , wenn mau
die Sache genau untersucht , der Name Regalien , so wenig auf
die Hoheitsrechte der Freystaaten , als unsrer deutschen Rcichs-
stande. Auch kann von diesen der Ausdruck Majcstatsre ch-
1e nicht füglich gebraucht werden , weil nur diejenige höchste
Oberherrschaft eines Staats , welche rrnab hängig ist , Ma¬
jestät genannt wird . Regierungs- oder auch - A 0 heits-
rech te ist die passendste Benennung in Rücksicht auf unsre deut¬
schen Reichsstande. Dochast derNaiüe Rega lien inAnsehung
ihrer selbst gesetzlich . Wahleapit . Art, 1 . §, § . Art . r- . §. 6,

^ Osnabr . Fr , Art . 8 . i,
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der Regent seine Herrschaft nicht weiter ausdehnen darf , als

es das Wohl des Staats erfordert , und daß er daher , wo

dieses keine Einschränkung verlangt , den Unterthanen ihre

natürliche Freiheit lassen inuß.

Rechte also , welche aus jener Pflicht nicht hergelcitet

werde » können , und welche nicht von der Beschaffenheit

sind , daß der Staat Nachtheil davon haben würde , wenn

ein jeder Bürger desselben dergleichen Rechte selbst ausüben

wollte , gehören auch nicht zu den Regalien , cs sey denn,

daß sie nach der besondern Staatsversassung eines Landes,

mit Einwilligung der Unterthanen , oder deren Repräsen¬

tanten dafür wären erklärt worden . Daher kommt es denn

auch, , daß in einigen Staate » Rechte zu den Regalien ge¬

rechnet werden , die es in andern nicht sind . So war z . B,

in Schweden das Brannmveinbrennen eine Zcirlang ein Re¬

gal , in andern Ländern hingegen ist es ein frcyer Nah¬

rungszweig , und an und für sich , nach Grundsätzen des

allgemeinen Staarsrechts , wird wohl Niemand behaupten

können , daß es ein Regal sey . Eben so kann auch die Jagd

ihrer Natur nach nicht zu den Regalien gezählt werden,

allein in den mehrsten Ländern ist sie dafür mit Bewilligung

der Stände erklärt . Dey der Bestimmung der Regalien

muß man also neben den vorhin angeführten allgemeinen

Grundsätzen , dir besonder » Staatsgrundgesetze vor Augen

haben . Da nun aber diese oft sehr verschieden sind , so er¬

gabt sich schon hieraus , daß sich kein allgemeines Ver¬

zeichnt von Regalien geben läßt , und da auch noch immer

neue Rechte aufkommen können , so findet auch eben so we¬

nig ein g e s ch l 0 ss e n es Verzeichnt von Regalien statt.

Die bis jetzt bekannten können indessen auf verschiedene

Art abgetheilt werden , Pütter theilt sie ab in solche.
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welche keinen Bezug auf Religion haben , und solche , bei >

denen dieses der Fall ist. Jene können politische, diese

geistliche, oder vielmehr Hoheitsrechte in geistli¬

chen Sachen genannt werden . Die politischen kann man

wieder betrachten, ohne Rücksicht auf Lehnsverfaffung , oder

mit Rücksicht auf dieselbe . In jenem Fall haben sie entwe¬

der alle Thrile des gemeinen Wesens zum Gegenstände , unL

dann heissen sie allgemein e , als Recht der höchsten Ober¬

aufsicht, gesetzgebende Gewalt u . s. w . oder sie haben einen

gewissen bestimmten Gegenstand vor sich ; und dann sind es

beso n dere. Diese lassen sich wieder abtyelleu in einhei-

Mische (Kopalin imnwnentia ) , die sich nur im Lande, ohne

Rücksicht auf Auswärtige äussern , und in auswärtige,

die in Ansehung auswärtiger Staaten und Völker ausge¬

übt werden , als Recht des Kriegs und des Friedens ( keZa-

lia trankeuntni ) . Jene sind ferner entweder wesentliche,

oder zufällige, je nachdem sie entweder auf die innere

Sicherheit der Unterthanm abzwccken und in allen Staa¬

ken gleich nochwendig sind , so daß sich ohne Ausübung der¬

selben kein Staat gedenken läßt , oder nur den größer»

Wohlstand des Staats und der einzelnen Bürger bezielen,

so saß auch ohne sie der Staat subststiren könnte *) .

*) Man s» über diese Classification die Rcrension von

Sch 11aubcrts Anfaugsgründcn des Staatsrcchts der gestimm¬
ten Reichslande ; in der ÄIige M . Litteratur - Ie > turtK
vcm I . 1720. Nr . 299 . u - f.
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Zweytes Caffitel.
Bon

dem Rechte der höchsten Aufsicht und dem daraus
fließenden Rechte Verleihungen und Bestatt - -

gungcn zü ertheilen.

§ . 216.
^ nter den allgemeinen Hoheitörechten , welche alle Theile
des gemeinen Wesens ; um Gegenstände haben , kann man
das Recht der höchsten Aufsicht oben an sehen . Der
Regent ist verbunden , für das Wohl des Staats zu sorgen;
also Nachtheil von demselben abzuwenden , und dessen Bestes
zu befördern . Wie wird er aber dies zu thun rm Stande

seyn , wie kann ec zweckmäßige Gesetze entwerfen , oder Ver¬

fügungen dieser Art treffen , wenn er nicht von allem , was
im Staate vorgeht , gehörig unterrichtet ist ? Es ist daher
sehr einleuchtend , daß der Regent berechtigt seyn
müsse von allem , was im Staate vorgeht,
und auf die öffentliche Wohlfarth Beziehung

haben kann , Nachricht zu verlangen, und eben

hierin besteht das Recht deb höchsten Aufsicht. Eö

ist also das Mittel zum Zweck : ist der Regent zu diesem

verpflichtet, so muß er zu jenem berechtigt seyn.
Diese Aufsicht erstreckt sich auf .allss , folglich übbr Per¬

sonen und Sachen . Der Regent kann also eine Zählung
der Bürger ( Conscriptiorr ) veranstalten ; er kann verlangen,
baß ein jeder seinen Namttt , sein Alter , Gewerbe rc . an-
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geben muß . Entstehen ' Verbindungen mehrerer Personen,

oder Gesellschaften im Staate , so kann sich die Gesellschaft

nicht weigern , den Regenten auf sein Verlangen mit dem

Zweck ihrer gesellschaftlichen Verbindungen und ihren Sta-

tuten bekannt zu machen , daniit derselbe beurtheilen kann,

ob nicht etwa die Gesellschaft dem gemeinen Wohl des

Staats nachtheilig sey , oder werden könne . Eben so ver¬

hält es sich in Ansehung der Sachen . Um beurtheilen

zu können , ob ein Verbot der Kornausfuhr zu erlassen sey,

oder andre zweckmäßige Anstalten zur Verhütung eines

Fruchtmangels zu treffen seyn möchten , kann er verlangen,

daß ein jeder seinen Kornvorrath angeben muß ; er kann

das vorhandene Vieh zählen lassen u . s. w.

Man sieht also , daß dieses Recht von dem größten Um-

fang ist . Aber nur deshalb steht es dem Regenten zu , da¬

mit er seiner Pflicht , für das Wohl des Staats zu sorgen,

ein Genüge thun kann . Es ist , wie gesagt , Mittel zu

diesem Zwecke ; wo daher dieser fortfällt , da fällt auch das

Mittel fort . Dir nähere Bestimmung dieses Rechts ist folg¬

lich , daß nur dann davon Gebrauch gemacht

werde » kann , wenn bas Wohl des Staats

es erfordert. Aus bloßer Neugierde , um hinter

Familien - Angelegenheiten oder Geheimnisse zu kommen,

darf es nicht ausgeübt werden . Ueberhaupt aber ist auch

bey der Ausübung selbst die möglichste Schonung der na»

türliche » Freyheil zu beobachten , und ein Unterschied z » .

machen zwischen dem , was sich öffentlich äußert , und in

Las Publikum wirkt , und dem , wo dieses der Fall nicht

«st. 2 n jenen Fall kann der Regent ungleich weiter gehen,

als in diesem . In jenem ist schon die Beförderung

des Besten des Staats zur Ausübung des Rechts der
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höchsten Aufsicht hinreichend , in diesem aber nicht , sondern
es muß alsdenn , wenn sich die Ausübung dieses Rechts

rechtfertigen soll , i ) der Fall so beschaffen seyn , daß die

Sicherheit oder Erhaltung des Ganzen oder eines

Theils desselben auf dem Spiel ist , und 2 ) wird noch eine

ganz besonder Veranlassung und vorzüglich ein starker Ver¬

dacht erfordert , welches alles im ersten Fall nicht nölhig ist.
So hat es an und für sich keinen Zweifel , daß Policepbe-
bieute öfters in Wirkhshauser und an andre öffentliche Oer-

ter gehen können , um zu sehen , was daselbst vorgeht , aber

aus Privathäusern oder Gesellschaften müssen sie sich ent¬

fernt halten . Eben so können Druckereyen, Ap 0 th e-
ken :c . visitirt werden , aber meine Schreibercyen darf nie¬

mand durchsetzen , oder meine Briefe erbrechen . Doch,
wenn gegründeter Verdacht vorhanden ist , daß in meinem

Hause verbotene , dem Staat schädliche Zusammenkünfte,ge¬
halten werden , daß gestohlne Sachen darin verborgen sind,
daß ich die Geheimnisse des Staats dem Feinde in meinen

Briefen verrathe , daß man durch Erbrechung der Briefe
ein begangenes , oder auch erst zu begehendes Verbrechen

entdcckemkann , so hat es keinen Zweifel , daß irr solchen

Fällen auch meine Wohnung durchsucht , und meine Briefe

geöfnet werden können . Unstreitig gehen diejenigen zu weit,

welche das Recht der höchsten Aufsicht bloß allein auf das

eknschränken wollen , was öffentlich geschieht , öder sich im

Publikum äußert , Und die daher durchaus und ohne alle

Einschrankun g oder genauere Bestimmung die Eröfnung

Ser Briefe verdammen . Aber , wie gesagt , nur dann laßt

sie sich vertheidigen , wenn es auf die Sicherheit und Erhal¬

tung des Ganzen oder eines Theils desselben ankommt , und

ein gegründeter V erd,acht in Ansehung desjenigen,

dessen
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besse» Briefe erbrochen werden sollen , vorhanden ist . Schänd¬

lich wäre die Erbrechung eines Briefs , um dadurch eine

Erfindung zu entdecken , wenn gleich durch deren Bekannt¬

machung das Wohl des Staats befördert werden könnte;
aber erlaubt ist es , den Brief dessen zu eröffnen , den man

im Verdacht hat , daß er die Sicherheit des Staats , oder

einzelner Bürger desselben stöhren will . Doch in allen Fäl¬
len ist immer mit der größten Schonung und Klugheit zu
verfahren.

Aus dem bisherigen läßt sich nun auch die , besonders in

neuern Zeiten wichtig gewordene Frage von dem Rechte der

höchsten Gewalt in Rücksicht auf Ordensverbindungen , oder

geheime Gesellschaften beurtheilen . So viel ist gewiß , daß
der Regent nicht verbunden ist , geheime Gesellschaften zu
dulden , wofern diese sich weigern , ihn mit ihren Zwecken
und Planen bekannt zu machen , um daraus beurtheilen zu
können , ob die Gesellschaft nicht eine dem Staat schädliche
Einrichtung oder einen solchen Zweck habe

*

*) . Allein frey,
lich würde es sehr unpolitisch seyn , von diesem Rechte in je¬
dem Falle Gebrauch zu machen , oder zu argwöhnisch zu

seyn * *) . Ein solcher Argwohn verräth Schwäche der Re¬

gierung , und oft entstehen , wie vielleicht die Aufhebung des

Zesuiter - Ordens gezeigt hat - - aus einem unterdrückten

Orden mehrere , zuweilen ungleich schädlichere neue.

l

*) Die Bürger des Staats haben zwar allerdings völlige Ftev-
heit in Gesellschaften zu trete » , allein alle dergleichen Gesellschaf¬
ten sind der großen Staatsgesellschaft untergeordnet und dürfen
ihr nicht widersprechen . Kretschmann Lehrbuch des teutfcheik
Staatsrechts §. 246.

Man s . Je . Otio OeL/er -ie »I/Hiectr
'oiis

in / »ciet -rre- accu/ta , exer -ei-^., , Illps . 178L , 4.

Zweiter Band . K
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tz . 217.

Nach voraufgeschickten allgemeinen Grundsätzen ist nun«

mehr von dem Rechte der Oberaufsicht nach dem besonder»

teutschenStaatsrecht zu handeln , und zwar sofern

eS 1 ) von einem jeden Neichsstand, in seinem Lande,

oder Gebiete , und 2 ) von dem Kaiser ausgeübt wird.

Daß dieses Recht in der Landeshoheit der tcutschen

Reichsstände begriffen sey , hat nicht den mindesten Zweifel.

Freylich wurde dasselbe in ältern Zeiten nur wenig ausge«

übt . Dies hatte seinen Grund vorzüglich darin , daß fast

alles auf der Lehnsverfassung beruhte und daß man keine

hinlängliche , ja fast gar keine Kenntnisse des allgemeinen

Staatsrechts hatte . Es ist schon einigemal bemerkt , daß

man wenig oder nichts von Unterthanenpslichten wußte , son«

dern daß sich alles auf Lehnspflichten reducirte . That der

Vasall seinen Lehndicnst , so bekümmerte sich sein Lehnsherr

nicht weiter um ihn , wenn er gleich auch sein Landesherr

war . Fast eben so war es in den Städten , auch hier

herrschte eine fast völlige Autonomie und in Ansehung

der Klöster , oder andrer geistlicher Stiftungen gab es sich
^

nach den damaligen Grundsätzen gewissermaßen von selbst,

daß über sie dem Landesherrn kein Recht der höchsten

Aufsicht zustand.

Sehr eingeschränkt war also ehmals in den teutsche»
Territorien dieses Recht . Nach und nach lernte man es

indessen mehr kennen **) und wußte es auch allmählig im«

Man versteht darunter die Freyhcit oder das Recht sich
selbst Gesetze , u geben und seine eigne Verfassung unabhan»
g i g von eines andern Befehlen einzurichten.

^ ') DieKultur des allgemeinen Staatsrechts hat freylich dis
Einschränkung mancher usurpirter Regentenrechte zur Folge
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mrr besser geltend zu machen - wozu die Abschaffung des
Faustrechts , der Verfall der Städte und die Haltung des

beständigen Soldaten das ihrige in voller Maaße beytru-
gen ; so daß vielleicht heutiges Tages hie und da zu viel
geschieht , was ehedem zu wenig geschah.

In Ermangelung positiver Gesetze , deren wir freylich
in dieser Materie nur wenig haben , tritt nun aber in An¬

sehung des landesherrlichen Rechts der Oberaufsicht theils
das Herkommen in jedem Lande , theils das allgemeine
Sraarsrechr ein , so daß nach diesem dasselbe größtentheils

zu beurlheilen ist . Alles was daher in dem vorigen Para¬

graphen gesagt worden ist , ist auch hier zu wieberhohlen»
Doch nicht selten entsteht in Ländern , welche mit Landstän¬
den versehen sind , mit diesen über die Ausübung des Rechts
der Oberaufsicht ei» Streit . Es ist also die Frage , ob in

solchen Ländern zur Ausübung die Concurrsnz der Land¬

stande erforderlich sey , oder nicht ? — Daß es hier vor
allen Dingen auf die Landesgrundgesetze , oder das Her¬
kommen eines jeden Landes ankomme , versteht sich von selbst.
In Ermanglung derselben aber beruhet alles auf den Zweck,
oder die Absicht , welche man bey der Ausübung dieses
Rechts zu erreichen sucht . Liegt diese einzig und allein in
der Gewalt des Regenten , so bedarf es keiner Zuziehung
der Landschaft , wohl aber in dem umgekehrten Falle . Denn

ist der Regent allein zum Zweck berechtigt , so muß er
auch allein zu den Mitteln, die zu diesem Zweck füh¬
ren , oder wodurch er in Len Stand gesetzt wird , denselben

K -»

gehabt , aber sie hat auck auf der ändern Seite die Rechte der
Regenten erweitert . — Noch immer lasse » sich von der ferner»
Kultur für Regenten , und Unterthanen neue Früchte erwarten-
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desto besser zu erreichen , berechtigt seyn . Ist aber jenes

nicht der Fall , so müssen die Stände zugezogen werden,

es sey nun , daß diese die Ausführung dem Regenten allein

überlassen , oder selbst dabey concurriren . Soll also z . D.

wie unter Iosephll. in Ungern , eine Conseription oder

eine Landesvermessung vorgenommen werden , um das

Steuerwesen desto besser reguliren zu können , so ist der

Regent ohne Zuziehung der Landschaft dazu nicht befugt.

Geschieht hingegen die Conscription der Unterlhanen , oder

die Vermessung aus einem andern Grunde , etwa um die

dienstfähige Mannschaft kennen zu lernen , um eine genaue

und zuverläßige Charte von dem Lande zu bekommen , so

kann der Regent die nöihigen Befehle dazu ertheilen , ohne

baß es dabey einer Concurrenz der Landstände bedarf.

Der Kaiser ist das höchste Oberhaupt des Reichs und

Regent des Ganzen ; ihm sollte also billig das Recht der

Oberaufsicht im ganzen Reiche eben so zustehen , als dieses

einem jeden Neichsstande in seinem Lande zusteht . Allein

eben die Gründe , welche ehmals die Ausübung dieses Rechts

in den einzelnen Ländern hinderten , hinderten auch dasselbe
'

Ln Hinsicht auf den Kaiser . Statt daß aber in den einzel,

neu Ländern dieses Recht in neuern Zeiten eine größere

Ausdehnung erhalten hat , und in diesen die ehmalige Au¬

tonomie der freyen Familien abgenommen hat , hat dieselbe

ln Ansehung des Kaisers noch mehr zugenommen , lieber«

dem haben die Stände die völlige Landeshoheit in ihren :

Ländern erhalten , und der Kaiser muß in seiner Wahlcapi-
tularion versprechen , weder selbst , noch durch andre Ein¬

griffe in die Hoheitsrechte der Stände zu thun oder lhun j
zu lassen . Man sieht also leicht , baß das kaiserliche Recht !
der höchsten Aufsicht im Reiche , in neuern Zeiten nichts

'
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weniger, als erweitert, sondern vielmehr noch mehr ein¬

geschränkt ist . Es würde nicht ohne Eingriffe in die

Landeshoheit der Reichsstände geschehen können und eine

Kränkung der beybehaltenen Autonomie derselben seyn , wenm

der Kaiser das Recht der Oberaufsicht , so im Reiche auS-

üben wollte , als es ein jeder Neichsstand in seinem Lande

ausüben kann . Indessen kann man deshalb doch nicht be¬

haupten , daß sich in Ansehung des Kaisers dies Recht gar

nicht gedenken lasse . Denn theils tritt in Ansehung der

Neichsstände selbst das kaiserliche Recht der Oberaufsicht in

so ferne ein , daß der Kaiser dahin sehen kann , daß ein je¬

der seinen Pflichten ein Genüge thut . Es wäre z . B . die¬

ses oder jenes in den Reichsgesetzen verboten , ein Neichsstand

gestattete aber selbiges in seinem Lande , so würde es keinen

Zweifel haben , daß der Kaiser den Neichsstand an seine

Pflicht erinnern , oder Bericht von ihm fordern könnte . Der

Kaiser ist der Bewahrer der Gesetze , er hat also auch dahin

zu sehen , daß die Gesetze befolgt werden . Theils aber kann

auch die kaiserliche Oberaufsicht statt finden , wenn der Kai¬

ser dazu durch einen eignen Reichsschluß besonders autorisirt

ist . Man nehme z . B . an , daß man von Reichswegen

in dem jetzigen Kriege zu wissen für nöthig fände , wie

viele Pulvermühlen , Stückgießereyen oder Kanonen in

Deutschland wären . Es würde dieserhalb ein Neichsschluß

abgefaßt , und darin der Kaiser ersucht , Erkundigung des¬

halb einzuziehen , so könnte sich kein Neichsstand weigern,

den deshalb von dem Kaiser geforderten Bericht zu erstat¬

ten . Aber freylich werben dergleichen Fälle nicht leicht Vor¬

kommen.

Was nun aber hienächst die Art und Weise selbst , wie

dieses Recht ' ausgeübt werden kann , betrifft , so lassen sich
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hier verschiedene 2lrten denken. Es ' kann von den Obrigr
ketten in einzelnen Fällen Bericht gefordert , oder es ihnen
überhaupt zur Pflicht gemacht werden , von Zeit zu Zeit
von allem , was zur genauen Kmnlniß des öffentlichen Zu¬
standes dient , Bericht zu erstatten , Tobten - und Geburts¬
listen u . s. w . eiuzuschicken . Eben so können auch eigne
Commissarien ernannt und durch diese die nöchigen Unter¬
suchungen angestellt werden ; man kann die Verfügung tref¬
fen , daß öffentliche Orte , Apotheken u . s. iv . durchsucht
werden . Za cs lassen sich selbst nach dem , was in dein
vorigen Paragraphen gesagt ist, Hausvisttationen anstellen«
Ist nun die höchste Gewalt durch diese Untersuchungen und
Berichte in den Stand gesetzt , zweckmäßige Verfügungen
zu treffen , um dadurch etwas Nachtheiliges vom Staat«
abzuwenden , oder dessen größern Flor, zu befördern , so ist
sie hiezu nicht nur berechtigt , sondern selbst verpflichtet.

§ . ? i8 . .

Aus dem Recht der Oberaufsicht fließt das Recht , dis
Handlungen der Bürger, wenn sie dem Wohl des
Staats nachtheilig sind , zuverbieten und zu vernich¬
ten. oder wenn sie demselben unschädlich , oder wohl gas
vortheilhast sind , zu bestätiget. Den teutschen Landes¬
regenten gebührt also auch dieses Recht in seinem ganzen
Umfang. Sie können nicht nur die Geschäfte und Ver¬
träge einzelner Bürger , oder Familien , sondern auch gan¬
zer Geftllichasten oder Gemeinheiten bestätigen . Will eine
solche Gesellschaft als eine im rechtlichen Sinn er¬
laubte angesehen, und als eine moralische Person betrach¬
tet werden , so muß sie vom Landesherrn bestätigt seyn,
tt»d sie kann sich Hessen höchster Aussicht, so lange sie
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dauert , nicht entziehen . Die Bestätigung ganzer Gesell¬

schaften und deren Geschäfte hängt von dem Regenten selbst

ab . In Ansehung der Verträge der einzelnen Bürger hin¬

gegen pflegt indessen die Bestätigung nicht von dem Landes¬

herrn selbst , sondern nur von den Gerichten zu geschehen.

Freylich wird durch die Bestätigung keine an und für

sich ungültige Handlung gültig , aber es werden doch da¬

durch rheils zu den Gründen ihrer Gültigkeit noch neue

Gründe hinzugesetzt , rheils enthält die Bestätigung gewisser¬

maßen eine Anerkennung ihrer Gültigkeit , und oft sind mit

derselben gewisse Vortheile verknüpft . So hat es z . B.

zwar keine » Zweifel , daß die außergerichtlich bestellten Hy,

porheken , als Hypotheken angesehen werden müssen und

als solche gelten . Allein in den mehrsten teutschen Reichs --

ländern wird doch den gerichtlich bestellten , der Vorzug vor

den außergerichtlichen gegeben , wenn gleich diese älter seyw

sollten - als jene.

In vielen Fällen hängt eö von der Willkühr der Unter-

thanen ab , ob sie ihre Geschäfte und Verträge bestätigen

lassen wollen , oder nicht , in andern hingegen müssen sie.

die Bestätigung nachsuchen und sie sind ohne dieselbe sogar

zuweilen ungültig . So wird in den mehrsten Ländern zur

Gültigkeit der Ehestistunge » , und der Kauftontratte über

Grundstücke , durchaus gerichtliche Bestätigung erfordert,

damit nicht die Hofe zersplittert , oder diesen eine zu große

Last aufgebürdet werden möge , ingleichen um Hinterlist und

Detrügereyen möglichst zu verhüchen *) , und um wegen

K 4

In manchen Landern schreyet man über dergleichen Ver¬

ordnungen , nach welchen zur Gültigkeit der; Contractc gericht¬

liche Bestätigung erfordert wird , und glaubt
'
, daß sie nur an

der Spcrtclsucht der Gerichte ihren Grund haben. Allein man
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öer Abgaben den jedesmaligen Besitzer zu kennen . Doch
der Regel nach erstreckt sich diese Verbindlichkeit nur auf
Bauern

*

*

*

) . Die Bürger in den Städten und der Adel ha¬
ben hierin mehrere Freyheiten , so daß es von ihnen abhängk,
ob sie ihre Ehestiftungrn und Kaufcontracte über unbeweg¬
liche Güter bestätigen lassen wollen , oder nicht , wenn sie
gleich letztere der Obrigkeit oder den hohem Landescollegicn
anzcigen müssen , damit diese die jedesmaligen Besitzer ken¬
nen und wissen , an wen sie sich in verkommenden Fällen zu
halten haben . Eben so bedürfen auch die Testamente und
Familien - Verträge der Bürger und der Adiichen keiner
obrigkeitlichen , oder landesherrlichen Bestätigung.

Bedürfen nun aber schon die Familien - Verträge der
Landsassen zu ihres Gültigkeit keiner Bestätigung , so tritt
dieses um so mehr in Ansehung der Haus - und Familien-
Verträge M hohen Adels ein , indem dieser , wie bereits
vorhin bemerkt ist, seine Autonomie noch besser zu erhalten
gewußt hat . Dies ist auch selbst den Neichsgesetzen gemäß.
Der Kaiser verspricht nemlich in der Wahlcapitulation
nicht nur überhaupt die guten Gebräuche und Gewohnhei¬
ten der Stände zu bestätigen und sie dabey zu schützen, ( wo¬
hin unstreitig auch der Gebrauch , verbindliche Dinge unter
sich in Familien - Verträgen zu bestimmen , gehört ) sondert»
auch ***) die Stände des Reichs nicht mit der Vorzeigung

bedenkt nicht , wie unendlich viele Proeeffe dadurch vermieden
werden , und wie sehr dadurch dev Unterthqn gegen Betrügerei --
cn gesichert wird.

") I » Ansehung dieser kann das Recht der Bestätigung auch
aus dem Eigcnthum abgeleitet werden , s. oben is ? .

« ) Art . i . -, '9.
* Art . XI . §. r. „Dabei - auch dieselben mit der Edition

der alten xaororum ümnliss nicht beschweren, vielweniger dis
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der alten Familien - Verträge bey Nachsuchung der Beleh¬

nung zu beschweren . Sind sie also nicht einmal verbun¬

den , die Hausverträge dem Kaiser vorzuzeigen; wie

könnten sie denn gehalten seyn , um die Bestätigung der¬

selben nachzusuchen ? Zwar ist hier nur die Rede von al¬

ten Verträgen , mithin möchte es scheinen , daß die Stände

zur Vorlegung der neuen verbunden wären . Allein nicht

zu gedenken , daß unmittelbar darauf cs heißt , daß auch

wegen Ermanglung der neuen Hausvertcäge die Beleh¬

nung nicht aufgehaltm werden soll , so ist noch immer die

Frage, ^ welche Verträge sind denn alt und welche
'

sind neu?

Man hat sich .indessen doch noch besser von Seiten der Reichs¬

stände vorgesehen und dem Paragraphen ausdrücklich die

Parenthese eingeschaltet , daß jedoch dergleichen Verträgen

dadurch nichts an ihrer Verbindlichkeit abgehen solle. Hier

wird keine Bestätigung des Kaisers zu ihrer Gültigkeit er¬

fordert , sondern es heißt bloß : „ wenn sie nach den Reichs«

grundgesetzen auch habenden und gleichfalls reichsconsti-

tutionsmäßigen Privilegien aufgerichtet " sind . Dies ist

also die einzige Einschränkung , welche zur Gültigkeit solcher

Familien - Verträge erforderlich ist . Sie dürfen nicht dm

Neichsgrundgesetzen , und was sich von selbst versteht , dm

Rechten eines dritten nicht zuwider seyn , sonst können sie

von diesem dritten angefochten werden . Daß übrigens das

K ;

Reichsbelehnung mit erstgedachter Edition der xscwrum kamilise:

( welchen jedoch , wenn sic nach den Reichsgrnndgesctzcn auch ha?
benden und gleichfalls reichscoustitutiousmaßigen Privilegien
aufacrichtet , durch dergleichen Belehnungen a :: ihrer Validität
und Verbindlichkeit nichts abgehen soll, ) sie sepeu neue oder al¬
te , noch wegen der illiquiden und streitigen Lehen - Taxen oder

kaudcmicngelder und dergleichen aufhalten ."
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gesammts kurfürstliche Collegium ebenfalls der Meynung !

sey , daß die Familien - Verträge des hohen Adels zu ihrer ! ^

Gültigkeit keiner kaiserlichen Bestätigung bedürfen , hat das - >

selbe im I . 1790 . bey Gelegenheit des vorgeschlagenen Zu - !

satzes der Wahlcapitulation wegen der Mißheyr - then zu er¬

kennen gegeben *) .

Was bisher von der Autonomie des hohen Adels ge - !

sagt ist , gilt auch in seiner Art von den Reichsstädten.
'

Auch diese haben dieselbe zu erhalten gewußt , nur daß der

Magistrat , da er nicht Herr der Stadt und selbst Neichs-

siand , sondern nur Administrator des gemeinen Wesens ist,

ohne jedoch der Bürgerschaft unterworfen zu seyn , ( § . 211 .)
der höchsten kaiserlichen Aufsicht unterworssen ist . Indessen
kann man doch durchaus nicht behaupten , daß diese sich ss ^
weit erstrecke, als die Oberaufsicht des Fürsten über den

Magistrat einer Landstadt . Gewiß ist es zwar , daß in

neuern **) Zeiten der kaiserlicheHof den Grundsatz aufge-

stsllet hat , daß keiüe Reichsstadt etwas von den Gütern

und Gefällen der Stadt ohne ausdrückliche kaiserliche Ein¬

willigung veräußern dürfe , und es ist allerdings richtig , daß

*) Man s. meine Geschichte der kaiserl . Wahlcapitulation
S . zoc>. u . f . Wenn ich jedoch daselbst gesagt habe : „ es sey
nicht abzuschen ', aus welchem Rechts grün de der Kaiser die
Bestätigung des in den Verträgen bestimmten Puucts wegen der
Mißheyrathcn verweigern könne , so sehe ich mich genöthigt , dies
wieder zurück zu nehmen . S . meine Abhandlung über un-
standesmaßige Ehen und Mißheyrathen , vorzüglich des ho¬
hen Adels ; in der deutschen Monatsschrift vom May
I 7SZ . und in dem Rep -ertor . des deutschen Staats-
und Lehnrechts, Bd . z . S . 624 . f.

^ ) In vorigen Zeiten sind dergleichen Veraufferungcn häufig
geschehen , ohne dem Kaiser die mindeste Anzeige davon zu ma¬
chen . Moser von der Reichsstadt . Regim . Vers . S . ; ; 4.
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der Magistrat einer Reichsstadt , weil er nur Admini¬

stratorist , für sich allein zu keiner Veräufferung der

Stadtgüter berechtigt sey ; ob aber derselbe nicht mit Ein¬

willigung der Bürgerschaft in einem dringenden

Nothfalle hiezu befugt sey ? dürfte eine andre Frage seyn.

Wenigstens getraute ich mir nicht das ^ egentheil ans der

I, . z . 0 . sie reb . civit . veuäsnä . zu behaupten . In der¬

selben wird zwar die Einwilligung des Kaisers zur Veräus«

serung der Staütgüter der Residenz erfordert , allein wie

kann denn von der Residenz des Kaisers Leo, oder über¬

haupt von den Städten in dem ehmaligen griechischen oder

römischen Reiche auf unsre Reichsstädte , welche eben so eine

ganz andre Verfassung haben , als das teutsche Reich eine

von dem römischen Reiche verschiedene Verfassung hat , ge¬

schloffen werden?

Eben so wenig läßt sich aus dem kaiserlichen Recht der

Oberaufsicht , und aus dem angeführten neuern Grundsatz

des Neichshofraths behaupten , daß eine Reichsstadt in ih¬

ren Streitigkeiten nicht ohne kaiserliche Einwilligung auf

einen dritten zu Austragung dieser Streitigkeit compromit-

tiren könne . In ältern Zeiten sind dergleichen Compromisss

sehr häufig errichtet *) und auch in neuern **) fehlt es

Man s. davon tlLrrst. t/rl/er- äiss. äs libergrum L.
6 . s . civicsrum iuäicio smicabili . InbinA . 1719 . 4.

So hat der Magistrat und die Bürgerschaft zu Frank¬
furt im I . i6iz . und dieStadt Goslar im I . lüyr . « „ .sol¬
ches Compromiß errichtet . Ein gleiches geschah von der letzter.--:
im I . 179; . auf den H . von Braunschweig . Der Reichshofrath
hat deshalb Bericht von der Stadt gefordert , cs ist derselbe auch
erstattet , vom Reichshofrath selbst aber darauf keine Resolution
erfolgt.
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nicht an Beyspielen dieser Art . Hat nun der Kaiser über»
Haupt vorhin angeführtermaßen versprochen , die Stände
bey ihren guten Gebräuchen und Gewohnheiten zu schützen,
so muß er auch die Städte bey dem alten Gebrauch, in ih¬
ren Streitigkeiten auf einen dritten compromittiren zu dür^
fen , schützen , denn in jener Stelle der Wahlcapitulation ist
nicht bloß von den Gebräuchen und Gewohnheiten der Hä¬
hern Reichsstände , sondern der säminllichen Stände die
Rede . Am wenigsten kann aber dies einigen Zweifel ha¬
ben , wenn der Fall von der Art ist , daß zwischen dem Ma¬
gistrat einer Reichsstadt und der Bürgerschaft über das
Recht , welches ein jeder Theil an den Stadtgütern hat.
Streit entsteht , weil in einem solchen Fall gar nicht die
Rede bon Veräußerung der Stadtgüler, oder von einer Ver¬
änderung der Stadtverfaffung ist.

§ . LIY.

Ferner ist aus der Oberaufsicht das Recht Concessio,
nen zu Anlegung irgend einer öffentlichen Anstalt , als
Apotheken , Buchdruckereyen , Wirthshäuser u . s. w . zu er,
theilen , herzuleiten . Ze mehr dergleichen Anstalten in das

Publikum wirken , und Einfluß auf das Wohl oder den

Nachtheil des Staats haben können , um ss weniger kann
cs in einem gttt eingerichteter, Staat gestattet werden , der¬

gleichen Anstalten ohne besondre Erlaubniß anzulegen . In¬
dessen folgt daraus nicht , daß dergleichen Anstalten zu den
Regalien selbst gehörten . Es ist ein großer Unterschied , ob

Anstalten dieser Art nicht anders , als mit landesherrlicher
Erlaubniß und unter landesherrlicher Aufsicht von Privat¬
personen , oder ob sie nur von dem Landesherrn selbst auf
eigne Rechnung angelegt werden können. Zenes ist dem
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Wohl des Staats angemessen, nicht aber dieses. Das Pu¬
blikum ist mehr dabey gesichert , wenn ein Privatmann eine

Apotheke anlegt , als wenn dies vom Fürsten selbst geschieht,
denn in jenem Fall führt ein andrer , als der Eigenthümer
die Aufsicht darüber.

Wenn nun aber gleich zu dergleichen Anstalten Conces«

sion erfordert wird , so ist doch , zwar nicht nach dem allge¬
meinen Slaatsrechte , wohl aber nach dem Herkommen,
nicht immer grade landesherrliche Concession dazu er¬

forderlich, sondern es kann diese auch von derOrts Obrig¬
keit, oder dem Adel auf seinen Gütern ertheilt werden.

Zn ältern Zeiten war dies durchgehends der Fall , in neuern

hingegen wollen die Negierungen es entweder überall nicht,
oder doch nur bey minder wichtigen Conceffionen gestatten.
Za sie behaupten , daß die Stadt oder der Edelmann selbst

dazu von ihnen Concession haben müsse , wenn sie derglei¬
chen Bewilligungen ertheilen wollen . Nicht selten entsteht
darüber Streik , bey dessen Beurtheilung auf die besonder

Verfassung und das Herkommen im Lande zu sehen ist.
Doch bleibt auf keinen Fall die landesherrliche Oberauf¬
sicht ausgeschlossen, damit nicht der Magistrat , oder der
Edelmann sich einen Mißbrauch zu Schulden kommen las¬

sen darf.
Auch der Kaiser ertheilt zuweilen Conceffionen. Ob und

in wie fern diese in den einzelnen Neichslanden Kraft ha¬
ben , wofern nicht die landesherrliche ausdrückliche oder still¬
schweigende Beystimmung hinzukommt , wird in der Ma¬
terie von Privilegien erörtert werden . In kleinen Ländern
und in Reichsstädten wagt man es nicht leicht , den kaiser¬

lichen Conceffionen ihre Gültigkeit zu bestreiten , wenn man

es gleich zuweilen mit eben dem Recht thun könnte , als in
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größer » , denn die Landeshoheit ist und bleibt die nemliche,
es mag die Rede von einem mächtigen oder schwachen Reichs»
stände seyn , und der Kaiser ist einmal in seiner Wahlcapi-
lularion verpflichtet , in die Landeshsheits - und Negierungs-
rechte der Neichsstände , besonders in — Policey - und

Gnadensachen keine Eingriffe zu gestatten.

§ . 22Ü.

Endlich fließt noch aus dem Rechte der Oberaufsicht,
das Recht neueUnterthanen aufzunehmen , so wie

die Aufnahme derselben zu verweigern. - Der

Regent hat dahin zu sehen , daß sich keine gefährliche oder
dem Staate lästige Leute in demselben niederlaffcn . Er
kann also z . B . verbieten , wovon wir in neuern Zeiten in

mehrern Ländern den Beweis gehabt haben , daß keine fran¬
zösische Emigranten im Lande ausgenommen werden sol¬
len . Umgekehrt , wenn er findet , daß die Aufnahme frem¬
der Bürger , z . B . ehemals der französischen ReluZiLs.
dem Staat zum Vortheii gereicht , so ist er sie aufzuneh-
men befugt.

Die Aufnahme einzelner Bürger oder Unterthanen
pflegt indessen gewöhnlich dem Magistrat in der Stadt , oder
dem Edelmann auf seinem Gute zuzustehen . Bcyde haben
jedoch dahin zu sehen , daß von dem neu Aufgenommencn
dem Landesregenten der Huldigungscyd geleistet wird , und

daß babey dasjenige beobachtet werde , was überhaupt in

Ansehung der Aufnahme vorgeschrieben ist . Immer bleibt
aber auch hier die landesherrliche Oberaufsicht , damit das

Recht der Obrigkeiten und des Adels nicht gemißbraucht
werde.
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In den Reichsstädten hängt die Aufnahme neuer Bür¬
ger von dem Magistrat ab , und diesem kann hierin von
dem Kaiser oder den Reichsgerichten kein Eintrag geschehen.

Drittes Capitel.
Von

der gesetzgebenden Gewalt.

§ . - 2 ! .

^Hst die höchste Gewalt im Staate durch die geschehene Aus«
Übung des Rechts der Oberaufsicht von allem , was im
Staate vorgeht , gehörig unterrichtet ; ist sie mit allen Thei-
len genau bekannt , so kann sie nunmehr den Unterthancn
Vorschriften ertheilen , wonach diese ihre Handlungen ein¬
zurichten haben , damit der Endzweck der großen Gesell¬
schaft möglichst erreicht werde . Nicht nach Willkühr , son¬
dern nach bestimmten Vorschriften müssen die Handlungen
der Bürger gerichtet werden . Das Gesetz muß die Necht-
oder Unrechtmäßigkeit der Handlungen bestimmen, nicht der
Richter , noch weniger der Regent. Aber der Regent giebt
das Gesetz / entweder für sich allein , nach seinen besten Ein¬
sichten , oder mit Zuziehung der Nation, oder deren Neprä,
sentanten , und der Richter wendet es an auf die einzeinm
vorkommenden Fälle«

Oft wird indessen eine solche Vorschrift nur für einzelne
Bürger erlassen. Eine solche Verordnung wird noch nicht
mit dem Namen Gesetz belegt > sonder» ist und heißt nur
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Befehl , Mandat re. , und ist alsdann auch nur Norm

für den oder diejenigen , an welche sie erlassen ist. Sollen

aber dadurch alle Unterthanen verbunden werden , soll die

Vorschrift Norm für alle , wenigstens für eine gewisse Classe

der Unterkhanen seyn , so muß auch die Verordnung allen

gehörig bekannt gemacht werden , und dann pflegt sie mit

dem Namen Gesetz , General - Mandat , Landes-

Ordnung rc. belegt zu werden . Die verbindliche Kraft

des Gesetzes liegt zunächst in dem erklärten Willen des oder

derjenigen , dem oder denen die höchste Gewalt von der Na¬

tion übertragen ist. Das Recht aber selbst zu bestimmen,

welche Handlungen der Unterrhan thun oder lassen soll, heißt

die gesetzgebende Gewalt.

§ . 222 .

Zn allen Staaten , welche eine eingeschränkt monarchi¬

sche Verfassung haben , steht dem König oder Fürsten das

Recht Gesetze zu geben , nicht ausschließlich zu , sondern es

müssen die Repräsentanten der Nation , oder die Stände

dabey concurriren . Einzelne Befehls kann zwar der Re¬

gent erlassen , auch wohl im Nothsalle provisorische Verfü¬

gungen treffen , allein sollen gemein verbindliche Gejehe ge¬

geben werden , so wird dazu die Beystimmung der Reichs¬

stände erfordert - Ist aber diese erfolgt , so wird
'das Gesetz

im Namen des Königs , zuweilen mit der Bemerkung der

geschehenen Zurathziehung und Einwilligung der Stände

öffentlich bekannt gemacht , und der König sorgt sodann,

vermöge der ihm gebührenden vollziehenden Gewalt , für

ihre Vollstreckung.

Fast eben so ist es in unserm teukschen Neichsstaat.

Der Kaiser als eingeschränkter Monarch kann für sich allein

keine
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keine allgemein verbindliche Gesetze geben , sondern es wird
dazu die Concurrenz der Reichsstände auf einem allgemei¬
nen Reichs - oder Deputationstage erfordert . Daß unter
dieser Concurrenz ein Gimtzilügungs - und Beywirkungsrecht
zu verstehen ser> , ist schon in dem vorhergehenden bemerkt
worden , so wie auch aus den Capiteln von dem Reichs -
und Dsputationstagen die Art und Weise , welche dabey
beobachtet wird , bekannt ist . In dem wsstph. Frieden Art.
8 . § . 2 . wird ausdrücklich die gesetzgebende Gewalt zu den
Comitialrechten gezählt, und auch in derWahlcapitulation *)
muß der Kaiser versprechen, kerne neue Ordnungen und Ge¬
setze im Reiche zu machen , sondern hiebey sammtliche Stän¬
de auf Reichstagen zu Rache zu ziehen , und nicht eher hier¬
in etwas zu verfügen , als bis er sich mit den Ständen des,

halb verglichen habe . Ja man hat im Jahr 1742 . sogar
die kassatorische Clausel beygefügt : daß alles , was diesem
zuwider geschähe , ungültig und unverbindlich scyn solle.
Es ist also in diesem Stück unser Kaiser noch eingeschränk¬
ter , als andre Monarchen, denn er darf nicht einmal pro¬
visorische Verfügungen erlassen , wenigstens brauchen die
Stände denselben nicht Folge zu leisten.

Kann nun aber der Kaiser nicht für sich allein Gesetze
machen , so ergiebt sich schon daraus von selbst , daß er auch
«inseitig keine vorhandene , auf gehörige Art verfaßteReichs¬
gesetze abschaffen , oder ändern , oder authentisch auSlcgen
könne. Alles dies kann nur von denen geschehen , welche
das Recht , Gesetze zu geben / haben , folglich auch nur vom

Kaiser und den gesummten auf einem Reichstage versammel¬
ten Neichsständen , folglich weder vom Kaiser allein , noch

*) Art. r . §. k»
Zweiter Band. 8
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von dem kurfürstlichen Collegio und dem Kaiser *) . Es ist

jenes aber auch zu mehrerer Sicherheit noch ausdrücklich in

der kaiserlichen Wahlcapitusation Art . 2 . , § . 4 . versehen.

Indessen werden doch die nach vorgängiger Vergleichung

mit den Neichsständen abgefaßken Gesetze allein im Namen

des Kaisers , es sey nun in Neicksabschieden , oder einzelnen

Neichsschlüffen , oder durch besondre kaiserliche Edikte oder

Mandate abgefaßt und öffentlich bekannt gemacht und

da der Kaiser cuÜc >8 Iez; r !m ist , so hat er auch für die Voll¬

ziehung der gegebenen Gesetze zu sorgen . Was die Be¬

kanntmachung der allgemeinen Neichsgesetze betrifft , so ist

in Ansehung der Art derselben noch verschiedenes zu bemer¬

ken . Man muß nemlich vor allen Dingen einen Unter¬

schied machen , ob der Gegenstand des Gesetzes bloß von der

Beschaffenheit ist , daß daDurch nur die Neichsstande ver-

chunden werden , oder ob durch dasselbe auch die unmittel¬

baren Glieder des Reichs und die Unterrhanen der Neichs-

stände verbunden werden sollen ? Zn jenem Fall vertritt die

auf dem Reichstage übliche Diktatur die Stelle derPromul,

gation . Ist hingegen der zwcyte Fall vorhanden , so erläßt

der Kaiser » och besondere Edicte , Mandate , ZnhibitMen,
Avocatorien re. Ost und gewöhnlich werden diese, wenn sie

Folge eines unmittelbar voraufgegangenen Neichsgulachteus

sind , sogleich dem kaiserlichen Rarificationsdecret beygefügt

und »stk diesem zur Diktatur gebracht . Diese Handlung ist

jedoch nicht hinreichend, um dadurch die unmittelba-

/ ) Man sicht also hieraus / daß die von dem kurfürstliche»
Collegia in der Wahlcapitulation einseitig gemachten Zusätze,
wodurch altere allgemeine Reichsgesetze aufgehoben , geändert,
oder erklärt werden , von keiner verbindlichen Kraft sepn könne» .

"*) Vcrgl . §. 15 ; . . .
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ren Glieder des Reichs , ingleichen die Reichsgerichte und
Unterthanen der Reichsstände zu verbinden , denn wenn
gleich , das Reichsgesetz durch die Diktatur promulgirt ist,
so ist es doch dadurch nicht ihnen, sondern nurdenNeichs-
standen bekannt gemacht. Cs wird also hiezu noch ein an»
drer Actus erfordert , und dieser besteht darin» , daß das
Edikt , Mandat rc. durch besondere kaiserliche Nescripte den
Reichsgerichten , der Reicheritterschaft und andern unmittel»
baren Reichsgliedern , ingleichen den Kceisausschreibenden
Fürsten mitgetheilt , und jenen darin geboten wird , sich
nach dem Inhalt des Edikts zu richten , diese aber erinnert
werden , die Edikte ihren Kreisnncständen anderweit mitzu-
theilen , oamirdiese sie in ihren Landen und Gebieten ih»
ren Uukerrhauen zu ihrer Nachachtung bekannt machen kön¬
nen . Die kaiserliche Wahlcapitulation und die Neichsab-
schiede werden den bcpden höchsten Reichsgerichten durch
Kur Mainz insinuirt, von dem Kaiser wird ihnen aber die
Beobachtung derselben besonders anbefohlen . Der Neichs-
hofralh erhält ein Original , das Reichskammergericht aber
eine vidimirte Abschrift. Eben so ekhält auch ein jeder Kur¬
fürst ein Original der Wahlcapitulation, den übrigen Neichs-
ständen wird sie aber nicht aus eine legale Art bekannt ge¬
macht . Billig sollte dies auf dem Reichstage durch die
Diktatur geschehen . Es geschieht aber nicht, wahrscheinlich,
weil daraus nur Gelegenheit zu Protestationen und Strei¬
tigkeiten der übrigen Reichsstände entstehen würde . Ein je¬
der Neichsstand läßt übrigens auf die in feinem Lande ge¬
wöhnliche Art , das erhaltene kaiserliche Edikt bekannt
machen.

Erst alsdann , wenn das Gesetz auf gehörige und
förmlicheArt promulgirtist , hat dasselbe verbindliche Kraft.

L-
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Nsichsgesctze wodurch die Unterthanen der Neichsstände ver¬

bunden werden sollen , müssen diesen daher durch ihre Lan¬

desherrschast oder Obrigkeit bekannt gemacht werden . Zwar

liegt die verbindliche Kraft nicht in dem gewöhnlich ange-

sondern vielmehr in dem vereinigten Willen des Kaisers und

des Reichs , und es ist daher jener in den Landesherrlichen ,

den , wofern sie nicht durch die Landesobrigkcit den Unter - >

thanen publicirt sind . f

Unterlaßt ein Neichssiand diese Publikation / so kann .

derselbe darüber zur Verantwortung gezogen , und auch wohl

deshalb nach Beschaffenheit der Umstände gestraft werden , i

hingegen begeht dessen Unterthan keine gesetzwidrige strafba - !

re Handlung , wenn er dem ergangenen , aber ihm noch ^

nicht publicirten Verbote entgegen handelt *) . !

riete Vorfall , da ein Hamburger Kaufmann ein Schiff mit Korn , >

beladen nach Frankreich absendei , wollte , dieses aber nachgehenLs !

zu Stade aufgebracht ist , beurthcilen . Noch war das kaiser- >

liche Mandat , wodurch die Ausfuhr des Korns nach Frankreich l '

verboten wurde , in Hamburg nicht publicirt , folglich hatte Last j

selbe auch für die Hamburger Kaufleute keine Kraft und Wir - / H

kung , und folglich konnte auch der Kaufmann , welcher das s
Schiff befrachtete , deshalb mit der Confiscation der Ladung '

rechtlich nicht gestraft werden . Die königliche und kurfürstli¬

che Regierung zu Stade hat daher auch nur krafthaben¬
den bcsoi ! dcrn allerhöchsten landesherrlichen Be¬

fehls die Confiscation der Ladung erkannt . S . das von dem '

Prof . Büsch zu Hamburg verfaßte Gutachten , die Ladung des

am , ; o . Marz d . I . auf der Elbe von dem Stader Zollschiffe an-

üchaltciicn und durch Unheil der konigl . Bremischen . Regierung

hängten besonderem Befehle des Landesherren , sich nach dem s

kaiserlichen Befehle in allen Stücken gebührend zu achten , i

Pnblicationen angehängte Befehl im Grunde etwas über - ^

flüssiges . Aber dergleichen können doch keine Wirkung ha « ! .

H Hieraus laßt sich unter andern der , ohnlängft sich creig - l
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Zuweilen wird auch wohl ein Neichsstand von der Verbind¬

lichkeit , das kaiserliche Edict zu publi
'ciren , dispensier . So

sind in den chnialigen Reichskciegen mit Frankreich die

Hansestädte von der Publikation der kaiserlichen Man¬

date , wodurch der Handel mit Frankreich verboten wurde,

durch besondrc kaiserliche Vergünstigungen befreyer worden,

und alsdann hat das Mandat für die Bürger und Unter,

thane » keine Wirkung.

Uebrigens enisteht bey dieser Materie noch die Frage:

Ob der Kaiser die vorhandenen Gesetze wohl ohne weitere

vvrgängige Bewilligung des Reichstags erneuern könne?

Auch dieser Punct ist in der kaiserlichen Wahlcapitulatio»

berührt ; allein so wie die Worte der Wahlcapitulation lau,

len , kann man dem Kaiser dies Recht nicht bestreiten

*

*) ,

denn er ist sogar verpflichtet , nicht nur die Reichsgesetze auf,

recht zu erhalten , sondern ste auch zu erneuern . Zn Ansehung

dieses Punkts wird er nicht , wie in Ansehung der Besse¬

rung und Aenderung der Gesetze an die vorgängige Einwil-

L Z

( konigl . Regierung des Herzogthums Bremen ) den 6 . Scpt.

r . I . sammt der Ladung für confiscirt erklärten Hawburgischen

Schiff » betreffend . Hamburg 179; . toi.

*) Es wird nbthig seyn , hier die eignen Worte des Gesetzes

vollständig anzuführen . Nachdem der Kaiser iu der Wahl,

capit . Art . 2 . §. auf die Beobachtung und Erhaltung der,

Aeichsgesetze verpflichtet ist , beißt es ss. 4 . „ Desgleichen auch

andere des heiligen Reichs Ordnungen und Gesetze , so viel dem ^

obgedachtcn im I . zu Augsburg errichtete » Reichsabschie¬

de und mehr erwähnten Friedensschlüsse nicht zuwider sind , er,

« cuc r » , und dieselben mit Conseils Kurfürsten , Fürsten und

Stande , wie cs des Reichs Gelegenheit jederzeit erfordert , best

fern , keineswegs aber ohne Kurfürsten , Fürsten und Stände

aufReichstägcn gleichmäßig vergehende Bewilligung ändern.
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ligung der Kurfürsten , Fürsten und Stände gebunden.
Die einzige Einschränkung , welche in Betreff der Erneue¬
rung in dieser Stelle der Wahlcapituiation gemacht worden
ist , ist, daß die Gesetze , welche erneuert werden sollen , nicht
dem Neligions - und Westphälischen Frieden zuwider scyn
dürfen . J >, der That enthält auch die Erneuerung eines
Gesetzes keine neue Gesetzgebung , es wäre dann , daß die
veränderte Verfassung die Anwendung des ältern Gesetzes
nicht mehr verstattete , daß da ^ Gegentheil vielmehr durch
ein rechtmäßiges Neichsherkommen festgesetzt / und daß also
das ältere Neichsgesetz durch ei» jüngeres Herkommen auf«
gehoben worden wäre . Denn daß durch ein rechtmäßiges
Neichsherkommen ein älteres Gesetz aufgehoben werden kön¬
ne , liegt theils in der Natur der Sache , theils in dem un¬
mittelbar vorhergehenden Paragraphen der kaiserlichem
Wahlcapitulation *) , worin dem Neichsherkommen seit 1790.
ausdrücklich eine derogatorische Kraft zugestanden wird.
Dies ist also die zweyte Einschränkung in Betreff der Er¬

neuerung , mithin würde in einem solchen Falle die Erneue¬
rung eines ältern Gesetzes durch ein einseitiges kaiserliches
Edikt unerlaubt seyn . Zst hingegen von Aufrechkhaltung
eines Gesetzes , von Rettung desselben gegen einschleichenden
Mißbrauch die Rede , so ist der Kaiser als Bewahrer der
Gesetze allerdings befugt , ja sogar verpflichtet , die einmal
Mit reichstägigex Bewilligung abgefaßten Gesetze in beson-
dern Edikten zu erneuern , auf ihre Beobachtung zu drin»

gen und selbige von neuen einzuschärfen.

Daselbst heißt esmcmlich : „ was bey vorigen Reichstagen
pder Reichsdeputationen verabschiedet und geschloffen, und durch
die nachfolgende » Reichsconstitutionen oder das rechtin äe
ßige Reichsherkommen nicht wieder aufgehoben
worden,
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Beynahe hätte indessen im I . 1790 . der Kaiser durch

eine bloße Versetzung der in der angeführten Stelle der

Wahlcapitulakio » enthaltenen Worte , das Recht der Er¬

neuerung verlohren . Kur brau » schweig trug nemlich

darauf an , das Wort erneuern, da , wo es stünde , aus¬

zulassen , und die Stelle so zu fassen : desgleichen auch

andreGcsetze — mit C 0 nsens Kurfürste nch F ü r,

stenund Stände , wie cs des Reichs Gelegenheit

jederzeit erfordert , erneuern und bessern, kei¬

neswegs aber ohne - Dewilligungäudern.

Wäre diese vvrgeschlagene Fassung beliebt worden , so würde

ein ganz andrer Sinn herausgekommen und es unläugbar

gewesen sei) U , daß der Kaiser auch bey der Erneuerung der

Gesetze an die Einwilligung der Neichssiände gebunden gewe¬

sen seyn würde . Mein man beschloß durch Mehrheit der

Stimmen die bisherige Fassung beyz »behalten *) .

H. ch- z.
In den einzelnen Reichslanden steht die gesetzgebende

Gewalt einem jeden Regenten zu . Dies hat an und für

sich keinen Zweifel , nur wußten die ältern Publicisten nicht,

aus welchem Grunde dem Landesherrn dieses Recht gebühre.

Anfangs glaubte man , daß sie dazu vermöge der hohen

Gerichtsbarkeit , womit sie vom Kaiser belehnt wären , be¬

fugt wären . Bald besann man sich indessen eines andern

und glaubte , daß sie ein Recht Statuten zu machen hätten.

In der Kammergerichlsordnung Th . 1 . Tlt . 57 . wurden

Kammcrrichter und Beyfitzer angewiesen , nach des Reichs

gemeinen Rechten und Abschieden und nach redlichen und

L 4
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ehrbaren Ländischen Ordnungen , Statuten und Gewöhn,
Heiken der Fürstenthümer , Herrschaften und Gerichten - -
zu richten . Was bedurfte es nun weiter für Zweifel , daß
Neichsstände berechtigt wären Statuten zu machen , und
daß ihre Gesetze nichts andets waren , als Statuten . Diese
Meinung , erhielt sich lange Zeit . Noch in dem jüngsten
N . A . wird das Kammcrgericht § . 105 . angewiesen , „ bey
Administration der heilsamen Justiz sowohl die Statuten
und Gewohnheiten , als die Neichsabschiede und gemeinen
Rechte vor Augen zu haben . Offenbar werden auch hier
unter Statuten die bcsondern Landesgesctze verstanden.

Nicht immer ist indessen der Name einer Sache gleich¬
gültig . Waren die Landesordnungen und Gesetze nur Sta¬
tuten , so bedurften sie zu ihrer Gültigkeit einer kaiserlichen
Bestätigung , Wirklich nahm man die Sache Anfangs auf
diesen Fuß und es finden sich noch aus dem sechszehnten
Jahrhundert Beispiele , daß die kaiserliche Bestätigung der
von dem Lanbesherrn publicirten Ordnungen gesucht und
ertheilt worden ist.

Endlich besann man sich jedoch,eines bessern . Die Lan¬
deshoheit begreift alle Rechte , welche nach Grundsätzen des
allgemeinen Staacsrechts der höchsten Gewalt nur immer
zustehen , wofern sie nicht ausdrücklich davon ausgenommen
sind . Nirgends findet sich aber eine solche Ausnahme in
Ansehung der gesetzgebenden Gewalt / folglich ist auch diese
mit in der Landeshoheit der teutschen Reichsstände begrif¬
fen , und ein jeder Landesherr macht Gesetze in seinem
Lande , ohne dazu irgend einer kaiserlichen Concession oder
Bestätigung zu bedürfen.

Wo jedoch Landständs sind , und wo diese noch in eini,

gern Ansehen stehen , da pflegen dieselben bey der Abfassung
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der Laiidesgesctze zu concurriren *) . Indessen findet doch

diese Concurrenz nur bey den all gemeinen LandeSgesctzen,

welche in die Gerechtsame kcr Landstande und Unterthansn

eingreifen , statt , hingegen nicht bey Ncscripten und Verfü¬

gungen , welche an einzelne Personen erlassen **) , oder nicht

sowohl vermöge der gesetzgebenden Gewalt , als eines an¬

dern Hoheiisrechts getroffen werden . Ueberhaupt hat ein

Landesherr , wenn er gleich Landstände hat , sich in diesem

Punct freyere Hände zn verschaffen gewußt , als der Kaiser.

Um so weniger hat es daher Zweifel , daß der Landesregent

bloß in seinem Namen die Gesetze erläßt , wenn gleich die

Landstände dabey concurrirt haben , doch pflegt mehrentheils

dieser oder der vorgängigen Communication mit der Land¬

schaft , auch wohl des Raths oder der Einwilligung dersel¬

ben zugleich in der Verordnung Erwähnung zu geschehen.

Da ferner auch ein jeder Fürst für die Beobachtung

der Gesetze in seinem Lande zu sorgen hat , so kann auch er

einseitig die Gesetze erneuern und deren Beobachtung von

neuen cinschärfen . Aufheben , verändern oder authentisch

erklären , kann aber auch er nicht die mit Bewilligung der

Landstände gegebenen Gesetze , wenn es gleich am Ende der

Verordnung heissen sollte : daß der Landesherr sich und

seinen Nachfolgern in der Regierung ausdrücklich Vorbe¬

halte , selbige nach Belieben zu mehren , zu mindern , zu
ändern , auch ganz oder zum Theil wieder aufzuheben * **) .

L 5

H S . oben §. i ?8.
Doch müssen sie nicht von, - er Art seyn , daß dqdurch '.die

Gerechtsame - er Landstände und Untcrthancn verletzt werden.
) Moser von derLandesbohest in Regierungssachcn. S.
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Auch die Reichsstädte haben unstreitig das Recht neue

Gesetze und Verordnungen zu erlassen , nur kommt es auf

die Verfassung der Stadt selbst an , ob der Magistrat hiezu

für sich allein befugt sey - oder ob , ingleichen in welcher

Maße und auf welche Art die Bürgerschaft , ober deren Re,

Präsentanten dabey concurriren . In älttrn Zeiten ließen

sich öfters die Reichsstädte zu Errichtung neuer Gesetze vom

Kaiser Concession ertheilen , oder wenigstens ihre Gesetze

vom Kaiser bestätigen . Allein von beydcn ist heutiges Ta - ^

ges nicht mehr die Frage , und cs hat keinen Zweifel , daß j

die Reichsstädte eben so gut , als andre Reichsstände , ver¬

möge der ihnen zustehenden Landeshoheit Gesetze und Ver¬

ordnungen machen können , ohne dazu einer kaiserlichen Con¬

cession oder Bestätigung zu bedürfen.

Indessen kann doch selbst die Gesetzgebung so wohl in

den Reichsstädten , als in den Territorien ein Gegenstand

der kaiserlichen Negierung in dem Fall werden , wenn dar¬

über Streit zwischen dem Magistrat und der Bürgerschaft,

oder dem Fürsten und seinen Landständen entsteht . !

Außer der gesetzgebenden Gewalt des Kaisers und der

Stände hat sich noch bis auf den heutigen Tag bey Reichs¬

ständischen und andern adlichen Familien , ingleichen bey

Städten und ganzen Gemeinheiten das Recht ihre eignen^ j

Statuten zu machen , und dadurch ihre Privatrechte und

Verbindlichkeit n zu bestimmen , erhalten . In ältern Zeiten .

wurden nur sehr selten sowohl Reichs - als Landesgesetze ge - ;

macht , wodurch dis Privatrcchte bestimmt worden wären . j

Man hielt dies für Eingriffe in die natürliche Freyheil ei - !

neö jeden . Hier blieb also Freyheit eigne Einrichtungen zu

§ - 224.
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machen , und gewisse Puncke entweder ausdrücklich oder

stillschweigend ftstzusetzen , wonach künftig ein jeder sich zu

richten hatte . So entstanden Statuten oder Gewohnheiten

einzelner Familien , einzelner Gemeinheiten , der Städte , ja

oft ganzer Länder , und daher rührt es , daß die Privat-

rechte in den verschiedenen teutschen Territorien , ja oft in

den verschiedenen Distrikten ein und desselben Landes so ver¬

schieden sind . In einigen Gegenden des Landes ist es z . V.

üblich , daß der jüngste Sohu . de» Hof erhält , und seine

Geschwister abfindet ; in andern bekoinmt ihn der älteste

Sohn ; noch in andern entscheidet vielleicht das Loos.

Noch jetzt werden von Neichswege » nur selten über

solche Dinge , welche das Innere der Familien , Städte,

Dörfer oder Länder betreffen , allgemeine Neichsgesehe ge¬

macht . Mehrentheils pflegt es nur alsdann zu geschehen,
wenn etwas in einzelnen Ländern nicht füglich durchgesetzt
werden kann , wofern es nicht auf eben die Art durch ganz

Deutschland so gehalten wird . Indessen fehlt es doch nicht

ganz an Neichsgesetzen jener Art , nur enthalten sie öfters

eine sogenannte salvatorische Clausel, d . h . daß da¬

durch den besonder » Gewohnheiten und Statuten nicht de-

rogirt werden solle.

§ . 225.

Welche Gesetze haben denn nun aber in einer Collision

den Vorzug ? die Reichs - oder Landesgesetze ? — Hier ist

Präliminairfrage , ob ein Neichsstand ln seinem Lande ei-

ivas den gemeinen Neichsgesetzen zuwider verordnen könne?

Von Neichsgrundgesetzen ist hier nicht die Rede , denn in

Ansehung dieser versteht es sich von selbst , haß ihnen zuwft

der kein Neichsstand etwas verfügen könne , Einige sinh je-
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doch auch in diesem Punct andrer Meinung *) , und glau¬
ben , daß , wenn ein NeichSarundgesetz zum Vortheil der

Landesherrn , oder der Landsrände und Unterthanen errichtet

worden sey , alsdann dasselbe durch beyderseitige Einwilli¬

gung abgeändert werden könne. .Man berust sich deshalb

aus den Osirabr . Frieden Art . V . § . zi . iugleichen den

I . R . A . § 180 . und man könnte diesen noch mehrere

Bsyspiele , besonders auch seit 1790 . aus der kaiserlichen

Wahlcapitulativn den § . 6 . des neunzchnlen Artikels bcysü-

gen . Zllleiu nicht zu gedenken , daß hier mehr eine Ent-

sagung eines einmal erlangten Rechts vorhan¬

den seyn würde, so ist ja auch nicht alles, waö in

einem Reichsgrundgesetze enthalten ist, Neichsgrundgesrtz **) ,
Der Art . V . § . zi . des O . F . paßt nicht , weil in demsel¬

ben ausdrücklich den Reichsständsn gestattet ist , etwas an¬

ders als in dem Paragraph verordnet ist , mit Einwilligung

ihrer Unterthanen festzusetzen ***) . Der tz . 1 zo . des R.

A . kann gleichfalls nicht zum Beweise dienen , weil in dem¬

selben die Rede davon ist , daß die Unterthanen ihren Lan¬

desherrn zu Erhaltung und Besetzung der nöthigen Festun¬

gen mit hässlichen Beytrag an die Hand gehen solle««. Dies

Gesetz ist rein Neichsgrundgesctz , sondern ein bloßes Reichs«

gesttz für die Grundverfassung der Länder . Daß diese von

einem jeden Landesregenten mit Einwilligung sei¬

ner Unterthanen abgeäuserr werden könne », ist gewiß.

ch A . B . Hr . Prof . Glück in seinem Commcntar über die

Hellfcldischcu Paiidccten . Th - 1 . S ., 161.
" ch Vlan s . im ersten Thcüc
*" ) Daselbst heißt cs ncmlich : Lr llsec oinnis kemxer er udigue

obll '- vemur eausque , äonee äs reiixione clirilliML vel univsrlsü-

rer , r-ct rnkc»- rmmräraro- / i-täiros in«t,n> co»/e -!/ » -i/r-

tk> crrt convenrum.
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Die Frage bleibt also nur noch in Betreff der bloßen

Reichsprivatgesetze . Hier kommt es zuförüerst darauf an,

ob diese eine salvatorische Clausel enthalten odernicht.

Ist jenes der Fall , so sind dadurch selbst die bereits beste¬

henden Gesetze aufrecht erhalten . Es hat aber auch dem

Herkommen nach nicht den mindesten Zweifel , daß alsdann

auch noch etwas anders durch besondere Landesgefthe ver¬

ordnet werden kann . Den besten Beweis hievon geben die

vielen in neuern Zeiten verfaßten Criminal - Ordnungen,

ohncrachtet wir eine Rcichscriminal - Ordnung haben , welche

jedoch jene Clausel enthält.

Ist nun aber einem Reichsgssctze ein solcher Vorbehalt

nicht beygefügt , so kommt cs darauf an , ob dasselbe ein

durchaus gebietendes oder verbietendes Gesetz scy , oder

nicht ? Im erstem Fall kann durchaus dasselbe nicht durch

ein besonderes Landesgesetz außer Kraft gesetzt und das Ge-

gentheil dessen, was es .enthalt , festgesetzt werden , wohl aber

im letztem . OS übrigens das Reichsgesetz ein durchaus ge¬

bietendes oder verbietendes , oder aber nur , wie man cs im

letzter » Fall nennt , ein hypothetisches sey, laßt sich am

besten aus dem Inhalt und der Absicht desselben ersehen.

Eben dieses gilt auch von den Schlüssen oder Gesetzen

einzelner Collegien oder Körper des Reichs . Hat ein Kreis

z . B . durch einen Kreisschluß verordnet , daß im ganzen

Kreise keine Lottos geduldet , und auch nicht in fremde Lot¬

tos eingesetzt werden soll , so kann kein zum Kreise gehöri¬

ger Reichsstand in seinem Lande oder Gebiete das Gegen-

theil davon gestatten.

Daß übrigens , im Fall kein Reichs - oder Kreisgesetz

über einön Gegenstand vorhanden ist , der Landesherr völlig

freye Hände habe , und daß er auch nach Belieben dm frem«
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den recipirten Rechten durch eigne Landesgesetze derogiren
könne , hat nicht den mindesten Zweifel.

Nach dieser Voraussetzung laßt sich nun die Stufenfolge
der Gesetze , welche der Richter bey seinen Entscheidungen
stets vor Augen . haben muß , sehr leicht bestimmen. Oben
an stehen die absolut gebietenden oder verbietenden Re -chS-
gesetze . - Dann folgen Kreisgesetze dieser Art , hierauf Lan,
desgesetze , nach diesen hypothetische Neichsgesetze und end¬
lich die gemeinen fremden Rechte.

§ . re6.
Was bisher von dem Verhältniß der Reichsgesetze zu den

Landesgesetzen gesagt ist , gilt in seiner Art auch von dem
Verhältniß der Landcsgesetze zu den Statuten , oder den
Gewohnheiten freyer Familien, der Gemeinden und Städte.
Willk ü h r sagt man bricht Landrecht, das heißt die
besondern Gewohnheiten und Statuten geben die erste Norm
bey Entscheidung der Streitigkeiten ab , und haben also
noch den Vorzug vor den Landesgesetzen. Allein dies ist ,

'
nur in so fern richtig ; als kein absolut gebietendes oder ver - !
bietendes Landesgesetz vorhanden ist.

Sollen übrigens die Statuten der Städte und Gemein¬
heiten gesetzliche Kraft haben , und bey vorkommenden Strei¬
tigkeiten nicht sowohl der Mitglieder der Gemeinheit selbst,
als dieser mit andern nicht dazu gehörende» , zur Entschei,
dungsguelle dienen , so wird heutiges Tags in den mehr- !
sten Ländern dazu eine landesherrliche Bestätigung erfor-
dert . Doch kann die Genehmigung auch stillschweigend ge- !
schehen , und sie ist in dem Fall für stillschweigend ertheilt !
zu halten , wenn etwa eine Gesellschaft ihre Statuten dem '
Landesherrn vorlegt , und dieser sodann die Geselljchaft für ^ >-
eine politisch erlaubte erklärt . i -
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§ > 227.

Endlich ist noch die Frage zu, erörtern, ob und in wie

, fern der Regent selbst und besonders ein tenlschcr Landes»

regent an die Gesetze gebunden scy , welche in seinem Lande

gelten . ftrinoepF legibus solutus est , sagen die Römischen

Gesetze . — Wehe uns , wenn dieser Satz in seiner Allge¬

meinheit richtig wäre. Aber er ist es nicht, selbst nicht nach
dem römischen Rechte . Ueberhaupt ist hier nicht von Ge¬

setzen überhaupt, also nicht von göttlichen und natürlichen

Gesetze » , sondern nur von denen die Rede , welche der Fürst

selbst giebt , nicht um sich , sondern um seine Unlerthanen

dadurch zu verbinden . Es ist aber ferner dies auch nur

von solchen Gegenständen zu verstehen , die ihn selbst , seine

Familie oder Privatverhältnisse als Fürstchetreffen . So ist

er z . D . nicht an die Formalitäten gebunden , welche er sei¬

nen Unlerthanen bey Errichtung der Testamente vorgeschrie¬
ben hat . Ein gleiches ist von den Erbfolgegesetzen u . s. w.

zu sagen . Will er hingegen etwas aus einem Privatge¬
schäft der Unterthanen erwerben , oder handelt er als Be¬

sitzer von Privatgütern , so muß er sich , im Fall darüber

Streit entsteht , nach seinen eignen Gesetzen richten lassen.
Dies alles sagt auch das römische Recht , mithin darf matt
es in diesem Punct keines Despotismus beschuldigen.

Das nemlichr gilt nun auch von unfern teutschett Reichs,
ständen . An göttliche , natürliche und Landesgrundgcsetze
sind auch sie gebunden , und da sie nicht unabhängig, son¬
dern Kaiser und Reich unterworfen sind , so haben auch die

Reichsgesetze für sie verbindliche Kraft *) . An ihre eignen

*) Diese ganze Materie ist sehr schon auseinander gesetzt in
des Hrn . Hofr . Sch » ändert äiit. >ss ?rincixe .legibuslui»
«bligsw. ^ ense 179; . 4.

»»
O
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Gesetze sind sie hingegen nur auf die vorhin angegebene

Art gebunden.

Viertes Capitel.

Bon

Privilegien.

§. 2 - 8.

^ er Regent ist nicht an die Gesetze gebunden . Dies hat

auch den Sinn , daß er Ausnahmen von den in seinem

Lande geltenden Gesetzen entweder nur für einen oder auch

mehrere künftige Fälle machen * ) und für einzelne der höch¬

sten Gewalt - unterworfene Personen etwas bestimmen kann,

das nach der allgemeinen Verfassung des Staats sonst nicht

statt haben würde . Mit andern Worten , daß er das Recht

hat sowohl Dispensationen , als Privilegien **) zu ertheilen.

Dieses

6
) Dies ist jedoch unter der ß. 22 ; . bemerkte » Einschränkung

zu verstehen.
"*) Dispensationen machen nur in einzelnen Fällen Ausnah¬

me von der Regel , Privilegien gehen aber auf mehrere zukünf,
tige Fälle von einerlei ) Gattung . — Feiner ist schon der Unter¬
schied zwischen Privilegium und Conceffio» , weshalb auch bcy-
de öfters im gemeinen Leben verwechselt oder für einerlei ) ge¬
nommen werben . Allein genau genommen ist das Recht Cou-
cession zu ertheilen ein Ausfluß des Rechts der höchsten Ober¬
aufsicht , das Recht der Privilegien hingegen hat seine Quelle
in der gesetzgebenden Gewalt . Durch die Concession wird auch
keine Ausnahme von dem Gesetz gemacht , sondern einer schon
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Dieses Recht ist daher als ein Ausfluß der gesetzgebenden Ge-
walt zu betrachten , und daraus folgt , daß nur der Ne»
gent die Desugniß dazu habe , ferner daß es gleichfalls
nicht an einen besonder !» Gegenstand gebunden sey und daß
die verbindliche Kraft desselben , so wie beym Gesetze , in
dem erklärten Willen des Regenten liege . Za in Ansehung
der übrigen UnterthaNen ist das Privilegium gelviffermaßen
als Gesetz zu betrachten , weil sie , sobald sie gehörig davon
benachrichtigt sind , den Privilegirten nicht in der Ausübung
des erhaltenen Vorrechts stöhren dürfen , vielmehr dieses an»
erkennen müssen.

Von den mancherley Gattungen der Privilegien hier zn
handeln , würde nicht zweckmäßig seyn . Nur dies ist zu er¬
wähnen , daß wosern , ein Privilegium nicht ausdrücklich
auf Widerruf *) ertheilt , oder aber selbiges auf eine uner»
laubte Weise , durch falsche Vorstellungen erschlichen wor¬
den , oder endlich dasselbe den Rechten eines dritten zuwir
der ist , das ertheilte Privilegium nicht wieder vom Regen¬
ten aufgehoben werden könne , es mag übrigens aus bloßer
Gnade für umsonst , oder gegen Erlegung einer gewissen
Summe errheilt worden seyn . Treten aber ja solche Um¬
stände ein , welche die Wiederaufhebung des verliehenen Pri¬
vilegiums nvchwendig machen , so ist der Regent dem bishek
Privilegirten zu einer Entschädigung verbunden.

an sich erlaubten Handlung nur größere Autorität beygelegt,
S . den von dem Hrn . von Florencourt chearbeiteten Arti¬
kel Privilegium in dem vierten Bande des Repertori¬
ums desStaats - und Lehn rechts.

H Ist das Privilegium auf eine gewisse bestimmte Zeit cr-
thcilt , so hört es von selbst eigentlich auf , »venu diese Zeit ver¬
strichen ist.

Zweiter Band , M
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§ . 229.

Daß ein jeder teukscher Reichsstand Privilegien in sei,

mm Lande ercheilen könne , versteht sich von selbst , weit

dieses Recht ein Ausfluß der ihm vermöge der Landeshoheit

zustehenden gesetzgebenden Gewalt ist . Allein eben so ver¬

steht es sich auch von selbst , , daß seine Privilegien nur in¬

nerhalb des Landes Wirkung haben können , weil der Fürst

nur seinen , aber nicht fremde » Unterthanen eine Verbind¬

lichkeit auflegen kann , oder mit andern Worten , sein Wille

nur für seine Unterthanen Gesetz ist.

Die Regel ist also , daß ein jeder Landesherr zwar Pri,

vilegirn geben könne , daß aber diese nur innerhalb seines

Landes Kraft und Wirkung haben . Von dieser Regel schsi,

nen zwar die Moratorien eine Ausnahme zu machen,

weil diese , wenn der Verschuldete auswärtige Gläubiger

hat , auch ausserhalb Landes Kraft zu haben scheinen . Al¬

lein , wenn man die Sache genauer betrachtet , so ist dies

nicht der Fall , denn es ist hier nicht sowohl die Rede von

Auflegung einer Verbindlichkeit , als nur von Aufhebung,

oder vielmehr Aufschiebung der Verbindlichkeit eines Unter¬

tanen . Der Fürst , welcher einem seiner Unterthanen ein

Moratorium ertheilt , befreit denselben auf einige Zeit reu

der Verbindlichkeit seine Schulden z » bezahlen . Die Lau»

Lesgerichte müssen diese Befreiung anerkennen und befolgen.

Klagt also bey diesen der auswärtige Gläubiger , so muß

er von ihnen mit seiner Klage abgewiesen werben , sobald

Ler Schuldner sich auf das erhaltene Moratorium bezieht.

Kann hingegen ausserhalb Landes gegen den Privilegirtm

geklagt werden , so hilft ihm das von seinem Landesherr»

erhaltene Moratorium nichts *) .

*) Das weitere davon soll bepm f . z .64. angeführt werden.
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Zuzwischen finden jedoch einige Einschränkungen ' in An¬

sehung des landesherrlichen Rechts Privilegien zu ertheilen
statt » Denn so kann er

1 i ) keine Privilegien ertheilen , welche den ausdrücklich

^
verbietenden oder gebietenden Reichs - oder Kreisgesetzen zu-

^ wider wären . Es kann daher z . B . der Fürst keine Mo , --

nsp 0 lien ertheilen , weil in den Neichsgesetzen ausdrücklich
enthalten ist , daß der Alleinhandel , als dem gemeinen We¬

sen schädlich und nachtheilig > durchaus nicht geduldet werden
solle *) . Eben so wenig könnte ein Neichsstand in denjeni¬
gen Kreisen , in welchen die Lottos ausdrücklich verboten

find , ein Privilegium zu Anlegung eines Lottos ertheilen.
2 ) Darf über einen solchen Gegenstand , der aus,

! schließlich zu den kaiserliche » Reservaten gehört , und gar
nicht in der landesherrlichen Gewalt begriffen ist , kein lan¬

desherrliches Privilegium erlheilt werden . Münz - und

! Zollprivilegien können also nicht von den Reichsständen ih-

^
ren Unterlhanen verliehen werden.

, § . rza.
So wie . ein jeder Neichsstand in seinem Lande Privile,

gien ertheilen kann , so kann der Kaiser selbige im Reiche

ertheilen . Zwar finden fich dieserhalb verschiedene Ein¬

schränkungen in den Reichsgrundgesetzen ; so soll z . B . der

Kaiser keine von seinen Vorfahre » zu ertheilen nicht herge-
< brachte Privilegien , welche in die Gerechtsame der Reichs-

i stände eingreiftn , verleihen , aber eben diese Restriktion bes

,
" ' '

M -

R . Pol . Ordn . von 1577 . Tit . 18 . Reichsschluß vom iS,
Äct . iü68 . Man s . ' das Repertorium des t . Staats-

i 2 und Lehnrcchts Th . Z. Art . Monopolien j , 6 .
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weißt , daß ihm an und für sich das Recht der Privilegien

nicht streitig gemacht werden könne . ,

Der Kaiser kann nun aber Privilegien ertheilen , ent¬

weder , an unmittelbare Stände und Glieder des Reichs,

oder an Mittelbare. Denn wenn gleich diese sich von

ihren Landesherrn privilegiren lassen können , so treten doch

r ) öfters Gründe ein , welche es nochwendig und nützlich

machen , sich entweder ein kaiserliches Privilegium geben,

oder vom Kaiser das erhaltene landesherrliche Privilegium

bestätigen zu lassen . Dies ist alsdann der Fall , wenn das

Privilegium auch ausserhalb Landes im ganzen Reiche Kraft

haben soll. Ferner kann auch 2 ) nur der Kaiser an Mit¬

telbare solche Privilegien ertheilen , welche einen Gegenstand

betreffen , der in die kaiserlichen Reservate , welche nur vom

Kaiser allein ausgeübt werden können , einschlägt.

Indessen ist das kaiserliche Recht der Privilegien sehr

beschränkt . Denn so darf er 1 ) nach ausdrücklicher Vor¬

schrift der Wahlcapitulation seit 16 ; 8 . keine Privilegien er-

kheilen , welche unmittelbar den reichssiändischen Rechten zu¬

wider sind , und den Hoheitsrechten eines Neichsstands Ä 'n-
*

trag thun *) . Dies ist jedoch , wie Moser in seinen An¬

merkungen zur Wahlcapitulation Josephs II . bemerkt , nicht

von solchen Privilegien zu verstehen , durch , welche einem

Reichsstand , oder den seinigcn nur in der Folge ein Vor¬

theil entzogen , oder einiger Schade zugefügt wird . So

könnte , wie zum wenigsten das Haus Oesterreich behauptet

und den Beweis unter K . Joseph II . mehrmals gegeben

hat , ein Landesherr dm Nachdruck eines Buchs Privileg»

l
l

I Wahlcapit . Art . 1 . j . Vergl . auch Art - 1 ; . §. s . rmb

Art . 22 . j.
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ren . Erthellt also der Kaiser ein Druckvrivileglum , so würde

dadurch ein Eingriff in die Hoheitsrechte eines Neichssiands

geschehen , weil nun derselbe kein Privilegium zum Nachdruck

geben könnte . Das Haus Oesterreich behauptet zwar , daß,

wenn gleich ein kaiserliches Privilegium wider den Nach¬

druck gegeben wäre , auch ein österreichisches Privilegium für

denselben gegeben werden könnte . Ich zweifle indessen , daß

es dies aus dem Grunde behauptet hat , weil durch kaiserliche

Privilegien deg Hoheitsrechten der Nsichsständs kein Eintrag

geschehen dürfe , indem theils dfr Kaiser dadurch zehnfach

verliehren würde , was der Erzherzog von Oesterreich gewön¬

ne , theils aber ich mich bey einem Vorfall dieser Art gele»

sen zu haben erinnere , daß der Kaiser versprach , den Pri-

vilegirten bey seinem erhaltenen Druckprivilegio in allen

ausserösterreich ischen Landen kräftigst zu schützen *) .

M z

H Der nun verstorbene Hofrath Groß in Erlangen hatte

rin kaiserliches Druckprivilegium über seine Erla » gische

Realzcirung. Da von dieser Zeitung iss dem Oesterreichss

schen tausend nud mehrere Epemplarien abaesctzt wurden , so ver¬

fiel in Wien ein spcculirendcr Kopf darauf , sie nachzndrncken-
Um sicher zu gehen , erbat und erhielt er vom Kaiser Joseph ll.

als Erzherzog von Oesterreich ein Privilegium ' dazu . Als dev

Hofr . Groß sich darüber beschwerte , und es nicht undeutlich zu

verstehen gab , daß alsdenn noch in mehrern Landern der Nach¬
druck seiner Zeitung vcrstattet , und das kaiserliche Druckprivile¬

gium nicht geachtet werden würde , blieb es zwar bey der einmal

gefaßten Entschließung , allein er erhielt doch das obangcführte

Versprechen . — Unbegreiflich ist es mir freylich , wie der Kaiser

das an einem andern Reichsstand Unrecht finden könne , was er

in Ansehung seiner selbst , als Stand des Reichs nicht Unrecht

fand . Indessen beneide ick mich gern , daß andre es vielleicht'

desto begreiflicher finden können . Uebrigens ist auch dieser Vor¬

fall ein Belag zu der bereits gemachten Bemerkung , daß das
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Besonders ist dies noch 2 ) bestimmt in Ansehung sol - *

cher Privilegien , welche in die Landes - Poiicey einschlagen,

oder wie es in der Wahlcapitulation Art . 7 . § . 4 . heißt:

„ so der Kurfürsten , Fürsten und Stände in dsro tsrritorüs ^

zustehenden Policsywesen und gleichfalls hergebrachten Ge - ^
rechtsamen in einigerley Weise vorgreisen . " Indessen ist
dies doch nur von solchen Privilegien zu verstehen , welche
der Kaiser „ von seinem Vorfahren zu ertheilen nicht her « -

gebracht hat . " Sobald also dieses der Fall ist , so steht
dem Kaiser die Befugniß dazu zu . Dies ist der Fall z . B .,
wenn der Kaiser gewisse Arzneysn oder Erfindungen privi - : -

! egirt.

z ) Darf der Kaiser keine Monopolien ertheilen , v

oder wie es in der Wahlcapitulation Art . 7 , § . z . heißr:

, ,K,eineewegs auch einige Privilegs auf monopolis , es g
^
e- .

'

schätze solches bey Kauf , Handel , Manufakturen , Künste », I

und andern in das Policsywesen einiausenden Sachen , oder -

wie es sonst Nahmen haben möge , ertheilen , sondern da ..

dergleichen erhalten , dieselben als den Reichssahungen zu - , .

leider abthun und aufhcbcu . Endlich soll er sich ,

4 ) in Ansehung der unmittelbaren Stände und Glieder

des Reichs aller exorbitirenden Privilegien imd

Immunitäten , welche zur Eremtion und Abreissung vom /

Reich Ursach geben könnten , nach Vorschrift der Wahlcm

pitulakion Art . 10 . § . 2 . enthalten . Unter dergleichen ezor- lv.

bitirenden Privilegien sind solche zu verstehen , welche keine ^
andre Neichsstände haben , und welche das Band zwischen ' I

Haus Ocsterreich 'gcwohnlich den ersten Stoß den kaiserlichen Ge^
rechisamcir zu geben pflegt . Mehrere Beweise werde » wir M
vo» » och in der Folge erhalten.
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dem Kaiser und Reiche einer und dem privkkegirten Reichs«
stand andrerseits dergestalt aufiösen , daß das Reich von ei¬
nem solchen Mitglieds wenigen oder keinen Nutzen , wohi
aber eher Beschwerde haben würbe *) .

In alten diesen Fällen darf der Kaiserüberall keine

Privilegien ertheilen . Vorsichtig und behutsam muß
er aber zu Werke gehen bey Ertheilung solcher Privilegien,
wodurch

1 ) die Gerichtsbarkeit der Reichsgerichte beschränkt
oder ausgeschlossen wird , als der Appellationsprkvilegien,
vorzüglich der uneingeschränkten, ingieichen der Privilegien,
Lurch welche der Beklagte das Recht erhält, sich seinen
Gerichtsstand selbst zu wählen **) . ( privileM electiorüs
kiri ) ;

2 ) den Rechten eines dritten Eintrag geschieht . Zst

von wohl erworbenen Gerechtsamen die Rede , so
darf überall dagegen kein Privilegium verliehen werden«
Sind aber nur andre Rechte auf dem Spiel , so ist ihm
zwar die Befugniß Privilegien zu ertheilen nicht ganz be»
nommen , indessen muß er doch dabey , wie sich die Wahl«
capitliiation Art. a § . Z . 6 . ausdrückt, die Nothdurft
väterlich beobachte n . Zwar werden an einer andern
Stelle ***) alle und jede gegen das Recht eines dritten

M 4
l

*) S . Mosers Anmerkungen zur Wahlcapitulatio» K. Io «'
sechs II.

**) Wahlcapit. Art . j . 6 . Daselbst werden auch noch
die chmahis üblichen Cvocationsxrivilegien angeführt , deren cs
aber jetzt nicht mehr bedarf , da das ms äe non evoesnüo ein
allen Rcichsstandcn zustehendcs Recht ist.

*") Art . 1 ; . j.
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und ehe derselbe darüber vernommen worden ist , hicbcvov

tub 6t olrreptitie erhaltene kaiserliche Privilegien für null

und nichtig erklärt , mithin möchte cs scheinen , daß derglei¬

chen Privilegien von dem Kaiser überall nicht ertheilt wer¬

den könnten . Allein , wenn man nicht einen Widerspruch

dieser bepden Stellen annehmen will , so muß man die Er¬

klärung dergestalt machen : der Kaiser muß behutsam bey

Ertheilung solcher Privilegien zu Werke gehen , welche in

die Rechte eines dritten eingreifen ; er muß diesen dritten

zuvor mit seinen Einwendungen dagegen hören , und dar¬

auf , wenn sie gegründet sind , achten . Ist der dritte gar

nicht gehört , und ist das Privilegium durch falsche Vor¬

stellungen erschlichen worden , so soll dasselbe null und nich¬

tig seyn , und wieder cassirt werden.

Endlich giebt es auch verschiedene Falle , in welchen

zwar die Ertheilung der Privilegien selbst von dem Kaiser

geschieht , wo er doch aber nicht das Privilegium ertheilen
kann , wofern nicht vorher die Kurfürsten , auch wohl andre

benachbarte , oder dabey interessirte Neichsstände darin ge¬

willigt haben . Dahin gehören die Zoll - , Münz - und Sta¬

pelprivilegien , wovon in der Folge besonders gehandelt wer¬

den wird . In den Reichsgesetzen selbst ist kein Fall weiter

enthalten , daß die Einwilligung des gesamten Reichs zu ei¬
nem kaiserlichen Privilegio erforderlich wäre , als daß der

Kaiser keine Steuerprivilegien , wodurch ein Stand des

Reichs entweder ganz oder zum Theil von der Verbindlich¬
keit Reichösteuern zu entrichten , befreyet wird , ohne Ein¬

willigung der gesammren RrichWnde ertheilen soll *) .

') Wahlcap . Art. §. §.
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Was hiernächst die Kraft und Wirkung betrifft , welche
kiu vom Kaiser rechtmäßig ertheiltes Privilegium hat,

so hat es in Ansehung der den Unmittelbaren er-

theilten Privilegien keinen Zweifel , daß dieselben allgemein
gültig sind . Desto zweifelhafter hingegen ist die Sache,
wenn dieMede ist vpn Privilegien , welche Mittelbaren

st»
ercheilt worden sind . Daß Mittelbare die ihnen ertheiltsn
kaiserlichen Privilegien dem Landesherrn vorlegen müssen,
wenn sie von denselben Gebrauch machen wollen , hat zwar
ebenfalls keinen Zweifel . Aber ist diese Vorlegung eine
bloße Are von Insinuation, oder gebührt dem Landes¬

regenten eine Cognition darüber ? — Zn so fern kann
auch ein ? Art von Cognition dem Fürsten oder der Obrig¬
keit nicht bestritten werden , als zu untersuchen ist , ob auch
das Privilegium rechtmäßig ertheilt worden ; ob es nicht
erschlichen sey , oder der Kaiser dabey die Vorschriften der

Neichsgrundgesctze aus den Augen gesetzt habe . — Wie
aber , wenn keins von beyden der Fall ist ? Muß alsdann
die Landesregierung dasselbe anerkennen , und die Ausübung
desselben in dem Lande gestatten ? — Dies ist eben dis
große und wichtige Frage , welche von unfern vorzüglichsten
Staatsrechtslehrern so verschieden beantwortet wird . M o-
ser sagt *) : die kaiserlichen Privilegien gelten durch das
ganze Reich , und , wenn sie übrigens Reichs - ConftitutionS-
mäßig sind , so ist jedermann schuldig , nach Beschaffen¬
heit derselben , das darin enthaltene zu thun , oder zu lassen,
oder doch hem Privilegirtsn an dem Gebrauch des Privft

M;

Im teutschen Stciatsrccht Th . 4 . S . 297 . und im Tr,
von den kaiserl. Regier . Rechten und Pflichten S . z; ?. f. i - z.
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legii nicht hinderlich zu seyn . Pütter scheint dagegen der

Meynung zu seyn *) , daß es lediglich von dem Landes¬

herr » abhange , ob er die Ausübung des kaiserlichen Pri-

vilegii in seinen » Lande gestatten wolle . Nach meiner Us-

brrzeugung gehen beyde in ihren Behauptungen zu weit.

Denn so hat es , z . D . wohl keinen Zweifel , daß ein gültig

ertheiltes kaiserliches Moratorium durch ganzTeutsch-

land in allen einzelnen Neichslanden anerkannt werden

müsse . Das Veyspiel von Conceffion zu Anlegung einer

Lotterie für ganz Teutschland möchte ich nicht anführen,

weil der Kaiser dergleichen Privilegien zu ertheilen nicht

hergebracht hat . Ich glaube daher , daß man eigen Unter¬

schied machen müsse , ob das erhaltene Privilegium in das

Landespolice ytvesen einschlage , oder nicht . Zn jenem

Fall hängt cs von dem Ermessen - des Landesregenten ab,

ob er den Gebrauch des Privilegiums in seinem Lande ge,

statten will , im letztem hingegen kann er die Anerkennung

nicht verweigern . Ausdrücklich ist zwar dieser Unterschied

nicht in den Neichsgesetzen enthalten , allein er scheint nur

thrils in dem Herkommen , theils selbst gewissermaßen in

dem Art . 7 . § . z . und 4 . der kaiserlichen Wahlcapitulatio»

zu liegen . Man sieht aus allen , daß die kaiserlichen Pri,

vilegien in Policeysachen die wenigst begünftigften sind, und

wird gleich durch die Worte des § . 4 . zu ertheilen nicht

hergebrachte dem Kaiser das Recht die hergebrach¬

ten zu ertheilen , nicht galiz benommen , so ist doch noch

am Ende beygesetzt , daß der Kaiser die etwa bereits er,

theilten nicht erneuern solle , welches ebenfalls eine Ein'

schränkung anzeigt.

') Sowohl in den / «M . /«>-. §. r ; c>. als in den B ey-
trägen Nt . xill.
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Nebrigens versteht es sich wohl von selbst , daß die Ein»
schränkungen, welche jetzt in der kaiserlichen Wahlcapimla,
tion und andern Gesetzen in Ansehung des kaiserlichenRechts
der Privilegien enthalten sind , nicht auf die ehmalser-
theilten Privilegien des Kaisers angewendet werden können,
denn Gesetze wirken nicht rückwärts . Die Gültigkeit eines
alten kaiserlichen. Privilegiums ist daher nicht nach dem,
was jetzt in dieser Materie Rechtens ist , sondern nach dem,
was damals , wie dasselbe «rtheilt wurde , Rechtens war,
zu beurtheilen . Moser hat daher ganz recht , wenn er
sagt *) : „Hat die Geschichte der Ncichsgesetze ( und des
Neichsheekommens) jemalen einen Nutzen , und verdient sie
jemalen bemerkt zu werden , so ist es besonders auch bey
dieser Materie der Privilegien , weil gar oft alles darauf
ankommt : Ob und wie ferne dieser oder jener Kaiser in An¬
sehung der Privilegien überhaupt, oder gewisser Gattun¬
gen davon insbesondere , gebundene . Hände gehabt habe,
oder nicht? "

§ . 2zr.

Noch ist die Frage zu erörtern übrig : Ob und in wir
fern bey Ercheiluug der Privilegien die Einwilligung der
Stände erforderlich sey ? In Rücksicht auf den Kaiser ist
sie zwar schon in dem vorhergehenden Paragraph beant¬
wortet , aber nicht in Rücksicht auf die Landesregente ».

So viel ist gewiß , daß das Recht der Privilegien
nicht völlig nach den Grundsätzen und Einschränkungen,
welche von der gesetzgebenden Gewalt überhaupt gelten,
beurtheilt werden kann - Daher gehört auch an und für

im Tr , von den kgiserl . Regier . Rechten. S . 504.
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sich das kaiserliche Recht der Privilegien zu den Reservaten

des Kaisers , und er kann dasselbe ausüben , wofern nicht

ausdrückliche Einschränkungen deshalb in den Neichsgesctzsn

gemacht sind , oder einige in der Natur der Sache liegen,

wenn er gleich kein Gesetz allein für sich machen kann *) .

Eben so hat nun auch ein Landesregent , der Landstände zur

Seite hat , in Ansehung dieses Rechts freyere Hände , als

in Ansehung der gesetzgebenden Gewalt.

Indessen kann man doch nicht sagen , daß durchaus und

in allen Fällen die Concurrenz der Stände bey Ectheilung

der Privilegien ausgeschlossen sey. Es kommt vielmehr da-

bey auf die Beschaffenheit des Rechts an , bas durch das

Privilegium verliehen werden soll . So kann z . B - , wenn

von Seiten der Landschaft eine gewisse Steuer bewilligt ist,

welche in die landschaftliche Lasse fließt , der Fürst für sich

keine Befreyung von dieser Steuer ertheilen.

Da übrigens bas Recht der Privilegien aus der dem

Regenten allein zustehsnden gesetzgebenden Gewalt abzulei¬

ten ist , so kann dasselbe auch Niemand anders , als der Re¬

gent , oder wer dazu vom Regenten ausdrücklich oder still¬

schweigend die Besugniß erhalten hat , ausüben . Hieraus

folgt also , daß nach allgemeinen Grundsätzen kein Magistrat

einer Stadt , und kein Edelmann Privilegien verleihen kann,

denn beyde sind ja selbst Nnterthanen des Regenten , und

wie könnte ein Unterthan dem andern ein Privilegium er-

H denn die kaiserliche Gewalt ist allgemein , und erstreckt sich

auf alles , was nicht durch Verträge , oder Herkommen , Ana¬

logie , oder die Natur der Sache eingeschränkt ist . Nirgend ist

aber das Recht des Kaisers Privilegien zu ertönten , im all¬

gemeinen an die Einwilligung der Reichsstande gebunden.
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cheilen , oder eine Privatperson die andre von der Verbind¬

lichkeit der Gesetze befreyen ? Indessen ist es cinerley , ob

der Regent eine Handlung selbst ausübt , oder durch andre

ausüben laßt. Hat er also einem Magistrat, oder einem

adlichen Gerichte die Befugniß dazu ertheilt , so ist es et¬

was anders , und daß dies sowohl ausdrücklich , als still¬

schweigend geschehen könne , har keinen Zweifel . Auch hie-

bey ist die ehmalige Autonomie des Adels und der Städte,

ingleichen der Umstand , daß unsere Vorfahren kein allge-
meines Staatsrecht kannten , nicht aus den Augen zu setzen.

Fünftes Capitel.
Von

dem Rechte öffentliche Aemter zu bestellen , Titel
zu ertheilen und Rang zu bestimmen.

§ . rzr.
Äer Regent ist verpflichtet für die Wohlfahrt des Staats

zu sorgen. Aber der Geschäfte sind zu viel , als daß er sie
alle selbst besorgen könnte. Es müssen daher andre Bürger
diese Geschäfte unter der Direktion des Regenten verwalten,
und solchergestalt dem Staate dienen . Hiezu ist ein jeder
verpflichtet , aber freylich würde der Staat übel fahre »,
wenn die Bürger der Reihe nach den Dienst leisten soll¬
ten . Nicht einmal unter dem Thore kann ein jeder als
Schildwache Dienste thun , indem wenigstens ein starker
Mann , der zugleich den Gebrauch seiner Sinne hat , dazu
erfordert wird . Mehrentheils aber werden zu den Diensten
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des Staats besondre Kenntnisse erfordert , welche nur durch

ein mühsames Studium erworben werden können.

NichteinjederD ienstpflichtiger ist also auch dienst»

fähig, und unter mrhcern Dienstfähigen ist der eine zum

Dienst geschickter und würdiger , als der andere . Daß der

geschickteste und würdigste gewählt werden müsse , verficht

sich von selbst ; aber wer soll wählen ? Im Zweifel der Re»

gent , wenn der Dienst ein Staatsdienst, nicht aber

b l o,s oder doch zunächst nurein Ge mein bedienst ist.

Denn r ) Hat Niemand die Vsrmuchung so sehr für sich,

daß er nur den geschicktesten und würdigsten wählen werde,

als der Regent , weil es dessen Pflicht vorzüglich ist , für

LaS Wohl des Staats möglichst Sorge zu tragen , dieses

aber nicht erreicht werden kann , wofern nicht alle Staats-

bsdienungen auf bas beste besetzt sind ; r ) würden unend¬

liche Streitigkeiten entstehen , wenn das Volk selbst wählen

wollte . Auch ' sind Bestechungen dann fast unvermeidlich,

z ) Die Staaksbedienten silid untergeordnete Gehülfcn des

Regenten , als ersten Diener des Staats . Wie kann der

Regent Vertrauen , das doch durchaus erforderlich ist , wenn

alles gut gehen soll , zu einem ihm unbekannten Mann ha¬

ben ? Endlich 4) wer zu winen gewissen Zweck verpflichtet

ist , muß auch zu den Mitteln berechtigt seyn , ohne weiche

er jenen Zweck zu erreichen , folglich seiner Pflicht «in Ge¬

nüge zu leisten , nicht im Stande ist . Kann nun der Re¬

gent nicht alle Geschäfte des Staats selbst,besorgen , und ist

es gleichwohl seine Pflicht sich zu bemühen , daß alles , was

zum Wohl des Staats geschehen soll , auch wirklich ge¬

schieht , so muß er auch berechtigt seyu, , die dazu erforder¬

lichen Personen zu ernennen und anzustellen.

z
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Zn allen Staaten hat man daher auch den Regenten

im Zweifel das Recht überlassen die Staatsämter zu besetzen

und wenn ja die Nation , oder . deren Repräsentanten sich

. dir Wahl Vorbehalten haben , so geschieht doch theils die

! - Bestellung selbst im Namen des Regenten , theils hat ec

aber auch das Recht , falls ein unwürdiges Subjekt ge-

l wählt seyn sollte , die Bestätigung oder Bestellung zu ver,

weigern *) . Hat nun schon der Fürst das Recht , die

Staatsbedienten zu bestellen , so muß er um soviel

mehr das Recht haben , diejenigen Personen zu wählen,

welche blos zu seiner persönlichen Bedienung erfordert

werden . Dergleichen Aemter ( Hosämker ) gehen dem Staate

^ nichts an , und so wie ein jeder Bürger in der Wahl seines

Hausgesindes völlig frepe Hände hat , so ist auch ein

Fürst in der Wabl seiner Hofbediente völlig unbeschränkt.

Nur ist es seine Pflicht , die Zahl derselben nicht auf Ko¬

sten des Staats ins unendliche zu vermehren.

Der Regent ist alsd berechtigt die öffentlichen Aemter

zu bestellen ; er ist aber auch verpflichtet, nur die ge¬

schicktesten und würdigsten Personen zu ernennen . Pflicht¬

widrig handelt er also , wenn er bet/Besetzung der Dienste

mehr auf Geburt und Stünd der Eltern oder Reichthum,
als auf den größeren Grad der Geschicklichkeit , Fleiß und

*) Indessen ist eine solche Bestätigung - reine Gnädensache,
sondern eine Handlung der Gerechtigkeit, und es . darf
daher die Bestätigung nicht nachWillkühr , wie bey eignen Dienst¬

es Vergebungen, sondern nur aus einer klaren Unfähigkeit zun»
, Dienst verweigert werden. S . den merkwürdigen Rechtsfall des

' Dr . Bachmann gegen den Fürst - Bischof von Paderborn im
Staats - Archiv Heft VII.
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Rechtschaffenheit sieht *) ; doppelt und dreyfach versündigt

er sich aber , wenn er die Staatsdienste verkauft und ei¬

nen schändlichen Diensthandel **) einführt , oder

auch nur begünstigt . Dieser Handel ist der schlimmste von

allen , denn damit betrügen Regenten nicht nur andre

und sich selbst , sondern inficiren ihr ganzes Land und

die Nachkommenschaft . .
Der

-") In , dem Kur - sächsischen Mandat wegen üuakifici-

rung junger Leute zu künftiger Dienstlcistng vom i/ . Febr . 179z,

heißt cs : „ Auch ist ihnen , (denen nemlich , die sich dem Studi-

ren widmen ) der Grundsatz, daß nur Geschicklichkeit und

Fleiß , keineswegs aber Geburt und Stand der Eltern , oder

Rcichthum, auf künftige Anstellung gegründeten Anspruch ge¬

ben könne , frühzeitig einzuprägen ." — Mochten doch in allen

Landern ähnliche Verordnungen cxistircn , und — möchte auch

daraüf gehalten werden !
°

Ucker den Dienstbandcl deutscher Fürsten . Franks , und

Leipzig , 1786. 8 . Mit dem Mqtro Homo Iwmini lupus . Ver¬

such über das Verhältnis der Moral zur Politik von G . H . von

Berg. HcilbroNn 1790 . 8 . S . eüe . f . Vom Ncrkausder Kir¬

chen dien stc s. das Archiv für die neueste Kirchengcschichte vom

Hrn . Abt Henke. Weimar 17.94 . St . 1 . Nr . 4 . Pfarrver-

kauf im HildeSheimische » . Daselbst heißt es unter an¬

dern : „Wahr ists , katholische Erzbischöfe und Bischöfe gelangen

der Regel nach auf keine solche Art zu ihren Würden und Ein¬

künften , daß sie und ihre Kapitularcn sehr viel anstößiges darin

finden können , daß protestantische Pfarrer für den Nießbrauch

der Pfarracker , Garten und Wiesen , ein angemessenes Stück

Geld zahlen . Aber wahr ist es doch auch , daß der geringste

Dorfprcdiger ein bcy weitem mit Religion und Moralität in nä¬

herer Verbindung stehendes , und in dieser Hinsicht wichtigeres

und ehrwürdigeres Amt führt , als der ( heutige ) Bischof ( vom

Bischöfe , als solchem, nicht vom Fürsten , ist die Rede)

und seine Domherrn samt und sonders ; daß also auch mit der

Besetzung der Dorfpredigerstellen weit strenger , gewissenhafter

«ud unanstößiger verfahren werden sollte.
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Der Staaksbediente nimmt mehr oder weniger Theil
an der öffentlichen Verwaltung des Staats . Auch er muß,

so viel in seinen Kräften steht , nach seiner Lage für bas Wohl
des Staats sorgen ; er muß wachen , wenn der Bürger ru¬

hig schlafen kann . " Was ist daher in aller Rücksicht billiger,
als daß ihm dagegen auch ein gewisser bürgerlicher

Vorzug vor seinen Mitbürgern zugestanden wird . Aber

nicht ein jeder Staatsbedienter nimmt gleichen Antheil
an der Staatsverwaltung , folglich ist es auch bissig , daß
der eine einen größeren Vorzug genießt , als der andre.

Niemand kan » den Grad dcrTheilnahme besser beurtheilen,
als der Regent selbst, mithin steht auch nur diesem das Recht

zu , den Grad des Vorzugs zu bestimmen , den der Diener

des Staats haben soll ; mit andern Worten ; Nur der Fürst
kann Rangordnungen machen . Zweifelhafter ist es

hingegen , nach der Natur der Sache , ob der Fürst auch
einem Bürger , der keine öffentliche Staatsbedienung beklei»

det , Titel und Rang verleihen könne ? Da jedoch ein

Bürger sich auch ohne alle Bedienung um den Staat sehr
verdient machen kann , mithin in dieser Hinsicht ihm eben¬

falls ein Vorzug vor andern billig gebührt , so ist es wohl

gewiß , daß der Regent auch Titel und Rang ohne ein Anik

verleihen kann . Käuflich sollten indessen auch Titel,

Räng u . s. w . nicht seyn . Der Schade ist nicht blos dessen,
der diese Waare zu theuer kaust.

Staatsdisner hat es gegeben , seitdem es Staaten giebk,
aber das Verhältniß des Staats und der Dienet desselben

gegeneinander ist durch positive Gesetze wenig *) , oder

Blos in Ansehung der Iu stizbcdiente ist dies in dek
Wahlcapitulakion Art XXlV . §. iv . das Gesetz redet zwar mit

Zweiter Band - N
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nicht bestimmt . Es kann daher dasselbe nur nach Grundsätzen

des allgemeinen Staalsrechts und der Politik be-

stimmt werden *) . Unter mehrern wichtigen hier einschlagem

den Fragen kommt in Teutschland keine häufiger vor , als die:

Ob der Regent die Staatsdiener willkührlich ihrer Dienste ent¬

lassen könne ? — Von Absetzung, oder Entlassung nach

vorhergegangener rechtlicher Untersuchung und erfolgtem

Spruch Rechtens , im Fall der Beamte pflichtwidrig handelt,

ist also nicht die Rede , und eben so wenig von Hofdienern , in¬

dem dies« nicht sowohl in dem Dienste des Staats , als in dm

persönlichen Diensten des Fürsten stehen , folglich dieser

sie auch eben so verabschieden kann , als ein jeder Bürger

sein Hausgesinde verabschiedet . Die Flags ist vielmehr nur

von sogenannten Civil bedienten , denn ohnerachtet auch iit

Ansehung der Militairbedienten gleiche Gründe «intre«

ten , so ist doch das willknhrliche Verabschieden der Officiers

einmal durch den Gebrauch so geheiligt **) , daß es gewiß

keinem Officier einfallen wird , zu fragen , ob ihn denn auch

der Fürst wohl verabschieden könne ? Ganz anders verhält

ron R e i ch s h o f k a th e n, kann aber analogisch auf alle Justiz-

bediente angewandt werden . isdi-imet äe remorione Lsn-

klirniorum ImpLe. sulicar . all illulir . locurn tVrk. 24 . s. 10 . Lepik.

llaelsr . novilll l -ipsise 1791. Vergl . den Versuch über die

Frage: Ob ein 'Herr seinen verpflichteten Beam¬

ten ohne Ursache seiner Dienste entsetzen kbnue.

Regensb . I 79l . 8 . LNd äe muneribue pudlicis justiliaS

liiceräocidus sbsgue iulta crute non aukerenZis. bipliae 1794.

Dies ist kürzlich sehr gründlich geschehen von dem Hrn.

G . K . u . Prof , Seufsert in Würzburg in einer lescnswcr-

then Abhandlung , die den Titel bat: von dem Verhältnisse dcS

Staats und der Diener des Staats gegen einander , im rechtli¬

chen und politischen Verstände . Würzburg 179; .

Anders ist es jedoch in dem Hannoverschen , woselbst nach

Len Kriegs - Artikeln Art . a » 8 . kein Officier seiner Dienste ohne
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es sich aber mit den Civilbeamren . Hat ein solcher Mann

nicht ausdrücklich seinen Dienst bis auf Widerruf , oder be¬

stimmte Zeit erhalten , und ist in seiner Bestallung keine

Aufkündigung *) stipulirt , so ist zu vermutheil , daß ihm
der Dienst auf Lebenszeit übertragen worden sey . Diese

' Grundsätze haben in Tsutschland auch sowohl die höchsten
Reichs - , als die höchsten Landesgerichte größtentheils ange¬
nommen **) , und es ist der natürlichen Billigkeit Und den
natürlichen Rechten gemäß , daß ein Beamter » der sich ei»

, nein Dienste gewidmet und sich die dazu erforderlichen
Kenntnisse mit schweren Kosten , oft mir Aufopferung seines
ganzen Vermögens erworben hat , nicht willkürlich nach
der Laune des Fürsten , von dem er zwar seinen Dienst ew

vvrgangige gehörige Untersuchung durch erfolgtes Crkekutniß
entlassen werden soll . Dieses gegebene königliche Wort wald int
I . 1794. gegen die Capitains von Bülow und von M eklen-
bürg gebrochen . S . des Hrn . v . Meklcnburg im Hannöver-
schm Dienst erlittene Behandlung . Rostock u . Leipzig 1794.

Wie aber , wenn ein Fremder , der in auswärtigen Drn>
sten steht , vocirk , in seiner Vocation aber kein Wort von Auf¬
kündigung gesagt wird , hingegen in seiner Bestallung die er
erst, wenn er die auswärtigen Dienste verlassen hat , — also oh¬
ne Brod ist , — erkält / die Clausel eingeschaktet ist , daß Sev
Regent sich eine halbjährige Aufkündigung Vorbehalte?

Man s. Schlozcrs Staätsaitzeigett , Heft 29 . Nr . i . s»
4 . u . 4 . Vergl . Lta/«c«i-6 6s publicis oibeiis gbsgue iulta ceuls,

siusgue IsAgii cognirions nou gukersnäis . Qoettinzae , und ,!) ä-
berli 11 über die Rechtssache des Hrii . Hofrichters , auch Land-
und Schatz - Rath von Berlepsch . Jur Beherzigung für alle

> teutsche Staatsdicner und Landstande , vorzüglich die Kurbraun-
fchweigischen . Berlin 1797. in 8«

N -
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halten hat , dem er jedoch , genau genommen , nicht dient,

seines Dienstes entlassen werden könne.

Ganz anders ist jedoch die Frage zu beurtheile » , ob

ein Staatsdiener seine Entlassung vom Dienst fordern , und

ob der Fürst ihm dieselbe auf sein Begehren verweigern kön¬

ne ? Hat er sich nicht auf Lebenszeit ausdrücklich ver¬

pflichtet , so kann ihm der begehrte Abschied nicht füglich

verweigert werden . Zwar scheint dieser Fall mit dem vor¬

hin angeführten auf ein und denselben Grundsätzen zu be¬

ruhen , allein es tritt doch ein großer Unterschied zwischen

beyden ein . Für den Staat hat eö bey weitem nicht einen

so großen .Nachtheil , wenn einer seiner Diener seine Ent¬

lassung begehrt , als für den Diener selbst , wenn diesem

sein Abschied ertheilt wird . Jener kann ungleich eher ein

taugliches Subject '
zu der erledigten Stelle wieder erhalten,

als dieser einen andern gleich guten Dienst . — Wer wird

sich nicht scheuen einen verabschiedeten Diener wieder in

Dient zu nehmen ? Ein solcher Mann muß oft ein Bettler

rverdn.

Alles was bisher von dem Recht der höchsten Gewalt

Ssentliche Aemter , Titel und Rang zu erthsilen , gesagt ist,

gilt auch in Teutschland sowohl überhaupt , als in den ein,

zelnen besonder « Staaten dieses Reichs . Ein jeder Lan,

deshert hak das Recht Cibil - , Militäio - und Hof - Chargen

zu ertheilen , jedoch versteht es stch , daß er dabey auch die,

jenigen Pflichten beobachten muß , von denen in dem vori¬

gen Paragraph geredet worden ist. Handelt er dagegen,

läßt er sich einen Diensthandel zu Schulden kommen und

fruchten Vorstellungen der Unkerthanen und Landständr nichts,
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so können diese sich an die höchsten Reichsgerichte wenden *) .

Eben so finden auch willkührlich ihrer Dienste Entlassene

Schutz und Hülfe bey dem höchsten Neichsrichter . Zuwei¬

len sind noch in den Landesgrundgesetzen besondre Vestim»

mungen in Ansehung des Rechts öffentliche Aemter zu be-

setzen gemacht , z . Ä . daß keine Ausländer zu diesen,

oder jenen Stellen genommen werden sollen ; ingleichen kei¬

ne , die von einer andern Religion find , als der herrschen¬

den Landesreligion , oder daß die Mitglieder einiger Collr-

gien , besonders Zustizcollegien , zum Theik von der Land»

schaft dem Fürsten präsentirt werden ;c.

Der Kaiser hat ebenfalls das Recht Aemter und Wür¬

den zu ertheilen ; aber freylich hat er als Kaiser nur wenig

Stellen zu besetzen . So unzählbar die Aemter in den Lan¬

den oft sind , so lassen sich doch diejenigen , welche der Kai¬

ser zu besetzen hat , sehr leicht verzeichnen . Dahin gehören

die Hofämter , wiewohl diese , streng genommen , nicht ein¬

mal mit in das Verzeichniß kommen sollten ; ferner bestellt

er den Reichshofrath , den Kammerrichter , die bcydcn Prä,

sidenten des Neichskammergerichts , und einen Assessor , den

Principal - und Concommissarius auf Reichs - und Depu,

tationstagen nebst den übrigen zu ^ der kaiserlichen Commis¬

sion gehörigen Personen , die kaiserlichen Minister in den

N z

*) Ob auch , wenn der Fürst alle etwas bedeutende Bedie¬

nungen nur mir Ad ! ichen , oder ein katholischer Regent
eines evau -gelischen Landes , mit katholische » Aus¬
ländern besetzt ? — Vom letzten: Fall sehe man die schöne
Vorstellung der protestantischen Landstande im Hochstift Hildes-
Heim , vom März 177z . in Schlozers Staatsanzeigen , Heft
7i . S . 26Ü . f.
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Kreisen , und die Fiscale an den Reichsgerichten , so wie den
Bücher - Commissarius zu Frankfurt.

Es hat aber auch der Kaiser das Recht bloße Titel zu
rrtheilen , welches selbst in der Wahlcapitulation Art . 22.
K 7 . anerkannt ist . Er erthcilt daher zuweilen Personen,
die stch um ihn verdient gemacht haben , den Character ei¬
nes Geheimen Raths , oder NeichshosrathS oder Raths.
Titulatur - Neichshofräthe werden jetzt nur selten ernannt,
und oer kaiserliche Nathstirrl hat durch die zu häufige Ver¬
leihung viel pon seinem ehmaligen Ansehen verlohren.

§ - 2Z4-
Unfern Reichsständen steht auch das Recht zu , Ge¬

sandte zu schicken, und zwar sowohl unter sich an einander,
als an auswärtige Mächte , ja selbst an den Kaiser ( § . rr6 >)
Eben so können sie auch Geschäfte außerordentlicher Weise
Lurch Commissarien verrichten lassen . Erhalten sie aber
selbst einen kaiserlichen Auftrag , so können sie zur Verrich¬
tung desselben ihre Räche subdelegiren , die jedoch in einem
solchen Fall als kaiserliche Sub beleg ati zu betrachten
sind *) .

h . r ; ? .
Das Recht der teutschen Reichsstände Würden , Titel

und Rang zu ertheilen , ist in der ihnen zustehenden Lan¬

deshoheit begriffen . Es werden auch die .von ihnen ercheil-
ten Würden , es mögen nun Civil - oder Militairchargm
seyn , nicht nur in andern Neichsländern , sondern auch selbst
in auswärtigen Reichen anerkannt . Dies geht bey den W >-

Es ist davon bereits §. iz6 . gehandelt.
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litairchargen so weit , daß zum Beispiel ein Braunschweigi«

scher Officier , wenn er mit einem Englischen oder Hollän¬

dischen Offitier von gleichem Range auf Commando kömmt,

den Oberbefehl übernimmt , im Fall sein Patent älter ist.

An und für sich kann freylich eine Würbe oder Titel , wel¬

chen ein Fürst ertheilt hat , nur in seinem Lande Wirkung

haben , allein wenn man z . B . in dem Hessischen den von

dem Herzog von Vcaunschweig ertheilten Charakter nicht

anerkennen wollte , so würde man auch die Anerkennung der

von dem Landgrafen ertheilten Titel und Würden in dem

Braunschweigischen verweigern . Sollte jedoch ein Un«

terthan von einem fremden Fürsten einen Titel erhalten,

so ist es seine Pflicht dieses seinem Landesherrn anzuzeigen,

und sich die Erlaubniß zu erbitten , von dem ihm verliehe¬

nen Charakter öffentlichen Gebrauch in dem Land ? machen

zu dürfen.

Uebrigens gilt ebenfalls das , was bisher von Titeln

und Würden gesagt ist , auch von Ritterorden, wovon

bereits § . 125 . das erforderliche gesagt worden ist.

§ . rz6.

Wenn indessen gleich ein Fürst Geheime Räche und

Generals ernennen kann , so kann er doch keine akademische

Würden ertheilen , oder Notarien oder Hofpfalzgrafen er¬

nennen . Dies kann , wie bereits in dem vorhergehenden

( § . rZ7 rz8 >) bemerkt ist , nur von dem Kaiser , oder E

ter kaiserlicher Auctorität geschehen.

§- - Z7.

Eben so wenig kann auch ein teutscher Reichsfürst,

wäre er auch noch so mächtig , als solcher, vermöge detz

N 4
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Landeshoheit Standeserhöhungen vornehmen . Be¬
kanntlich giebt es in Teukschland , so avie in den mehrsten
Europäischen Neichen , Frankreich jetzt ausgenommen , ver¬
schiedene Stände o - er Elasten . Den ersten Stand macht
in Teurschlarid der regierende hohe Adel aus , den zweyten
der niedere Adel , welcher entweder landsässig ist , oder
Reichs unmittelbar , den dritten die Bürger in den Städ¬
ten und den vierten dir fr eye n Bauern auf dem Lande.
Unter dem hohen und nieder » Adel selbst gievt es aber wie¬
der mehrere '

Abstufungen . Wird jemand aus der einen
Clah '

e in eine höhere versetzt , so ist dies eine Standes?
erhöhung *) . Verkauft der Bauer seinen Hof , zieht er
in die Stadt , und treibt hier bürgerliches Gewerbe , so
Wird er Bürger . Die Aufnahme zum Bürger , die Erthei»
lüng des Bürgerrechts ist StandeserhShung für ihn . Ein
übliches Gewerbe giebt es aber nicht , Verdienste um den
Staat , hohe Staatsbedienungen , und der Besitz adlich
freyer selbst landtagsfähiger Güter **) , verleihen noch kei¬
nen Adel . Dieser wird nur durch Geburt, oder Privi«
legi um ***) erlangt.

*) Unter Standeserhöhung versteht man jedoch auch schon,wenn jemand nur von einer nieder« Stufe seines Standes aufeine höhere erhoben wird ; z . B - wenn der Edelmann Freyhcrr,der Freyberr Graf wird.
*') Der bürgerliche Besitzer laudtagsfahiger .Güter gehört

zwar , wenn er das Sitz - und Stimmrecht auf den Landtagenhat , mit zu der Ritterschaft des Landes, und geniestalle Vorrechte derselben , aber er hbrt doch dadurch heutiges
Tags nicht aus ein Bürgerlicher zu sei)» , und wird dadurchkein Edelmann . — Ob mail übrigens den Ausdruck Ritter¬
schaft noch jetzt gebrauche « könne ? oder nicht sagen müsfsdermalen un beritte ne Ritterschaft? davon s. S ch lö-
He -rs Staatsanz .eigen Heft 72 . S . 469 . Not.

Man s. hierüber die schöne Dissen, des Hrn . H . N - u,Urof. Kinder clc nodiliceko cociicillgii Uilsnzse 1788 . VergstHessen kstM ? jurist . Bibliothek Ht . r ; . Nr . i . Der Adel , heißt
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Nach der teutschen Staatsverfassung ist dieses ein

Vorrecht des Kaisers , und wenn es gleich an und für sich

keinen Zweifel hätte , daß ein Fürst des Reichs seinen Un-

terthanen die Verbindlichkeit ausiegen könnte , denjenigen für

einen Edelmann , Freyherrn oder Grafen zu erkennen , den

er dazu ernennet , so würde doch dieses ein Eingriff in die

kaiserlichen Porrechte seyn , den der kaiserliche Hof gewiß

nicht gestatten würde und auch nicht zu gestatten brauchte.

Nur unabhängigen Fürsten steht nach dem Völkerrechte

die Besugniß zu , Standeserhöhungen vorzunehmen ; unab»

hängig oder souverai » sind aber unsre Kurfürsten und Für¬

sten , als solche nicht . Als solche , denn freylich giebt es

unter ihnen mehrere , die zugleich in andrer Rücksicht

Souverains sind , und daß diese alle Grade des Adels

in der letzten Eigenschaft ertheilen können , hat eben so wenig

Zweifel , als daß auch ihre Standeserhöhungen - sowohl in

ihren eignen , als in andern teutschen Neichslanden aner¬

kannt werden müssen . Wenn also ein König von Preussen

einen Edelmann zum Freyherrn , oder Grafen , ja selbst zum

Fürsten ernennt , so ist derselbe zwar kein teutscher Reichs¬

freyherr , oder Reichs graf , oder Reichsfürst , allein man

kann sich doch nicht in Teutschland weigern , ihn für einen

Freyherrn , Grafen oder Fürsten gelten zu lassen . Selbst

N 5

es am l'etztern Hrte , ist an sich etwas sehr Zufälliges ; ein aus-
serweseutlicher Vorzug , der in den Händen eines rechtschaffenen
und vernünftigen Mannes , wie so mancher andere Flitterstaat,
als Mittel zu angenehmen , nützlichen und sogar wichtigen Iwck-
ken kräftig mitwürken kann , Dies wird er, sei ) es auch un¬

ter anderer Hülle, so lange seyn , als ^ ein großer Theil
der Weltbürger Vergnügen an Bändchen und Seifenblasen fine

>det , und hbchst nnphi l 0 s 0 phisch handelt , währ em h
dem er sich reiner philosophischer Aufklärung

rühmt, und den Gipses .irdischer Vollkommenheit . erklimmt

zu haben wähnt,
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der Kaiser kann dieses nicht , weil sonst der König von

Preussen in seinem Reiche die von dem Kaiser geschehene

Standeserhöhung ebenfalls nicht anerkennen würde . Dies

ist auch der Praxis vollkommen gemäß . So wurde z . D.

der Fürst von der Osten genannt Sacken, welchen der

König von Preussen in den Fürstenstand erhoben hatte , auf
den beyden Wahltagen in den Zähren 1790 . und 1792 . ohne

alles Bedenken als Fürst anerkannt und als solcher in dem

Eingang der bcyden Wahlcapitulationen Leopolds II . und

Franz II . aufgeführt.

Der Kaiser hat also allein in Teutschland das Recht

Standeserhöhungen vorzunehmen * ) . Er kann alle Gattun¬

gen und Grade des Adels , vom bloßen Edelmann bis zum

Fürsten ertheilen , er kann Wapenbriefe und höhere Titula,

turen verleihen . Zn der Standeserhöhungs - Urkunde selbst

wird das Wapen , das der neue Fceyherr oder Graf nun,

mehr soll führen dürfen , und eben so die Titulatur : Wob

geborner , Hochwolgeborner rc . , welche ihm künftig gegeben

werden soll , bestimmt . Es kann aber auch ein andres Wa-

pen , oder eine höhere Titulatur durch eine besondre Ur,

künde in dem Fall verliehen werden , wenn nur darum,

nicht aber um eine Standes - Erhöhung selbst , nachgesucht

wird . Die Reichskanzler ) giebt einem Grafen nur bas Prä-

dicat Wolgeborner und einem Fürsten nur Hochgeborner.

Wünscht einer von ihnen ein höheres Prädicat zu erhalten,

so wirb ihm dasselbe nach Beschaffenheit der Umstände durch

ein besonderes Diplom ertheilt . So wurde z . B . durch eine

*) Daß jedoch auch von denjenigen , welche die größere
Comitiv haben , Standeserhöhungcn vorgenommen werden

können , haben wir bereits gehört , und daß die Reichs » ika^
rien wahrend eines Interregnums sich das Recht der Standes»

erhöhungen angemaßet haben , werden wir noch hören.
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solche kaiserliche . Urkunde vom z . Dec . 1784 . den Fürsten

von Nassau das Prädicat Durchlauchtig Hochge-

vor ne beygelegt * ) , statt daß ste vorher nur den Titel

Hochgeborne erhalten hätten.

Das Recht der Standeserhöhungen ist aber nicht blos

in so fern ein kaiserliches Vor» oder Neservatrecht,

baß kein Reichsstand dasselbe auSüben darf , sondern auch

in der Hinsicht , daß er dazu keiner reichstägigen Eimvilli«

gung bedarf . Indessen kann doch der Kaiser dieses Recht

nicht nach völliger Willkühr ausüben , vielmehr finden sich

auch diescrhalb in den Reichsgrundgesetzen einige Einschrän¬

kungen und Normen , die er dabey vor Augen haben muß.

So soll er fürstliche , gräfliche und andere Würden nur sol¬

chen Personen ertheilen , die sich durch Verdienste vor andern

ausgezeichnet haben **) . Nichts ist billiger als dieses . Ur¬

sprünglich ward der Adel nur durch Verdienst erworben,

billig sollte dies auch jetzt noch der Fall seyn . Aber sreylich

würde mancher Neugeadeste in große Verlegenheit kommen,

wenn er die Verdienste , wodurch er sich vor andern ausge¬

zeichnet hätte , angeben sollte . Es pflegt daher Hey den Skan --

deseihöhungen nicht immer darauf gesehen zu werden , wo¬

durch denn aber begreiflicher Weise dieselben sehr von ihrem

ehmüligen Werthe verliehren.

Ferner soll derjenige , der eine Standeserhöhung nachsucht,

„ im Reiche angesessen , und mit den zu einem standesmäßi¬

gen Unterhalte erforderlichen Mitteln versehen seyn ." Fehlt

es an Verdiensten , so wird wenigstens auf Vermögen und

Angesessenheit Rücksicht genommen . Wer jene nicht anzuge,

*) Es steht dieses Diplom in Schlbzers St « gts « nzeigenj

Heft 28 . Nr . 4-; .

Wahlcapit . Art . 02 . §. 1.
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ben vermag , muß wenigstens diese darzuthun im Stande

seyn . Zwar enthält die Wahlcapitulation , streng genom¬
men , keine Alternative . Es heißt nicht , die es vor andern

wohl verdient , oder im Reiche angesessen , oder Mittel

haben ; allein an dem kaiserlichen Hofe wird doch die Stelle

auf diese Art erklärt , und daher auch Auswärtigen , die

nicht im Reiche angesessen sind , die Neichsfürstliche , Gräf¬

liche oder Freyherrliche Würde ertheilt.
Eben so soll auch der Kaiser keinem neue Prädikate,

höhere Titel , oderWapenbriefe verleihen , welche der Würbe,

dem Stande und üblichen Titel eines alten Geschlechts nach¬

theilig seyn könnten *) . Hierauf wird am kaiserlichen Hofe

sehr streng gehalten . So wurde noch kürzlich einem Bür¬

gerlichen , der den Namen einer altadlichen Familie führte,

die von ihm nachgesuchte StandeserhShung zwar bewilligt,

jedoch zugleich verlangt , daß er einen andern Namen wäh¬

len sollte * *) .

§ . - ? 8 .

Ueberhanpt dürfen durch Standsserhöhungen die wohl¬

erworbenen Rechte eines dritten aus keine Art und Weise

gekränkt werden . Dies liegt schon in der Natur der Sache

und in den einer jeden höchsten Gewalt eignen Schranken.

Namentlich kann und darf nach ausdrücklicher Vorschrift

der Wahlcapitulation ***) eine StandeserhShung der Lan¬

deshoheit nicht nachtheilig seyn . Der Kaiser kann also

zwar einen Reichsständischen Unterthan zum Edelmann,

Freyherrn oder Grafen machen , und der Landesherr kann

*) Wahlcapit. Art . §.
- ) Die Reichsvicariatshofe sind in diesem Pmrct nichts so

streng.
« ) Art . 22 . j . 5.
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sich nicht füglich *) weigern , diese Standeserhöhung anzu-

erkennen , allein der Kaiser kann ihm doch keine Rechte er-

thsilen , wodurch die Landeshoheit auf irgend einige Art be¬

einträchtigt würde , und eben ss wenig kann sich der neue

Edelmann , Graf oder Freyherr dergleichen Rechte anmaßen.

Ist er z . B . vorhin steuerbar gewesen , so wird er durch

seine Standeserhöhung nicht von den Steuern befreyet ; ist

vorher von seinen Gerichten an die höhern Landesgerichte

appellirt , und hat er selbst bey diesen belangt werden kön.

nen , so bleibt dieses alles nach wie vor.

Eben so darf auch eine Srandeserhöhuitg nicht den Fa¬

milien - und Successionsrechten zum Nachtheil gereichen.

Der Kaiser macht sich ausdrücklich in feiner Wahlcapitula-

tion Art . rr . § . 5 . anheischig : solchen Kindern eines Neichs-

standss , oder aus einem - reichsständischen Hause entsprosse¬

nen Herrn , welche aus einer unstreitig notorischen Mißhey¬

rath , oder einer gleich Anfangs eingegangnen morganatischen

Ehe erzeugt sind , zu Verkleinerung des Hauses die

väterlichen Titel und Würden nicht beyzulegen , sie auch zum

Nachtheil der wahren Erbfolger , ohne deren besondere Ein¬

willigung , nicht für ebenbürtig und erbfähig zu erklären . —-

Was eine unstreitig notorische Mißheyrath sey ? soll

in der Folge erörtert werden . Hier ist cs genug zu bemer¬

ken , daß diese ganze Stelle der Wahlcapitulation dadurch

veranlaßt worden ist , daß K . Karl VI . die Gemahlin de§

HerzogsiAntvn Ulrich von Sachsen - Meinungen,

Philippine Elisabeth Zeserin, die Tochter eines Hessischen

Ich würde dies Wort nicht beygefügt haben , wofern nicht

der König von Böhmen und Erzherzog von .Oesterreich sich wei¬

gerte in seinen Landen
' die Standeseryohungen , die er selbst als

Kaiser vorgenomme » hat , gelten zu lassen.
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Hauptmanns , in den Neichsfürstenstand erhoben und die
Kinder , welche der Herzog mit ihr erzeugt halte , „ für Recht,
gebohrne , aus voll beiderseits gleichbürriger Abkunft her¬
stammende Fürsten und Fürstinnen , auch von ihres Vaters
wegen Herzoge und Herzoginnen zu Sachsen mit
aller Lehnsfolge und Erbgerechtigkeit und Erbfähigkeit " er¬
klärt hatte . Ja man ging damals soweit , daß man sich
nicht einmal mit der schon seit 1711 . der Wahlcapitulation
eingeschalteten allgemeinen Clausrl begnügte , daß derjenige
Stand , welcher erweisen könnte , daß er durch neue Stau-
Deserhöhungen beeinträchtigt worden wäre , mit seiner Be»
schwerde hinlänglich gehört , und derselben , wo sie gegrün¬
det befunden würde , abgeholfen werden sollte , sondern daß
man sogar die bereits geschehene Standeserhöhungen
jenerArt für null und nichtig erklärte.

§ . 2ZA.

Der Kaiser nimmt Standeserhöhungen vor entweder
aus eigner Bewegung, oder auf besonders geschehe¬
nes Ansuchen. So selten jener Fall ist , so pflegt doch
öfters die Clausel : aus S elbst eigner B ewegu n g in
das ErhShungsdiplom eiiigerückt zu werden . Allein Mos
ser sagt mit Recht *) : es sey hierauf gar nicht zu aehen,
weil diese Clause ! mehrentheils auf der Parkheyen Anhalten
hereingesetzt würde , und man sich oft sehr viele Mühe gä,
be , bis man es dahin brächte.

Wer sine Standeserhöhung sucht, muß seine Bittschrift,
welche stets an den Kaiser gerichtet wird , in der kaiserlichen

' Reichshofkanzley , etwa durch einen Reichshofraths - Agen¬
ten einreichen lassen . In dieser müssen die Umstände des

«-) im Tr . von den kaiserl . Regier . Rechte » . S . 420.
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Sup - licanteii und seine Verdienste angeführt und bescheinigt

werden . Wird nur um Erkheilung des bloßen Adels / oder

des Prädicats Edler von gebeten , so pflegt nicht einmal

der Neichsvicekanzler dem Kaiser davon besonders Vortrag

zu thun , indem man die Sache für zu unbedeutend hält.

Bey höhern Würden hingegen , schon bei) der Fcepherrlichen,

ohnerachtet auch diese Würde wie ein Strom « ingerissen ist,

wird dem Kaiser noch wohl von dem Gesuch durch den

Neichsvicekanzler referirt , und die Bitte nach Beschaffen¬

heit der Umstände zugestanden , oder abgeschlagen.

Ist die Srandeserhebung bewilligt , so muß das Diplom

in der Reichskanzler ) , damit dieser die Gebühren nicht

entgehen , ausgefertigt werden . Für eine jede Gattung der

Standeserhöhung muß nemlich eine gewisse Taxe bezahlt

werden *) ; davon erhält der Neichsvicekanzler / die Neichs-

In Scklözers Staatsanzeigen , Heft 24 . Nr . 57 . ist

die Taxe folgendermaßen angegeben:

Simpler A d e l stand cum stsnonnrwrione von

und einem gekrönten Helm . . . . . . zz6 Fs . zc>X.

Ritter stand cum äcirominsrioue Edler von 724 — —>

Fr e » Herrn stand . . . . . . . . . goiz — ; c>—

Grafenstand . . . . . . . . . . . 5952 - .

Dies sollen die ordentlichen Taxen, mit Inbegriff alles dessen,
was pro iuribus OimeeUsrise , Wapen , Siegel , Kapsel , Schnur ! c,

bezahlt werden müsse . ( Mit diesen Summen kommt man indes¬

sen doch nicht durch , sondern es ist unter allerley Rubriken noch

verschiedenes zu bezahlen . So weiß ich , daß beyCrtbeilung des

simplen Adelstands außer jener Laxe , die -»ra/cr -z-rrm-i- zu un-

gefabr ro Fl . und die Neben - und kleine Unkosten zu ungefähr

70 Fl . angeschlagen wurden .) Wird bep Standeserhöhnngen das

Privilegium , daß der Nichtgebrauch nicht schade» solle , mitver-

laugt , so zahlt der Edle 45 Fl . , der Ritter pc>^ der Baron igz,

und der Gras 180 Fl . Werden Brüder in dem Diplom mitbk»

griffen , so muß für jeden ^ und für jede Schwester ^ der Taxe

bezahlt werden . Wird ein Stand übersprungen , d . i . wird ein
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referendarien und die übrigen Kanzleppersonen , welche mit
der Ausfertigung des Diploms zu thun haben , als der Kan¬
zellist , Wapenmahler, etwas gewisses, das übrige kommt
aber nach Abzug der Kosten für die Kapsel :c. in die ge¬
meine Lasse , woraus die Besoldungen bestritten werden.

In die kaiserliche Lasse selbst fließt also von den Ge¬
bühren nichts , folglich kann auch der Kaiser dieselben nicht
erlassen. Soll eine Erlassung oder Nachlassung statt finden,
so muß diese der Kurfürst von Mainz, als Neichserzkanzler
bewilligen

*

*) , allein auch dieser kann nur denjenigen Theil
erlassen , der in die gemeine Lasse selbst fließt. Oft sind
die Diplome nicht ausgelöst , man begnügte sich damit , daß
die erbetene Standeserhöhung bewilligt war , und machte
nun, so gut es sich ohne Diplom thun ließ , Gebrauch da¬
von . Um dieses zu verhüten , ist der Kaiser in seinerWahl-
capitulation Art . 22 . § . n . und 12 . verpflichtet , es auf
keine Weise zu gestatten , daß diejenigen , welche die auszu-

fertir

simpler Edelmann , mitUeberhnpfnng des Ritterstandcs , Frevherr
u . s . w . , so mnß für jeden überhüpften Stand , » och ^ der Taxen
dieses Standes pro iure l'glrus bezahlt werden. Aue diese Laxen
sind für Deutsche und zum Reiche gehörige Italiener und Bur¬
gunder . Ei » Fremder muß noch übcrdem pro iure iueolscus re-
spective 200 — 600 — zoo — 1600 Fl . zahlen . — Ich füge die¬
sem noch bey, daß wenn etwa cm von einem Adlichen außer der
Ehe »Erzeugter sich nobilitiren lassen will , dieser noch pro äiplo-
rnsts reüitucionis scl ironoree 24 ; Kl . ;o X. Islvis iuridus lcripcio.
nie zahlen muß . V

*) Dies ist selbst der kaiferl. Wahlcapit. Art. 22 . §. 11 . ge¬
mäß . Kein Artikel in der ganzen Wahleapitulation, sagt Mo-
s e r ( in den Anmerk, zur Cap - Josephs II .) wird heiliger gehal¬
ten , als dieser ; zumal seitdem die Kurfürsten von Mainz starke
Summen von den Taxgrldern als Handgelder , zu ihrer Privat-
chateulle ziehen.
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fertigenden Diplome innerhalb drey Monaten nicht cinlösen,
sich der verwilligten Gnade rühmen , oder einigen Gebrauch
davon machen dürfen . Vielmehr soll der Ablauf dieser Frist
den Verlust der kaiserlichen Gnadenverleihung unmittelbar

nach sich ziehen , die Neichsfistale aber wider diejenigen,
welche sich dessen ungeachtet solcher Standeserhöhungen,
Verleihungen des Adels rc . unbefugter Weise rühmen , ver,

fahren und dieselben zur angemessenen Strafe bringen.

§ . 240.

Der Kaiser ernennt Fürsten und Grafen . Hat aber
diese Standeserhühung die Wirkung , daß der neue Fürst
oder Graf auch . Sitz und Stimme auf dem Reichstaae
erhält?

Wenn in ganz alten Zeiten die Kaiser und Könige ei¬
nen Grafen zum Herzog , Mark - , Land - oder Pfalzgrafen
ernannten , so hatte dies allerdings die Wirkung , daß nun

auch der neue Herzog , Mark - Land - oder Pfalzgraf auf
dem Reichstag unter den Fürsten erschien und unter ihnen

nach seinem Stande Platz nahm . Zn der Folge , als der

Briefadel aufkam , glaubte man daher auch , ^ >aß eine

jede kaiserliche Standesechebung diese Wirkung haben müsse,

so daß ein jeder von dem Kaiser in dem Neichsfürsten - oder

Grafenstand erhobener Graf oder Freyherr . nun auch ross»

iure zu Sitz und Stimme auf dem Reichstage berechtigt sey.
Aber man bedachte nicht , daß es mit den ältern Standeser,

Höhungen eine ganz andere Beschaffenheit gehabt hatte , als

mit den neuern , daß bey jenen der Gras nicht bloß den

Titel eines Herzogs oder Markgrafen , sondern wirklich

ein Herzogthum oder Markgrafschaft erhalten hatte , wor¬

auf eigentlich die Rrichsstandschast hastete.
Zweiter Band . O
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^ So lange indessen nur alte reichsgräfliche Häuser , welche

ansehnliche Grafschaften und Länder besaßen , die wohl für

ein Fürstenthum gelten kennten , in den Fürstenstand erho¬

ben , und auch zugleich ihre Länder für Herzogtümer er- j

klärt wurden , wie das z . V . mit Savoyen , Cleve, ^

Holl st ein , Würtemberg u . s. w . der Fall war , so war

dabey nicht viel zu erinnern . Allein endlich fingen auch dir

Kaiser an , ihre österreichischen Baronen zu Fürsten zu er¬

klären , und nun sollten auch diese neue Fürsten , welche

keine unmittelbare Neichslande besaßen , worauf die Reichs,

standschast haftete , in das fürstliche Collegium auf - und an¬

genommen werden . Die Absicht des kaiserlichen Hofs , da,

durch die Zahl seiner Creaturen zu vermehren , und sich das >

Uebergewichr im Fürstenrath zu verschaffen , leuchtete zu

deutlich hervor , und die Übeln Folgen waren zu äugen,

scheinlich , als daß man nicht von Seiten der Kurfürsten

und Fürsten hätte suchen sollen , denselben für die Zukunft

möglichst vorzubeugen.

Man besann sich , daß das Recht der Reichsstandschast

eigentlich und seiner Natur nach kein persönliches , sondern

ein dingliches Recht sey , das ohne den Besitz eines unmit-

, telbaren Neichssürstenthüms , Graf - oder Herrschaft nicht

üusgeübt werden könne . Ward dieser Grundsatz wieder her¬

vorgesucht und gesetzlich , so war dadurch viel gewonnen.

Aus diesem Grunde wurde schön in öem Z . N . A . § . 197.

versehen , daß r ) die Erben und Suttessoren derer , welche

ohne vergehende Vollziehung der schuldigen Prästationen,

und insonderheit der im Reich unmittelbaren Begüterung
^

zN Sitz und Stimme >gelaffen worden , dieses benesscii nicht

fähig seyn . sollten , wofern sie sich nicht vorher mit unmit¬

telbaren fürstenmäßigen Reichsgütern versehen hätten ; ») .
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sollte auch künftig ohne vorhergehende Nealerfüllung aller

uothwendigen und bestimmten Requisiten , und besonders

erstgcmeldeter Begülerung keiner zur Session und Sklmmr

im Fürstenrakh zugelassen werden . Und eben so war

im Zahr i6äz . in das Projekt der beständigen Wahl-

capitulgtion , und aus diesem nachgehends in die Capit . K.

Carls VI , gesetzt : „Auch keine Fürsten , Grafen und

Herren in fürstlich - oder gräflichen Collegiis att - und üuf-

nehmen , sie haben sich dann vorher dazu mit einem Jm-

tnediatfürsteuthum , reftwotng - Graf - oder Herrschaft ge¬

nugsam qUalisicirt , und mit einem standesmäßigen Reichs-
anlchlag in einem gewissen Kreis eingelassenund verbunden .^

Jetzt war es also gesetzlich , daß Niemand , der nicht eilt
unmittelbares Neichsfürstenthum , oder eine solche Graf»
oder Herrschaft besäße , zu Sitz und SrimMe in eineni

rcichöständischen Collegio gelassen werden sollte . Damit
aber nicht der Kaiser sich hierüber das Unheil oder die

Entscheidung allein aumaßen möchte , so war man so vor¬

sichtig , in Gemäßheit des I . N - A . § . 197 . obiger Stelle

noch beyzusctzen : „ und über solches alles neben dem kur,

fürstlichen auch dasjenige Collegium und Bank , darin sie
ausgenommen werden sollen , in die Admission ordentlich ge¬
willigt ."

Nach allem diesen hat also heutiges Tags die kloßs

StaudeSerhöhung zum Fürsten oder Grafen nicht mehr dis

Wirkung , daß dadurch der Begnadigte Sitz und Stimm¬

recht auf dem Reichstage erhalt . Hiezu wird vielmehr:
i ) der wirkliche und eigenthümliche Besitz eines

unmittelbare » Fürflenkhums , Graf - öder Herrschaft erfor¬
dert . Es ist also a) nicht genug , wenn etwa ein Neichs-
stanv das auf einem Lande hastende Votum an jemand

überläßt , ohne ihm jedoch das Land selbst abzurretrn . Dir-
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ser Fall ereignete sich im I . 1715 . bey der Einführung des

H . Ludwig Rudolfs zu Braunschweig - Lüneburg , in¬
dem Kurbraunschweig demselben das fürstlich Grubenha-

gische Votum auf Lebenszeit überließ , das Fürsisnthum
Grubenhagen selbst sich jedoch vorbehielt . Der Reichsfür¬

stenrath ließ sich zwar dieses damals gefallen , allein der

größere Theil desselben war doch so vorsichtig , durch eine

zum Protokoll gegebene Reservation dafür zu sorgen , daß

dieser Fall in Zukunft nicht zur Consequenz kann gezogen
werden *) . Eben so wenig sollte es b) hinreichend seyn,
wenn ein Reichsstand ein Stück Landes zum Schein für
unmittelbar erklärt , und doch in der That selbst nach wie

vor , in dem Besitz der Landeshoheit darüber bleibt . In¬
dessen hat man Beyspiele vom Gegenthcile an der dem

fürstlichen Hause Dietrich stein zugehörigen Herrschaft
Trasp und der Grafschaft Hallermund, derentwegen
die Grafen von Platen in das westphälische Grafen - Col¬

legium ausgenommen sind.
2 ) Muß derjenige , der Ncichsstandschaft zu erhalten

wünscht , einen ft zlnves würdigen Reichs - und Kammer¬

gerichtlichen Matricularanschlag übernehmen , d. h . einen

seinem Stande gemäßen Beitrag zu den ordentlichen und

außerordentlichen Neichssteuern zu zahlen versprechen . Es
wäre sehr zu wünschen , daß für eine jede Gattung von
neuen Ständen eine gewisse Summe bestimmt wäre , alz

Unket andern heißt es darin : daß man von dem in den
Reichs - Satzungen und der Observanz gegründeten xrincipio
kraft besten niemand in diesem Collegio vocum ec lsüionem haben
kann , der nicht ein solches Fürstcnthum , dem dieses Recht con.
lenlu stscuum anklebet , iure proprio er pleno lerrirorisli besitzt,
nicht im geringsten hierdurch abweiche.
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lein dies ist leider nicht der Fall und daher geschieht es

denn , daß manches sogenanntes Fürstenthum zu einem

Nömermonat nur 20 oder 16 Gulden , manche Grafschaft

aber gar nur 5 oder 6 Fl . zahlt , ja der Graf von Sinzen-

dorf Ncineck braucht/nach - einem Reichsschluß von 1727 , nur

2 Fl . zu entrichten . — Schöne S t a n des würdige Anschläge!

z ) Soll der Candidak vorher sich in einen gewissen.

Kreis einlaffen und verbinden , d . h . er soll erst Kreisstand

werden , ehe er Neichsstand werden kann.

4) Ist alles dies berichtigt , so hängt doch die Auf¬

nahme noch nicht von dem Kaiser allein ab , sondern es

muß auch das kurfürstliche Collegium , ferner dasjenige Col¬

legium und diejenige Bank, in das , oder auf der derCan-

didat ausgenommen werden soll, darin willigen . Wenn also

z . B . ein neuer Graf oder Prälat ausgenommen werden

soll , so ist es nicht hinreichend , daß das kurfürstliche und

fürstliche Collegium in die Aufnahme willigen , sondern es

wird auch die besondre Einwilligung desjenigen gräflichen

Collegii , oder derjenigen Prälatenbank , ln oder auf welche

der Aufzunehmende Sitz und Stimme erhalten soll , dazu

erfordert . Freylich ist dies in der Wahlcapitulation nicht

ganz deutlich bestimmt / und cs wäre daher sehr zu wün¬

schen gewesen , daß im I 1790 . bey Abfassung der Leopol-

dischen Wahlcapitulation das auf eine deutlichere Fassung

abzweckende Kurbraunschweigische Monitum * ) den unge-

O z

*) Man s. meine Geschichte der Wahlcapit . S . ; 7- Das

Monitum war , zu setzen : Auch solle » weder Fürsten , noch Prä¬

laten , oder Grafen und Herrn , weder im Reichsfürstenrath,

noch auf eine der Präiateiibänke , oder in einem der gräflichen

Collegien an - und ausgenommen werden rc.
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theilten Vsyfall des kurfürstlichen Collegii erhalten hätten
allein daß der angegebene Sinn der richtige sey , ergiebt

theils die Geschichte dieser Stelle *) , theils die Natur der
Sache . Ein jedes dieser Collegien ist ein für sich bestehen¬
des Collegium , und es würde unbillig scyn , wenn ein andres

Collegium demselben neue Mitglieder aufüringcn wollte.

Zweifelhafter hingegen ist es , ob in dem Fall , daß ei» neuer
Fürst in das fürstliche Collegium ausgenommen werden soll,
noch besonders die Beystimmung derjenigen , geistlichen oder

Weltlichen , Bank , auf welcher bas Sitz - und Stimmrecht
ausgeübt werden soll , erforderlich sey ? Diese Frage kam

bey der Einführung des fürstlichen Haukes Thurn und
Taxis sehr lebhaft zur Sprache . Die Mehrheit der Stim¬

men im Neichssürstenraih , überhaupt genommen , war für
die Taxische Einführung , allein zählte man die Stimmen
nach den Bänken , so waren auf der weltlichen Fürsten,
bank die mchrsten dagegen , Diese prolestirten also gegen
hie Einführung und beriefen sich auf die Wahlcapitulation,
Nachwelcher quch besonders die Bank in die Aufnahme
Willigen spllte — So viel ist wohl gewiß , daß , wenn
man hloß die Geschichte jener Stelle der Wahlcapitulation
vor Augen hat , der Widerspruch und bas Verlangen der

altweltfürstlichen Häuser ungegründet War . D >
'
e ganze Stelle

ist durch das eigne Monitum der Fürsten veranlaßt , und

dieses gierig dahin : „ daß übcr dieses alles der Fstrsten-
rakh und relpective dasjenige Gräfliche Collegium oder
Bank , darinnen d ? r neue Fürst , Graf oder Herr aufgenom-

Mo Hers Anmerkung, zur Wahlcapit . K, Joseph II.
**) Man s. Fabers Staatskanzlcy , Th . 107. S -! ; - . f.

Moser von Reichstagen Tb . r. S . 51, . Th, 2 . S . LS. Vergl,
stbrrgcns s. ss,
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men werden solle rc. , folglich kann das Work Bank nicht

füglich von der geistlichen oder weltlichen Fü rstenbank ver¬

standen werden . Sieht man hingegen auf die Billigkeit,

so war diese allerdings für die Behauptung der altwelt¬

fürstlichen Häuser . Kurbraunschweig trug daher im Jahr

1790 . darauf an , jene Stelle folgendermaßen zu fassen:

„ Und über solches alles neben dem kurfürstlichen Collegio,

das fürstliche Collegium , und inso nderheit diejenige

Bank des Neichsfürstenraths , worauf die

Stimme geführt werden soll, desgleichen respektive

das reichsprälatische oder reichsgräfliche Collegium , worin

die Aufnahme geschehen soll , in die Admission ordentlich

gewilliget ." Allein dieser Vorschlag gieng nicht durch , weil

einige Kurhöfe der Meynung waren , daß eine solche nä¬

here Bestimmung guf die collegialische Verfassung des fürst¬

lichen Collegiums selbst die nächste Beziehung habe.

Bestimmt ist also alles , was bcy der Aufnahme eines

neuen Mitglieds des Neichsfürstlichen , Gräflichen , oderPrä-

latischen Cvllegii zu beobachten ist . Aber freylich sind diese

Vorschriften nicht immer auf das strengste beobachtet wor¬

ben ; man erlaubte sich davon , besonders von der unmittel¬

baren Begütemng einstweilen zu dispensiren , und so wurden

denn verschiedene neue Fürsten und Grafen gegen das bloße

Versprechen , sich baldmöglichst mit unmittelbaren Ländern

zu versehen , ausgenommen . Eine Folge davon war , daß

manche sich entweder überall nicht , oder doch nicht hinläng¬

lich qualificirten . Zwar fetzte man im I . i74r . in die Wahl-

Kapitulation
*) , daß wegen ordnungsmäßiger Qualifikation

O 4

') Art . i . .j.
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der im Z . ^ 654 . und zeither aufgenommenen Fürsten und
Stände , eine Comitial - Untersuchung fordersamst von dem
Kaiser zu Stünde gebracht werden sollte , allein dies geschah
nicht und ist auch bis jetzt nicht geschehen , ohnerachtet noch
im I . 1790 . der Zusatz gemacht wurde , daß der Kaiser das
deshalb nöthigr Commissionsdecret *) binnen Jahresfrist er¬
lassen sollte.

Diejenigen , welche einmal Sitz und Stimme erhal,
ten haben , werden des ihnen ertheilte » Rechts gewiss » ie
wieder beraubt werden und schwerlich wird je die Vorschrift,
mäßige Csmitial - Untersuchung . geschehen . Besser ist es,
sich auf ein bloßes Versprechen nicht zu verlassen , und Nie¬
manden eher zu admittiren , bevor er nicht Besitzer eines
unmittelbaren Neichsfürstenthums , Graf - oder Herrschaft
ist , und auch den übrigen Vorschriften ein Genüge geleistet
hat . Aber freylich wurde zuweilen der Candidat so nach,
drücklich von dem kaiserlichen Hofe empfohlen , daß man
nicht gut umhin konnte , sich mit Worten zu begnügen.
Aus '

diesem Grunde wqr zwar schon in Gemäßheit der be¬
ständigen Wahlcapitulation es seit 1711 . dem Kaiser zur
Pflicht gemacht **) , den neu erhöhten Fürsten , Grafen
und Herrn nicht mit Decreten , oder auf andre Weise zu
Sitz und Stimme brhülfiich zu seyn , wofern sie nicht , wie
nachher 174a . beygefügt wurde , die bestimmten Erfordernisse
erfüllt hätten ; indessen fand doch das kurfürstliche Colle¬
gium im I . 1790 . für rathsam , dem 5 . § . des Art . l . noch
beyzufügen , daß die Aufnahme nicht eher , als bis nach
vollständig erfüllten vorgenannten Bedingungen erfolgen.

Selbst dieses ist noch nicht einmal erlassen,
Wahlcapit . Art . rr . a.
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am wenigsten aber bey bloßen Personalisten, die nicht mit
vorgedachten, an sich bereits unmittelbarenBesitzungen ver«
sehen sind , Statt finden solle.

Zuweilen ist blos einer Linie eines fürstlichen Hauses
Sitz und Stimme in dem Fürstenrath bewilligt worden.
Ist dies der Fall , so erlöscht das Stimmrecht , wenn die
Linie ausstirbt , weil nur dieser die Virilstimme bewilligt
war . Der Fall ereignete sich unter K . Le 0 p 0 ldI . im I.
1690. mit Waldeck , worauf auch wirklich dieWaldecksche
Stimme aufhörte. Unter K . Carl VI . war eiiigseicherFall,
indem diejenige Sal mische Linie, welche eine Virilstimmr
im I . 1654 . erhalten hatte, im I . 17z 8 . ausstarb. Billig,
hätte nun chas Salmische Votum ebenfalls aufhören sollen,
allein der Kaiser erlaubte dem Rheingrafen Niclas Leopold,
sich des Prädikats eines Fürsten des Reichs zu Salm , nebst
allen Prärogativen und Rechten zu bedienen . Der neue
Fürst verstand dies auch von dem Stimmrecht und legiti-
mirte den Salzburgischen Gesandten, worüber aber aller¬
hand Streitigkeiten entstanden *) . Dieser Vorfall gab in¬
dessen Veranlassung , daß im I . 1742 . der Kaiser in seiner
Wahlcapitulation verpflichtet wurde , sich einer Prorogation
und Erstreckung des von einer Linie eines Hauses ent¬
fallenen Sitz - und Stimmrechts auf die andern, welche
dergleichen nicht hergebracht , ohne Einwilligung der höher»
Reichscollegien für sich alleine nicht anzumaßen.

Wenn ein neuer Fürst in das fürstliche Collegium aus¬
genommen werden sollte , so konnte dieses nicht ohne Vor-
wiffen des Collegiums geschehen . Ganz anders aber ver¬
hielt sich die Sache in Ansehung der Grafen . Diese konn-

0 5

Moser von deu teutschm Reichsstäüden, S . 24 ; . ,f.
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ten in ein gräfliches Collegium aufgenominen werden , und

also Thcil an der Curicttflkmine nehmen , ohne daß der Für¬

stenrath etwas davon erfuhr . In Eltern Zeiten geschah es

wohl , daß wegen der Aufnahme sin kaiserliches Commis-

sionsdeccet ergieng , oder es zeigte auch wohl das Collegium

selbst die Aufnahme zum Protokoll an , allein der Fürsteu-
'
rath pflegte , davon keine Notiz zu nehmen , oder einen

Schluß darüber zu fassen . Ais die Grafen dieses merkten,

giengen sie immer weiter und nahmen öfters landsässige Gra¬

fen auf , welche gar keine unmittelbare Graf - oder Herr,

schäften besaßen , ohne davon weitere Anzeige zu thun.

Das kurfürstliche Collegium fand daher schon in dem Jahr

1764 . für rathsam , der Wahlkapitulation an einerSteüe *) ,

worin von den Sitz und Stimme habenden Neichsgrafen

die Rede war , die Worte beyzufügeu : welche als solche

von Kurfürsten , Fürsten und Ständen bey der NeichSvec-

sammlung angesehen und erkannt werden . Späterhin , bey

Gelegenheit der letztem Kammergerichts - Visitation zeigten

sichdie üblen Folgen davon , daß man die Aufnahme der
Personalisten für so unbedeutend gehalten hatte . Zn den ,

Jahren 1772 . und 177z . kam die Materie auf dem Reichs¬

tage verschiedentlich zur Sprache , allein es geschah kein !

ernsthafter Schritt . Durch den vorhin angeführten

im I . 1790 . gemachten Zusatz , ist jedoch für die Zukunft

her Aufnahme bloßer Personalisten vorgebeugt worden»

Endlich ist noch die wichtige Frage , welche vielleicht ^

nach Endigung des gegenwärtigen Kriegs abermals zur

Sprache kommen könnte , zu erörtern : was in Ansehung

der Ectheilung der kurfürstlichen Würde Rechtens sey?

So viel ist gewiß , baß in der goldnen Dulle , einem un- '

Art . ; . s . - q.
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streitigen Reichsgrundgesetze , die Zahl der Kurfürsten des

Reichs angegeben ist , und daß Reichsgrundgesetze nicht an¬

ders als von dem Kaiser und den gestimmten Neichsständen

wieder abgeändert werden können . Allein nirgends heißt

es in derselben , daß nur sieben Kurfürsten seyn sollen.

An und für sich glaubt ich daher nicht , daß die Vermeh¬

rung der Kurfürsten als eine Abänderung der G . B.

anzusehen sey . Dem Kaiser gebührt einmal das Recht der

Standcserhöhungen und dieses ist ihm dadurch , daß in

der G . B . die Zahl der damaligen Kurfürsten angege¬

ben ist , nicht genommen worden . Indessen werden in der

G . B . mit Beystimmung des Reichs den Kurfürsten ge¬

wisse Vorrechte zugeftanden , die der Kaiser allein nicht

hätte bewilligen können , wenigstens jetzt nicht bewilligen

könnte . Von diesen kann man sagen , daß sie nur den g e-

nannten Kurfürsten zugestanden worden sind . Könnte der

Kaiser nun für sich die kurfürstliche Würde ertheilen , und

sollte diese nicht ein bloßer leerer Titel seyn , so würde der

Kaiser Rechte zugsstehen können , die nach der teukschm

Verfassung nicht ohne Bewilligung der Reichsstände zuge¬

standen werden können.

Diesen Grundsätzen zufolge ersuchte daher der Kaiser

auf dem wesiphälischen Friedenskongreß has Reich um seine

Einwilligung , zur Errichtung einer neuen Kur für Pfalz.

Die Stände errheilten dieselbe , und so ward denn in dm

Friedensschluß selbst *) gesetzt : Itnperator c«>» rm^ r
'o

bllcae trsnguillitatis csulä co«/emr > , ut viZore praelsmis

couveutioms iussitutrm ssb eseotorstus novus . Nun hatte

es vollends keinen Zweifel mehr , daß zur Errichtung einer

Kurwürde die Einwilligung des gesammten Reichs erfordere

Lsnahr . Fried . Art , es- - -
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lich sey , denn schwerlich würde der Kaiser darum nachge¬
sucht haben , wofern er sie nicht für nothweudig gehalten
hätte . Indessen handelte Loch der kaiserliche Hof diesen sei¬
nen eignen Grundsätzen bey der Errichtung der Braun¬

schweigischen Kur Anfangs zuwider . Allein bald besann er

sich eines andern , als von Seiten der Neichsstände laute

Klagen darüber geführt wurden . Schon am 2 ; . März
1700 ließ er durch Kurmainz aus dem Reichstage erklären,
daß die ' bisherigen Vorgänge den Fürsten und Ständen , in
keiner Rücksicht , zu Schmälerung ihrer Rechte , noch sonst
zu irgend einigem Nachtheile gereichen sollten ; daß er ih¬
nen eine förmliche Declaration darüber ausstellen , und die

Sache durch ein Commisswnsdecret auf die herkömmliche
Weise -vn das gesammte Reich bringen wolle . Auch ver¬
sprach er ausdrücklich , daß künftig , ohne vvrgangsgeu Cs-
rnitialconsens sämmtlicher Stände des Reichs keine neue
und mehrere Kuren errichtet werden sollten . Eben so sr-
lärte auch K . Joseph I . in einem Commissionsdecret vom
21 . Zul . 1706 . , daß künftig neue und mehrere Kurwürde»

ohne des gesamimen Reichs Einwilligung nicht eingeführt,
und solches dem künftigen Neichsabschiede in korma lanctio-
nis praZmLticae einvrrleibt werden solle.

Mit dieser Erklärung , welche als eilst- kaiserliche Reso¬
lution auf die Beschwerden der Stände anzusehm war,
folglich grundgesetzliche Kraft hat , ( Z . 201 .) beruhigte
sich das - Reich und erkannte nunmehr die neunte Kur an.

Auch verglichen sich im I . 1712 . die beyden höhern .Reichs,

Kollegien dahiu , daß dem dritten Artikel des PrHjects der

beständigen Wahlcapitulation beygesetzt werden sollrs : Es

soll und willsauch ein zeitlicher Kaiser , ohne

Comitialbrwilligung des gesammten Reichs
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keine neue Kur e in führen ; allein es ist nachgehends

dieser Zusatz nicht wirklich in die Wahlcapitulatlon aufge-

nommen worden . — Es kommt aber auch darauf nicht an.

Genug , daß der Kaiser die vorhin bemerkte Erklärung ge-

thau hat , und daß auch nach einer älter » Observanz die

Einwilligung des gesummten Reichs erforderlich ist *) .

§ . 241.

Ein jeder Nelchsstand hat das Recht nicht nur Titel

und Würden zu ertheilen , sondern auch sowohl einzeln , als

im allgemeinen durch besondre Gesetze , oder sogenannte

Rangordnungen den Rang zu bestimmen , den ein jeder

haben soll . Sind dergleichen Gesetze vorhanden , oder ist

durch das Herkommen der Rang bestimmt , und entstehen

gleichwohl darüber Streitigkeiten , so ist dies als eine Ju¬

stizsache , zu betrachten , welche von dem Richter zu entschei¬

den ist . Fehlt es aber an Gesetzen , oder überhaupt an

Entscheidungsquellen , so hört die Sache auf , eine Justiz¬

sache zu sehn , und wird eine Negierungssache , die sodann

von dem Regenten ihre Bestimmung erhalten muß.

- Eine Reichs - Rangordnung haben wir nicht.

Sollte je eine gemacht werden , so müßte dies auf dem

Reichstage gssch ^en , weil hier die Rede von Abfassung

eines NcichsgeseheS seyn würde . Denn daraus , daß bas

Recht der Standeserhöhungen ein kaiserliches Neservatrecht

ist , folgt noch nicht , daß der Kaiser nun auch durch eigne

I Sehr zweckmäßig ist diese .ganze Materie von dem Hrn.
H . R . u . Pros . Schmelzer in einer eignen Schrift behandelt,
welche unter dem Titel : Ueber Teutschlands rechtliche
und politische Verhältnisse b ey Vermehrung der
Churcn zu Wezlar i/si . in 8 . erschienen ist.
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Gesetz ? den Rang der Reichsstände bestimmen könne. Zoll,
Münze u . s. w . gehören ebenfalls zu den kaiserlichen Ne -,
servatsn ; allein könnte der Kaiser wohl eine Reichszoll - oder

Münzordnung für sich machen?
Wie nun aber , wenn Nangsirsitigkeiten unter den

Neichsständen entstehen , kann diese der Kaiser entscheiden?
Man sagt zum Theil Za , weil er die einzige Quelle und

Ursprung aller Würden sey , und beruft sich theiis auf die

Observanz , theils auf ausdrückliche Gesetze *) . Allein die
Fälle passen nicht , und selbst die Gesetze sind dieser Behaup¬
tung zuwider . So soll und will der Kaiser nach dem N.
A . von 1500 . Tit . 5z . 1545 . § . 15 . und 1559 . H. 84 . mit

Rath Kurfürsten , Fürsten und gemeiner
Stände über die Sessivnsstreitigkeitcnrssbührliche , gütliche
oder endliche Entscheidung thuu . Nun würde zwar auf
dem Reichstage zuNegensburg im 1 . 1576 . von denNeichs-

sränden beschlossen , die Erkenntniß der Sessionsfachen dem

Kaiser allein heimzugeben , und cs ist auch , ohncrachtet
der Kaiser sich dessen weigerte und selbst verlangte , daß ei¬

nige Reichsstände hiezu mit verordnet werden sollten , da¬
her) geblieben. Allein dies Recht schien dem Kaiser selbst
lästig und unangenehm zu seyn . Zn den N . A . von 1594.

§ . 124 . 1598 - § - 7Z und 160 ; . § . 66 . begab er sich daher
wieder desselben und war nur erbötig : , ,sammt etlichen aus

dem Mittel des heil Reichs Kurfürsten , Fürsten und Stän¬

den hiezu depumren Perfonen rechtlich zu erkennen. " Man

Man s. den V e r s u ch ü b c r die Parificati 0 n der
bst er r e r chischen Gesä n dr e,n milden kur fn rstli ch e n.
Wien 1781 . 4 . Dagegen ist erst kürzlich erschienen: Ueber
die Parification der Lrzhevzoglich Qcsterreichb-
schen Gesandten mit den Gesandten der Kurfür¬
sten des H . R . Ä eich s i 7S 4 - 4-
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kann daher nicht sagen , daß der Kaiser das Recht habe,

die Nangstreirigkeiten dev Neichsstande allein zu ent¬

scheiden

Sechstes Capitel-
Von

der vollziehenden Gewalt und dem Strafrecht.

§ . 242.

^ ie besten Gesetze sind von keinem Werih , wenn sie nicht

auch zur Vollziehung gebracht werden . Die höchste Ge¬

walt im Staate muß daher die Macht haben , dir Bürger

riöthigen Falls zu zwingen , de» Gesehen Folge zi( leisten.

Diese G e w alt heißt die v 0 llziehende . Sie steht einem

jeden Reichsstand vermöge der Landeshoheit zu , und zwar

ohne deshalb an die Einwilligung oder Znrathziehung der

Landstände gebunden zu seyn . So gut es ist , wenn an

der gesetzgebenden Gewalt die Repräsentanten des Landrs

Theil nehmen , so wenig taugt eine solche Theisnahme an

der cxeculiveri . Diese muß bloß in de» Händen des Re¬

genten seyn , und so verhält es sich zur Ehre .der teutschen

Territonalversaffung wirklich in den einzelnen Staaten

Tenlschlands . Nur dem Landesfürsten Und in den Reichs»

*) Das Gegcntheil behaupten Moser in dem Tr . von des

Kaisers Regier . Rechte » und Pflichten , S . ; ; 4 . f . und Sieg¬

wann in seinem Versuch über die Rechte des Kaisers bey Strei¬

tigkeiten der Neichsstande über ihre Staatsgcrcchrsame . S . je»

dechdas Repertvr . des Staats und Lehnrechts. Art»

Rang §, 10,
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stützten dem Magistrat steht das Reckst zu , Zwangsmittel
zu gebrauchen und Strafen gegen denjenigen zu verhängen,
welcher sich weigert , den vorhandenen Gesetzen Folge zu
leisten . Nach dem Grade der Widersetzlichkeit richtet sich
der Grad des Zwangs , oder der Strafe . Helfen Auspfän¬
dungen , Geld - und Gefängnißstrafen nicht , so können Lei¬

besstrafen Statt finden , und sind auch diese fruchtlos die
Uebertretung der Gesetze zu verhindern , so können selbst Le-

bensstrafen verhängt werden , wodurch zwar nicht der Frev¬
ler des Gesetzes selbst zur Befolgung des Gesetzes gebracht
werden kann , wodurch jedoch andere umso eher bewogen
werden können , demselben F^ lge zu leisten . — Frevlich ist
es nach dem allgemeinen Staatsrechk sehr problematisch,
ob die höchste Gewalt im Staate berechtigt sey , Lebensstra¬
fen zu verhängen , indem dies voraussetzt , daß ein jeder
Mensch sich selbst sein Leben nehmen könne , weil er sonst
das Recht dazu nicht einem andern gültig übertragen könnte;
allein nach dem positiven Stcratsrecht hat die Sache kei¬
nen "

Zweifel.

Auch der Lebensstrafen giebt es in Teutschland mancher¬
lei) . Noch sind wir nicht dahin gekommen , daß wir nur ei¬
ne Gattung von Todesarten für Verbrecher gewählt hätten,
noch weniger haben wir darauf gedacht , welche Art die zu«
verläßigste , geschwindeste und wenigst schmerzhafteste sep,
und da wir jetzt alle französische Moden verbannen wollen,
so werden wir schwerlich die wirklich gute Mode in Anse¬
hung der Guillottine nachahmen . Statt der so verschriee¬
nen fürchterlichen Guillottine wird daher in Teutschland
das — minder fürchterliche ? — oder nicht vielmehr ungleich
schrecklichere ! — Schwerdt , Galgen , Nad , glühende Zan¬
gen , Scheiterhaufen rc . gebraucht . Zn aufgeklärten Län¬

dern
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bern Deutschlands , in welchen es der Regent der Mühe

werrh hält , für eine bessere Erziehung und zweckmäßi-

gern Unterricht der Jugend zu sorgen , pflegen freylich die

Schweriner einzurosten , und die Galgen zu verfallen . Wo

aber Erziehung für eine Sache gehalten wird , um die der

Regent sich nicht zu bekümmern hat , und wo man Gesetze

nur durch Galgen und Rad bey Kräften erhalten will , da

ist es freylich anders.

In der eyecutiven Gewalt selbst liegt aber nicht bloß

das Recht Zwang und Strafen zu verhängen , sondern auch

die dazu erforderlichen Anordnungen zu treffen . Der Fürst

ist daher berechtigt , Gefängnisse anlegen , Zuchthäuser er¬

bauen , Pfahl , Galgen und Rad errichten zu lassen . Eben

so bestellt er die zur Execution erforderlichen Personen , Ge-

fängnißwärter , Scharfrichter 11. s. >m Dies alles sind l a n-

desherrliche Rechte . Der Gerichtöherr ist nur

dann dazu befugt , wenn ihm die peinliche Gerichtsbarkeit

in seinem Gerichtsbezirk zu verwalten , von dem Fürsten

überlassen ist.

§ . - 4Z.

Oft kann indessen der nöthige Zwang nicht durch ein¬

zelne Gerichtsdiener bewirkt werden . Ganze Banden vm

Räuber durchstreifen etwa das Land , machen es unsicher

und brauchen Gewalt ; oder es entsteht ein Aufruhr , eine

Empörung . Zn einem solchen Fall , oder aber wenn der

Feind in das Land brechen wollte , war der Regent berechtigt,

zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit die

Kräfte des ganzen Landes aufzubieten , und von den Unrer-

thanen die dazu erforderlichen Äienstr zu verlangen . Es

ergieng ein Aufgebot an die Untekthanen , bewaffnet zu er¬

scheinen und sich zur Erhaltung der Ruhe und Sicherheit,

Zweiter Baus « P
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so lange als die Noch dauern würde , gebrauchen zu lassen.

Dies nannte man die Landfolge *) ( ins leguelae ) . Auch

noch heutiges Tages , hat man,
' wie die neueste Geschichte

beweist , ein solches allgemeines Aufgebot ergehen lassen wol-

len , und wirklich hie und da ergehen lassen . Allein , da

man sich von einem Haufen undisciplinirter Leute nur wenig

ersprießliches versprechen kann , so nimmt man agch nur in

ganz außerordentlichen Fällen dazu seine Zuflucht . Wirklich

hat man es aber auch nur sehr selten nöthig , weil jetzt ein

jeder Reichsstand , vermöge des ihm zustehenden Rechts

der Waffen, ( ius armorrim ) geworbene Soldaten hält,

und in der That wäre es auch unbillig , ja Unrecht , wenn

man von den Unterthanen noch bey jeder Gelegenheit Kriegs,

dienste verlangen wollte , da sie ohnehin schon zur Erhal-

tung des Milikairs nicht wenig steuern müssen.

Unsre ganze Kriegsart hat sich überhaupt verändert;

der Regent hält daher geworbene Soldaten , die er nicht

nur zur Vertheidigung des Landes , sondern auch in Frie,

denszciten nöthigen Falls zur Erhaltung der Ruhe und

Sicherheit im Lande selbst , und zur Vollziehung seiner Be¬

fehle gebrauchen kann . Das Militair pflegt man in Lan d-

miliz und in reguliere Truppen einzutheilen . Jene

wird oft schlechtweg die Miliz , Landsoldaten , Land¬

ausschuß , Ausschüsse: rc . genannt . Sie pflegt zwar

auch in Regimenter und Compagnien eingetheilt und von

*) Jetzt sagt manr die Nation soll in Masse auf,

stehen . — Als die Franzosen den Beschluß faßten , daß die
Nation in Masse aufstehen sollte , lachte und spottete man in

Teutschland darüber , aber es dauerte nicht sehr lange , so woll¬
te man auch die teutsche Nation in Masse aufstehcn kaffen , ohne

zu bedenken , welch ei » aufferst gefährlicher Versuch Lies sepn
würde.
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gedienten Officiers und Unterofficiers commandirt zu wer¬

den , allein sie wird doch nicht so häufig , sondern nur etwa

an Sonn - und Festtagen nach geendigtem Gottesdienst in

den Waffen geübt , auch nicht so streNg , .als die regulirre

behandelt . Fremde werden darunter nicht ausgenommen,

sondern sie besteht blos aus eingebohrnen Landleuten , mit¬

hin macht sie die wahre Nationalgarde aus . Regel

ist es , daß diese Miliz in Friedenszeiten nur in außeror¬

dentlichen Fällen , in Kriegszeiten aber auch nur zur Ver-

theidigung des Landes und im Lande selbst gebraucht wer¬

den darf . Zuweilen sieht man sie als die Pflanzschule dev

regulirlen Truppen an , so daß jährlich die bey diesen er¬

forderlichen Rekruten daraus genommen werden.

Zu den regulirten Truppen wird sowohl die Cavallerie,

als Infanterie und Artillerie gerechnet *) .

Ein jeder Neichsstand ist aber nicht nur befugt , alle ge¬

nannte Gattungen von Truppen , den Kräften des

Landes gemäß, zu halten , und die dazu erforderlichen

Officiers zu ernennen , sondern er ist auch vermöge des in

der Landeshoheit liegenden Rechts der Waffen , berechtigt,

Stückgießereyen und Gewehrfabriken anzulegen , Pulver¬

mühlen , Zeughäuser und Festungen zu erbauen , wegen des

Salpeters Verfügungen zu treffen , die Einquartierung an¬

zuordnen , Werbungen anzustellen u . s. w . Oft ist beson¬

ders wegen der beyden letzten Punkte in den Landesgrund,

gesehen etwas bestimmt , daß alsdann zur Norm dient.

Wo dies der Fall nicht ist , hat der Regent frepere Hände,

P 2

') Doch werden ' auch zuweilen regulirte Truppen den leich¬

ten Truppen , als Husaren , Jäger , Freycorps entgegen gesetzt.
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doch ist er nie anders zu gewaltsamen Werbungen be-

rechrigt , als zur Verlheidigung des Landes , oder zur Stel¬

lung seines Reichs - und Kreisconkingents *) .

Uebrigens ist kein mittelbarer Stand berechtigt Solda-

ten zu halten , und es ist daher als etwas ganz besonderes

anzusehen , wenn etwa eine Landstadt z . B . Rostock , oder

ein Landsaß z . B . die Hrn . von Niedesel zu Lauter«

bach Soldaten zu halten berechtigt sind . Indessen dürfen

sie dieselben blos zur Schildwache , oder zu Executionen

gebrauchen . Selbst nichtregierende Herren , Gemahlinnen

oder Wittwsn eines Fürsten sind nicht befugt Soldaten zu

halten . So wurde im I . 1709 . der von ihrem Gemahl

getrennten Gräfin von Schaumburg - Lippe von dem

Reichshofrath befohlen , vor allen die bey sich habende Gar¬

de und andre Militairpersonen von sich zu thun **) »

§ . 244.

So sieht es in den einzelnen temschen Reichslanden

aus . Nicht so gut steht es mit der exekutiven Gewalt des

Kaisers . AlsKaiser hat er weder Soldaten , noch hän-

gen andre Zwangsmittel unmittelbar von ihm ab . Der

Kaiser hat zwar die vollziehende Gewalt , allein in der Aus¬

übung dieses Rechts ist er sehr eingeschränkt und an gewisse

gesetzliche Vorschriften gebunden , die , wie man leicht erach¬

ten kann , sehr zum Vortheil der Neichsstände gereichen.

*) Moser von Nöthigung der Unterthanen zu regulirten
Kriegsdiensten ; in der Sammlung einiger neuen Ab¬
handlungen von deutschen S t a a t s s a ch en, 176? . 4.
Putters Rechtsfalle , V . ; . Th . i . S . 265 . Uebcrhaupk f-
man Moser von der Landeshoheit in Militairsachen.

**) Mosers Staatsrecht , LH. io . S.
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welche zwar selbst gern erequiren , aber sich nur ungern

exequiren lassen.

Vorzüglich muß ein Unterschied gemacht werden zwi¬

schen der Vollstreckung der kaiserlichen Befehle gegen mit¬

telbare und gegen unmittelbare Personen und Glieder des

Reichs . Gegen jene kann nach ausdrücklicher Vorschrift

der Neichsgesetze die Execution nur durch ihre Landesobrig¬

keit geschehen . Ist also ihre Sache etwa durch Appellation

an die Reichsgerichte gediehen , oder hat gegen sie sogleich

in der ersten Instanz bey den Reichsgerichten geklagt wer¬

den kölmen , so müssen diese die Vollstreckung der gefällten

Urtheile der Landesobrigkeit übertragen , welche dazu nöti¬

gen Falls ihr Militair gebrauchen , oder auch die Hülfe ei¬

nes benachbarten Neichsstands erbitten kann . Nur alsdann

leidet dies eine Ausnahme , wenn etwa ein ganzes Land,

wie in unfern Tagen das Lüttichsche, in Aufstand be¬

griffen ist . Dann kann in so fern auch die Erecution auf

die Kreise erkannt werden , daß durch Kreistruppen erst die

allgemeine Ruhe wieder hergestellt wird . Ist aber dies ge¬

schehen , so gehört nach unsrer keutschen Verfassung leider,

leider! die Bestrafung einzelner Personen und die Voll¬

ziehung der wider sie gefällten Urtheile für den Landesherrn,

welches der Billigkeit und selbst der Politik nach um so we¬

niger seyn sollte , als dieser selbst in einem solchen Fall als

Parchey zu betrachten ist *) .

Pz

Ich habe in dem vorhergehenden meine Verwunderung

darüber geäußert , daß man jetzt nichts mehr von der Lüttichschcn

Sache höre . Seitdem habe ich 1) ein Reichskammergerichtliches

Urthel vom ; o. Marz 1792- , ferner 2) eine Druckschrift unter

dem Titel ; Etwas vo » Lüttichfchen Sachen nach der
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Was nun aber die Epecution gegen einen unmittelbaren
Stand des Reichs betrist , so ist die alsdann zu beobach¬
tende Verfahrungsart in einem eignen Gesetze , welches die

sogenannten Revolution Octob . 1791 . 4 . , ingleichen eine an¬
dre unter dem Titel : lieber das Lüttichsche Edict , oder
die sogenannte Amnestie v 0 m,aö . O c t . 1791 . — Nov.
1791 . 4 . und g ) Hstäresse g5a btsjeste l 'Lmxereur zu nam stsslüs-
tzois . Sexc. 1791 . z 5 eclsn ^ deren Verfasser ist , erhalten¬
en der ersten heißt cs : „Die wahrend der Revolution wegen
constitutionswidrigcr Einrichtung entlassene und dadurch und
auch sonst sich für sehr beleidigt erachtende XXIlgcr wurden; wie¬
der zusammengesetzt , und maßen sich die Erkenntniß über die zur
Zeit der Revolution vorgcfaUenen Facta ganz nichtig an . — Blos
der kaiserlichen Commission (sie besteht aus Münster und Jü¬
lich, weil Cleve keinen Thcil daran nehmen mag) und den
Lüttichsche» Schossen hat das kais. Kammergcricht einen Theil
der Cognition über die Revolution unter gewissen Modifica-
tjvnen aufgetragen . Aber letztere fragen seht wenig nach diesen
Nsodifieationen, wenn solche mit dem so tief angelegtenPlan
zur Rache in Collision kommen . So werden z . B . den
2 nhaftirten keine Defensoren verstattet, und man
quält sie so lange, bis sie der von dem kais. Kammergcrichte ver¬
ordnet«! Versendung der Jnquisitionsacten an eine auswärtige
rinparthcyischeJuristenfacultat , entsagen. Vörden incompctcn-
te» XXIIgern sind unzählige Proccsse im lebhaftesten Gange gegen
diejenigen, welche bcymHofe im üblen Geruch stehen, aus Kien;
oder aus Beschuldigungen, die sich von der Revolution her da-
tiren . Wenn ein sogenannter Patriot einen Episkopalenwährend
der Revolution nur einmal scheel angesehen hat : so belangt die¬
ser ihn bey denVir>btüeux . Jeder Kläger ist daselbst willkommen,
^ darf ohne Kosten proceffircn ; aber die Beklagten werden mit
kurzen Terminen , die oft nur auf eine Stunde gehen,
geangstigt und sodann durch ungeheure Gerichtsge¬
lbühren und schwere Geldstrafen völlig ausgczo-
gen. Viele undganz unschuldige Leute haben sich sogleich durch
Vergleiche und durch Zahlungen von ;o . 40 . 50 . Louisd 'or von
diesen Vepatiouen zu befreycn gesucht . — . Am Ende heißt es:
Ob diese Geschäftsmanipulation und die Art und Weise , wie die
Lütticher, seit der Iurüchkuust des Hrn . Fürstbischofs in das Land
hehgndelt werden , der in den kammcrgerichtlichen Urtheilen ge¬
äußerten Erwartung gemäß scyf stellet man höherer Beurthei,
lung anheim. Iu Lüttich getrauet sich Niemand mehr ein Wott
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Executionsordnung genannt wird , vorgeschrieben.
Diese Ordnung , welche einen Theil der N. A . von 1555 .'

P 4

für die Constitution oder für die Jnhaftirtcn , oder für die Exu¬
lanten zu mucksen , geschweige laut zu reden : um nicht von den
Schöffen in,einen finstern Keller gesteckt zu werden , oder wenig¬
stens ' einen Vin^räeux Proceß an den Hals igeworfen zu bekommen.
Dieses sonst zur Bändigung der Gewaltthätigkciten und gegen die
Eingriffe der fürstlichen Beamten niedergesetzte Friedensgcricht
ist fast in eine Lkambre sräence , nach der Manier Philipps 'II. ge¬
gen feine Belgier ; ausgeartet . Mit einem Worte , die
Lütticher sind der willkührlichsten und härtesten
Behandlung land - und kreiskündig völlig Pr ei 4
gegeben . - In der zwcytcn Schrift heißt es : In Sachen-
die dem Hofe unangenehm sind , werde» die kammergerichtlichen
Ilrthcilc und Vorschriften nicht befolgt. Wenn aber davon die
Rede ist , den gehässigen Verfolgungen auf einmal ein Ende zu
machen , so heißt cS : die Verfolgungen geschahen nach Vorschrift
der kammergerichtlichen lirtheile . Das ist keine Amnestie,
wenn man bffentlich vergiebtund heimlich sich
rächt. Es ist daher sehr z » wünschen , daß es dem violenten
Conseil dcS 'Hru . Fürstbischofs vernehmlich gesagt werde , der
Sinn und die Mcynung des höchsten Richters in den Urtheilen
vom 4 . Dec. 1789 . und n . Febr. 1791 . gehen dahin , und Recht
und Billigkeit erfordre es , daß , wenn man mit einem ganzen
Wolke zu thun habe , man den Weg der allgemeine » Vergessen¬
heit und Vergebung cinschlagcn und das süße Rachgefühl dem
allgemeinen Wohl zum Opfer bringen ; daß mau , um k ü n s-
tige ähnliche V 0 rfällezu vermeiden, die Landesbe-
fchwerdcn , welche das Mißvergnügen und den Aufstand des
Volks veranlaßt haben , ruhig und unparthepischuntersuchen und
abstellen müsse ; daß man dadurch , wie sich das kammergerichtli«
che Urthel vom 4 . Dec. 1789 . vortrefflich ausdrückt:

„Das allgemeine Wohl des Landes , auch Wiederaufleben
„des so unentbehrlichen wechselseitigen Vertrauens,"

befördern müsse ; und daß der Character des Von xrmce , de§
xrince , xere cke les lujets , mehr in Handlungen als in Edikten be¬
stehe , sollten sie auch von den Kanzeln verlesen , oder an allen
Eckpfosten der Straßen angeschlagen scpn . — Die dritte Schrift,
oder die /4-/-lreFb enthält viele Impertinenzen gegen das Kammer«
gericht, ob nicht aber auch zwischen durch manche fürtrefflichs
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ausmacht , ist durch mehrere folgende Ns ^ hsgesetzes bestätigt,
aber auch minZusätzen bereichert morden . Eine neue und

verbesserte Execmionsordnung wäre sehr zu wünschen . Es

ist mehrmals davon auf dem Reichstage gesprochen worden,
aber nichts ist zu Stande gekommen . Zwar kam die Sache
im I . 167z . so weit , daß deshalb ein NeichSgutachten an
den Kaiser erstattet und demselben ein Aufsatz der aus den

Neicksabschieden zusammen getragenen und in einigen Pun¬
kten verbesserten Erecutions - Ordnung beygelegt wurde , al¬
lein der Kaiser machte verschiedene Erinnerungen dabey und

so blieb denn die ganze Sache wieder liegen . Seitdem hat
man nun zwar im I . 1711 . den Kaiser in der Wahlcapi-
tulation verpflichtet , möglichst zu befördern , daß die letzte
Hand an die Revision dieser Epecutionsordnung gelegt wür¬
de , allein es scheint die Sache keinem Theil rechter Ernst
zu sepn . Zwar ist es im I . 1790 . dem Kaiser wieder¬

holt zur Pflicht gemacht , bald nach angetretener Regierung
zur endlichen Berichtigung dieser so dringenden Reichsanger
legenheit bey der allgemeinen Reichsversammlung das erfor¬
derliche zu veranlassen , aber ohnerachtet der nun verstor --
bene Oesterreichische Gesandte Freyherr von Borie *) die

Sache und Wahrheit ? möchte vielleicht manchem scheinen. In
dem erst angeführten kammergerichtlichen Urtheile heißt es von
derselben : sie enthalte ganz unsinnige , eine Verstands » er-
w irrung des Verfassers verrarhende gegen das Kammergcricht
ausgestoßeue Injurien . — Von so braven und jnstizliebcnden
Männern , als die Mitglieder des Reichskammergerichts sind,
steht indessen zu erwarten , daß sie wenigstens alles mögliche thnn
werden , um die Llwmbrs grclenls etwas abzukühlen . — War
es übrigens , wenn das angeführte nur zur Halste wahr ist , zu
verwundern , daß man in Lüttich die Franzosen mit offenen Ars
Men empfing?

Der Herr von Bori .e soll in Betreff der Reichs - Execus
LiWsordttUng vieles vorgearheitet hahen , Es lvare sehr zu mün-



6 . C . Von der vollziehenden Gewalt . 2 ZZ

Vornahme und Berichtigung dieser Sache , als fürstlich

Würzburgischer Gesandter im Neichsfürstenrath bald nach¬

her empfahl , so ist doch noch nichts in der Sache geschehen

und es verschwindet jezt die Hoffnung immer mehr , daß je

etwas geschehen werde.

Nach den vorhandenen Gesetzen muß die Exemtion den

ausschreibenden Fürsten desjenigen Kreises , vessen Mitglied

der zu exequirende ist , von dem Kaiser übertragen werden.

Diese erlassen sodann gewöhnlich erst einige Warnungsschrei-

ben ; wollen aber gütliche Vorstellungen nichts helfen , so

lassen sie ihre Truppen gegen den ungehorsamen Stand

ausrücken . Widersetzt , er sich , oder sind sie zu schwach , so

kann auch noch den ausschreibenden Fürsten eines oder meh¬

rerer benachbarten Kreise die Exemtion mit übertragen wer¬

ben ; wovon die Lültichsche Exemtion das neueste Beyspiel

gegeben hat . Sollten die Kreisausschreibenden Fürsten Her¬

der Sache interessict seyn , oder sich den Auftrag verbitten

( welches billig nicht Statt finden sollte ) so kann ebenfalls

den ausschreibenden Fürsten eines benachbarten Kreises die

Exemtion aufgetragen werden *) . Z » ältern Zeiten nahm

schen , daß dies dem Publicum von einem Sachkundigen Manne,
etwa dem Freyherru von Ompteda, mochte mitgetheilt wer¬
den . Doch dies ist wohl mehr zu wünschen , als zu hoffen.

H Wie aber ,
' wenn die Kreisausschreibenden Fürsten nicht

erequiren wollen , uild auch die Transseription des Exccutivns-
Mandats uichtsfruchtet ? däsRcichskammergericht hat ohnlanast
diesen Knoten gelbst . Es erkannte in Sachen der Eingesessenen
des freyen Grundes Seel und Burbach , gräflich Sayn Hachen-
burgischeu Autheils , wider die Gräflich Sayn Hachenhnrgische
Vormundschaft , unter den s . Jul . 1794.
- „ Ist bey der in exeguenäo verweigerten Rechtshnlfe nunmehr
vorwaltenden Umstanden nach rechtlich erkannt , daß die impe-
trantischcn Uuterthanen ihr ? gn di ? Herrschaft und deren Renk-
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es besonders der Neichshofrath nicht so genau mit der Exe-
«utions - Erkennung , wovon die gegen die Stadt Dona-

werth und den Kurfürsten von der Pfalz verhängten
Exekutionen Beweise liefern . Man hat daher von Seiten
der Neichsstände diesem noch mehr durch den W . F . Art . 16.

§ . 2 . und die Wahlcapitulation Art . 20 . § . 5 . vorzubeu¬

gen gesucht , und es überhaupt dem Kaiser zur Pflicht ge¬

macht . in der Reichs - Executionsorduung einseitig nichts zu
ändern.

§ - - 45 -

Der Kaiser hat auch das Recht zu strafen , allein in der

Ausübung dieses Rechts ist er ebenfalls sehr eingeschränkt.

In ältern Zeiten fand vorzüglich die Strafe der A ch t und

Oberacht *) Statt , wodurch der Geächtete aller Ehren,

Würden , Rechten und Gerechtigkeiten , ingleichen der öf-

kammer zu bezahlen habenden rückständigen und laufenden Dienst¬
gelder , Pfächte , Beede und alle übrige schuldige Abgaben , nur
allein die Reichs - und Kreis - Prästanda , Beytrag zu den Rö-
mermonaten , Contingentsgelder und die Landessteueru im aller¬
eigentlichsten und uneingeschränktesten Verstände ausgenommen,
in so lange innen zu behalten, bis
dic8umma iuäicgki cum ukuris s clara lencsnria äe i ^ . ^ gril . 1791-
getilgt sepn wird , hiemit zu auctorisircn und zu berechtigen senn.
Jedoch ist den Jmpetranten , sich alljährlich mit der Vurggräsii-
chen Rentkammer über den Abtrag an den Schulden zu berechnen,
hiemit aufgegeben und sollen beyde Theile einander das Erforder¬
liche hiezu mittheilen ." S . mein Staats - Archiv, Heft r . S - 88.

") A ch t und Oberacht sind eigentlich unterschieden . Jene
ist das erste Decret , worin einem Ueberfreter der ReichLgesctze
be» des Kaisers und des Reichs Ungnade anbefohlen wird , dem
Mandat zu gehorchen , oder widrigen Falls in den Bann verfallen
zu seyn . Diese ist das letzte Decret , welches sogleich die Strafe
nach sich zieht . Bisweilen wird aber auch selbst, in Reichsgesetzen,
unter der allgemeinen Benennung Acht , dasjenige verstanden,
was eigentlich die Oberacht aüsmacht , und jetzt ist diese letzte
Benennung fast ganz abgckommen.
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fentlichen Sicherheit mid des gemeinen Friedstandes beraubt

wurde *) . Sollte diese Strafe gegen einen Neichsstand

verhängt werden , so konnte dies dem Herkommen nach nicht

anders , als durch das Urtel eines Fürstengcrichts , dessen

Vorsitzer der Kaiser war , geschehen . Allein in dem sechs-

zehnten und siebenzchnten Jahrhundert maaßten sich die

Kaiser die Untersuchung und Entscheidung ganz allein cnv

und so geschah es denn wohl , daß politische Gründe die

Stelle der Rechtsgründe vertraten ** ) .

Auf dem westphalischen Friedenskongreß kam diese Ma¬

terie sehr lebhaft zur Sprache , allein die kaiserlichen,Ge¬

sandten behaupteten , daß dies eine auf diesen Congreß nicht

gehörige Rcichsangelegsnheit sey , und so ward sie denn in

dem Osnabr . Frieden Art . 8 - § . z . zur Ausgleichung auf

den nächsten Reichstag verwiesen . Auf diesem ward zwar

etwas von den Achtserklärungen gehandelt , allein die Sache

kam zu keinem Schluß , vielmehr begnügte man sich , sie dem

nächstkünftigen Reichstag wieder zu empfehlen . Inzwischen

übereilte man sich auch auf diesem mit der doch so wichtigen

Angelegenheit nicht , und darüber geschah es , daß während

des spanischen Successionskriegs der Kurfürst vvn Baiern

eigenmächtig von dem Kaiser in die Acht , der Kurfürst von

Cölln aber seiner Regalien privirt wurde . Nun erwachte

man endlich aus dem Schlummer und eS verglichen sich die

Wird jemand blos seiner Ehren , Reckte und Wurden,
aber nicht zugleich der öffentlichen Sicherheit beraubt,
so nennt man dies eine Privation ber Regalien. Geistliche und
Damen werden nie in die Acht erklärt , sondern nur ihrer Re¬
galien privirr.

Doch sind auch di ? altern Zeiten von Vorwürfen - dieser
Art mehr ganz frey , wovon die Achtserklarung Heinrichs
des Löwen den besten Beweis zieht.
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beiden höhern Neichscollegien dahin , daß Niemand künftig

ohne rechtmäßige und gnugsame Ursache , auch ungehört und

ohne Vorwiffen Rath und Bewilligung der Kurfürsten,

Fürsten und Stände in die Acht oder Oberacht erklärt wer¬

ben sollte . Bey den Reichsgerichten könne zwar der Proceß

instruirt , allein alsdann sollten die Acten auf den Reichs¬

tag geschickt , hier eine Deputation aus allen drey Reichs-

tsllegien ernannt , und von dieser nach geschehener Prüfung

gutachtlicher Bericht an bas gssammte Reich erstattet und

nnr von diesem das Urtel selbst gefällt , und von

dem Kaiser bestätigt werden . Dieses alles ward in das

Project der Wahlcapitulation gesetzt , und sofort in die !

Wahlcapitulation K . Carl VI , eingerückt . Seit dieser

Zeit hat sich kein Fall wieder ereignet , daß ein Neichsstand

wäre in die Acht erklärt worben , indem ein Versuch , der

während des siebenjährigen Kriegs gemacht wurde , fehl

schlug . ( § . 177 . ) Da nun übrigens auf diese Art der Kai¬

ser nicht einmal ohne Einwilligung des Reichs , einen Stand

desselben in die Acht erklären kann , so kann man daraus

sicher den Schluß machen , daß er um so viel weniger eine

noch härtere , nemlich eine Lebensstrafe eigenmächtig

über denselben verhängen könne . Freylich werden Fälle die- >

ser Art nicht leicht Vorkommen , aber undenkbar sind sie doch I

nicht . Ließ nicht K . Carl V . dem gefangnen Kurfürsten !

von Sachsen schon das Todes - Urtel ankündigcn , und woll » ;

le nicht auch K . Le 0 p 0 ldI. einen Fürsten des Reichs ent¬

haupten lassen?

Nicht einmal des Sitz - und Stimmrechts kann der Kai-

si r nach deutlicher Vorschrift seiner Wahlcapitulation Art . r.

. z . einen Reichsstand eigenmächtig und ohne Reichstägige

A -eivilligung berauben , und eben so wenig kann er ihn sei-
'
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ner Landesregierung entsetzen . Dieser letztere Zusatz ward

erst im I . 1742 . gemacht und es hat zu demselben wahr¬

scheinlich die Entsetzung des Herzog Carl Leopold von

Mecklenburg Veranlassung gegeben.

Aber ka'nn der Kaiser einen Reichsstand mit Gsfäng-

niß oder Leibesstrafen belegen ? Ein ausdrücklich ver¬

bietendes Gesetz haben wir darüber nicht . Zn Ansehung

Nichtregierender und bloßer Reichsunmittelbarer Her¬

ren hat die Sache auch wohl keinen Zweifel , weil dem

Kaiser einmal die höchste Gerichtsbarkeit im Reiche zu¬

steht . Wegen der wirklich Negierenden entsteht

hingegen ein Bedenken , indem diese durch
' eine Ge-

fängnißstrafe ihrer Landesregierung entsetzt , und sie von

ihrem Sitz - und Stimmrecht dadurch ausgeschlossen werden

würden . Indessen haben wir doch noch in neuern Zeiten

drey merkwürdige Fälle dieser Art gehabt . So ward der

regierende Graf Friedrich von Leiningen Günters,

blum wegen feiner abscheuungswürdigen Laster und

Schandthaten * ) im I . 1770 . arretirt ; der Wild - und

Rhsingraf Carl Magnus zu Nheingrafenstein ward im

Jul . 1775 . wegen „ der von ihm selbst eingestandenen

schändlichen Betrügereien , unverantwortli¬

chen Mißbrauchs der Landesherrlichen Gewalt

und vielfältig begangener , befohlner und zuge¬

lassener Fälschungen zu einer zehnjährigen Festungs«

strafe: und der ReichserStruchseß Graf Gebhard Xaver

Ihm wurden folgende Verbrechen Schuld gegeben : Got¬

teslästerung , attent .irte ds»»c-
'Aa , EeFe -«»- , Biga¬

mie, Oi «re» tae/iie und ca„c,-Aonr - seiner Unter,

thanen , und unerlaubter Mißhandlung fremder

auch geistlicher Personen.
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zu Wolfegg - Waldsee im Z . 1778 . zu einer zweyjähri-
gen Gefangenschaft veruttheilt. Zu allen diesen Vorfällen
hat das Reich geschwiegen *) , und so möchte wohl dasselbe
dadurch zu« erkennen gegeben haben , daß es nicht glaube,
der Kaiser habe hiedurch gesetzwidrig gehandelt.

Desto häufiger kommen übrigens Geldstrafen vor.
Es ergeht kein Mandat , in welchem nicht bey einer Pön
von 5 . io . bis zwanzig Mark tätigen Goldes **) etwas ge¬
boten wird . Aber freylich fehlt es mehrentheils an der Voll¬
ziehung , und was hilft alsdann alles drohen?

Siebentes Capitel.
Von

dem kaiserlichen und landesherrlichen Rechte des
Fiscus.

§ . 246.
Es können also auchGeldstrafen verhängt und eingetrie-
den, ja es kann sogar in gewissen Fällen — so äußerst hart die¬
ses auch für die unschuldigen Nachkommen und Verwandten

*) Es trug zwar Kurbraunschweig beyAbfassung der
Wahlcap . Kc Leopold II . darauf au , den Worten des ft 4.
Art . 1 . auf irgend eine andre Weise entsetzen , noch bcyzufugen:
weder «Leert« n 0 ch »'Hecte . Allein dies Monitum gierig nicht
durch. Trier und Colln glaubten , daß diese Worte zur Ver¬
eitelung der in gewissen Fallen nothigcn rechtlichen Oberstrichtcr-
lichen Erkenntniß angeführt werden konnten , mithin sey der
Text beyzubehalten.

") Eine Mark Goldes beträgt§6 Thlr. , eine Mark Silber
s Lhlr.
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ist — ein Unterthan seines sämmtlichen Vermögens für

verlustig erklärt werden . Aber wer soll nun diese Gelder,

dieses verfallene Vermögen haben ? Es dem Richter zu

überlassen , würde in mehr als einer Rücksicht gefährlich

seyn . Dann möchte nicht nur Mancher eine Strafe er¬

leiden , der etwa blos einen Verweis verdient , sondern es

möchte auch öfters ein Verbrechen mit Geld gebüßt werden

können , das billig schärfer bestraft werden sollte . Den Vor¬

theil muß also ein dritter haben , und wer könnte dieser drit¬

te anders seyn , als der Regent , der für die Besoldung der

Räche und Beamte sorgen muß ? Es ist dazu eine eigne

Kasse bestimmt , in welche außer den Strafgeldern auch noch

andre Gefälle fließen , welche der Regent von einzelnen Un-

terthanen und deren Vermögen in bestimmten Fällen , zu

erheben , befugt ist *) . Diese Kasse heißt der Fiscus,

und .ist daher wohl von andern Landes - oder Landesfürstli¬

chen Kassen zu unterscheiden , die Befugniß selbst aber , ist

unter dem Necht des Fiscus zu verstehen.

Um nun für die Gerechtsame des Fiscus gehörig zu sor¬

gen , und dessen Einkünfte zu verwalten , kann der Regent

eigne Fiscalbcamte ernennen und diesen die Sorge für den

Fiscus übertragen . — Nicht selten bekommt der Fiscus

deshalb Streitigkeiten , soll er in diesem mehr als sein Geg¬

ner begünstigt werden ? Die ältern römischen Gesetze waren

so billig , diese Frage zu verneinen . Er sollte nicht mehrere

Rechte haben , als jeder Privatmann . In der Folge be¬

günstigten indessen die Kaiser ihren Fiscus immer mehr,

indem sie ihm nach und nach verschiedene wichtige Vorrechte

Schnauberts Anfangsgründe des Staatsrechts der ge¬

lammten Reichslande . §, zoü.
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ertheilten . Man kann leicht denken , daß man diese nicht

wird haben außer Uebung kommen lassen.

§ . 247.

Inältern Zeiten glaubte man , daß nur der Kaiser einen

Fiscus haben könne , und so lange unsre teutschen Reichs¬

stände noch nicht Regenten waren , hatte dies auch wohl
keinen Zweifel . Aber nun erhielten sie Landeshoheit und

nun hätten auch sie billig einen Fiscus haben sollen , allein

daran dachte man lange nicht — vielleicht , weil in dem

Römischen Rechte , das damals als die vorzüglichste Quelle

unsers teutschen Staatsrechls galt , nur von einem kaiser¬

lichen Fiscus die Rede war . Sollte also ein Mittelbarer

von dem Kaiser an Geld gestraft , oder sein Vermögen , et¬

wa wegen eines begangenen Majestätsverbrechens , oder

weil er in die Acht erklärt war , confiscirt werden , so maaß-
te sich dieses der kaiserliche Fiscus an . So lange Fälle die¬

ser Art nur einzeln vorkamen , und etwa die Nerchsstände
mit den confiscirten Gütern ihrer Unterkhanen von dein Kai¬

ser wieder belehnt wurden , hatte man kein Arg daraus.

Mancher Neichsstand war auch wohl von dem Kaiser mit

dem Recht des Fiscus beliehen , oder hatte sich selbst in den

Besitz dieses Rechts gesetzt.

Endlich aber giengen den Kurfürsten während des breys-
sigjährigen Kriegs die Augen auf . Mit dem Kurfürsten von
der Pfalz und einigen andern Reichsständen waren zugleich
deren Anhänger,in die Acht erklärt . Unter diesen gab es
Viele , welche Lehen von Reichsständen hatten , und so ent'

stand deshalb die Frage , ob dergleichen Lehen , wenn die

Vasallen derselben für verlustig erklärt würden , nicht viel¬

mehr dem Lehnsherrn , als dem Kaiser heimfallen müßten,

weil
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weil sonst in der That der Lehnsherr selbst dadurch gestraft wer¬
ben würde ? DisseFrage führte darauf , wie es mit den Allodial,
gütern in einem solchen Fall zu halten sei) ? Der Kaiser behaup¬
tete , baß ihm alle und jede Confiscaüonen , sie seyen auch gele¬
gen , wo sie immer wollen , als ihm einig und allein gebüh¬
rend und zuständig , je und allzeit und noch , für sich und zu
seiner eignen Disposition Vorbehalten bleiben müßten -, und
diese Behauptung setzte er glücklich gegen einzelne Neichs-
stände durch *) . Doch nun säumten die Kurfürsten nicht,
dm Römischen König Ferdinand III . sogleich in seiner

Wahlcapitulation ( r6z6 .) zu verpflichten , daß er indem
Fall , wenn die Vasallen der Stände , wegen des Verbre¬

chens der beleidigten Majestät , ihre Lehen verwirkt hätten,
oder verwirken würden , die Stände selbst nach ihrer Will-

kühr darüber schalten und walten lassen , keineswegs aber

dieselben weder zu dem kaiserlichen Fiscus einziehen , noch
dem Lehnsherrn die vorigen , oder andre Vasallen aufdrin¬

gen wolle **) . Sobald also ein Neichsständischer Vasall
rin Majestätsverbrechen begeht , und deshalb seiner Lehen
für verlustig erklärt wird , so fallen dieselben dem Lehnsherrn
anheim , und diesem kann der Kaiser weder den vorigen,
noch einen andern Vasallen aufdringsn , folglich kann auch
nicht einmal die nachherige kaiserliche Begnadigung des Ver«

brechers die Wirkung haben » daß derselbe sein verwirktes

Lehyr wieder erhält.

*) Man s. den Vergleich zwischen K . Ferdinand II . und
dem Hochstift Würzburg vom I . iSzo. wegen der von dein
Kaiser Majestätsoerbrechen halber confisrirten Würzburgischen
Activ - Lehen ; in Lünigs Lorp . sur . keuä . Th . i . S « i ; 8L»

Wahlcapit . Art . 2l . j .- s — 4.
Zweiter Band, 2 t,
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' Auf gleiche Weise wußte auch ferner der römische König

versprechen , die wegen beleidigter Majestät , oder anderer

Bergehungen jetzt oder künftig verwirkten Allodialgüter , den

mit den Rechten des Fiscus belehnten , oder in dem herge¬

brachten Besitze derselben befindlichen Kurfürsten , Fürsten

und Ständen , unter deren Bothmaßigkeit sie liegen , kei¬

neswegs zu entziehen , sondern die Landesobrigkeiten mit

Confiicirung derselben verfahren zu lassen . Freylich ist hier

nur die Rede von solchen Neichsständen , welche mit den

Rechten des Fiscus belehnt find , oder dieselben hergebracht

haben , und eben so redet auch der Osnabr . Friede *) nur von

, nicht aber conülcunäi der Reichsstädte,

mithin möchte es scheinen , daß das Recht des Fiscus nicht

einem jeden Neichsstande zustehr . Allein es wird wohl kein

Reichsstand seyn , der nicht dies Recht hergebracht hätte,

und da auch der westphälische Friede nicht blos einigen , son¬

dern allen Reichsstädten dergleichen Gerechtsame zuschreibt,

ja sogar heutiges Tages der Reichshofrath zwar nicht der

Reichsritterschaft , als ein Corpus betrachtet , wohl aber

Len einzelnen Mitgliedern derselben das Recht des Fiscus

zugesteht **) , so hat es wohl keinen Zweifel , daß allen und

») Art . 8 . f. 4 . Vcrgl . Car . ttenr . 6 er - / ei - xrozr . äs mrs

K5ci civitrrum imxerii . Nardurx , 1780.

Friedr . Aug. Huch vom Rechte des Fiscus des unmit¬

telbaren deutschen Reichsadels ; in Siebe ukecs jurist . Maga¬

zin , Bd . i . Nr . XM . Daß der Reichshofrath der Reichsritter-

^chaft in corpore das Recht des Fiscus nicht gestatte , ergiebt sich
aus einem Conoluso desselben in Sachen des Ritterorts Ortenau
conrra Baaden , worin es heißt : Uebrigens werde ihr , Rcichs-

ritterschaft , daß sie sich bey der Besitzergreifung dieses reichsun-
raittelbaren Guts ein ganz unerfindliches -'«- //er beygc-
legt , und aus diesem irrigen Grundsatz sich des Besitzes zum

Aheil auch im Namen ihres Rittercorporis angemaßt habe,
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jeden Reichsständen dieses Recht gebühre » Am besten wäre

es indessen , wenn künftig in der Wahlcapitulation die Wor¬

te : mit den Rechten des Fiscus rc . ganz weggelassen wür¬

den , und es blos hieße : , ^den Kurfürsten keineswegs zu
entziehen , sondern die Landesobrigkeiten mit Confiscirung
derselben verfahren zu lassen . Alsdann würde noch weniger
Bedenken in Ansehung der Reichsständischen Fiscalgerechtsa-
me einlreren können . — Doch wer macht es heutiges TagS

wohl einem Reichsstand streitig , Fiscalbeamte zu bestellen
und das Recht des Fiscus in seinem ganzen Umfange ausr

zuüben?

Ganz anders verhält es sich hingegen mit Mittelbarere

Personen , Landsassen , oder Städten . Einzelne , geringe

Fiscalrechte pflegen zwar wohl mit der Patrimonialgekichts^
barkeit verbunden zu seyn , z . B . die Erhebung geringer

Geldstrafen ; allein daraus läßt sich noch nicht auf dies Recht

in seinem ganzen Umfange schließen

*

*>

ß. 248.

Da also ein jeder Reichsstand das Recht des Fiscus selbst

hat , so scheint das kaiserliche Recht des Fiscus heutiges Tar

ges bloß aus unmittelbare Personen und Güter des Reichs

eingeschränkt zu seyn . Indessen giebt es doch gewisse soge¬

nannte Fiscalsachen , in weichen auch mittelbare Personen

sogleich in erster Instanz bey den Reichsgerichten belangt

Q . ä

ernstlich verwiesen , mit der Bedeutung , sich dergleichen u 1, be¬
fugte , den kaiserlichen Gerechtsame » allzunahö
tretende Anmaßungen in Ankunft zu enthalten.

*) LcLaa/ äe nue lllci nä civicsres msäinrss 5. wumApales noi>

xsruneme . LosrcinL, 17; 7°
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werden können . Ist in diesen von Erlegung einer Geld¬

strafe die Rede , so kommt dieselbe nicht in den landesherr,

lichen , sondern kaiserlichen Fiscus . Der Kaiser bestellt zu

dem Ende an einem jeden der höchsten Reichsgerichte einen

Fiscal , dem auch bey dem Kammergecicht noch ein Ad«

vocatus Fisci beygegeben ist.

Nicht alle Geldstrafen , worauf die Reichsgerichte er?

kennen , kommen indessen in den kaiserlichen Fiscus , sondern

nur die Gold strafen . . Wird jemand bey dem Kammerge-

richt um eine oder mehrere Mark Silber , die jedoch sich

nicht so hoch , alseine Mark Goldes belaufen dürfen , ge¬

straft , so erhält dies Geld die Armen - Lasse.

Von den Einkünften des Fiscus werden die Fiscalkosten

bestritten ; was übrig bleibt , ist der willkührlichen Bestim¬

mung des Kaisers überlassen . Uebrigens ist derselbe ver¬

pflichtet *) , -in Straffällen , den Richtern oder Commissa,

rien nichts von der Strafe zu versprechen , oder ihnen die

geringste Hofnung dazu zu machen , wahrscheinlich aus der

Ursache , damit sie nicht dadurch verleitet werden mögen,

auf Geldstrafen zu erkennen , wo billig kerne Statt finden

sollten.

') Mahlcapit . Art , 19 . s. s.



Achtes Capitel.
Von

dem Rechte der Steuern.

Erster Abschnitt.
Von

Len Steuern , die unter kaiserlicher Autorität erhoben
werden.

§. 249.

der Kaiser hat , wie wir bereits kn dem vorhergehenden

gehört haben (§ . zo ) , keine Domainen mehr , aus deren

Einkünften er die bey der Reichsregierungvorfallenden Aus»

gaben bestreiten könnte . Vielleicht der einzige Fall in seiner

Art '. — Die Sache hat nachtheilige Folgen . Man ist da¬

her daraus bedacht gewesen , ihm wieder Krongüter zu ver-

schaffen . — Jetzt verargt man es daher dem Kaiser nicht

mehr , wie ehemals , wenn er eröfnete Neichslehen einzieht;

im Gegentheil hat man es ihm sogar zur Pflicht gemacht *),

heimfallende Neichslehen , die etwas merkliches ertra«

gen, nicht anderweit zu verleihen , sondern vielmehr diesel¬

be» zur Unterhaltung des Reichs und der Kaiser und Kör
Q z-

'') Wahlaapit . Art . n . §. 10.
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nige einzuziehen . Und nach einer andern Stelle sollen die

Güter der in die Acht erklärten Reichsunmittelbaren dem

Reiche verbleiben , aber nicht von dem Kaiser seinem Hause

zugeeignet werden * ) . Allein mit wie vielen Schwierigkei¬

ten heutiges Tages eine Achtserklärung verbunden sey , ha¬

ben wir in dem vorhergehenden gehört , mithin wird da¬

durch nicht leicht ein Ncichsdomanium begründet werden

können . Fast eben so sieht es mit den heim fallen den

Reichslchm aus . Heimfallen kann ein Neichelehsn nur als¬

dann , wenn noch keine Anwartschaft darauf ertheilt wor¬

den , oder keine Erbverbrüderung geschlossert ist. Aber wel¬

ches bedeutende Neichslehcn gäbe es wohl , wo dies nicht

der ! Fall wäre - Dann ist aber auch zum Unglück der Bey-

satz gemacht worden : so etwas merkliches ertragen,

ohne nun weiter zu bestimmen , was unter einen merklichen

Ertrag zu verstehen sep ? Hieraus folgt also 1 ) daß der

Kaiser selbst über die Merklichkcit des Ertrags zu urtheilc -n

habe , und wie viel gehört dann dazu , daß ein Kaiser aus

dem mächtigen Hause Oesterreich einen Ertrag merklich fin¬

det ; 2 ) daß er Lehm , welche nach seiner Meinung nichts

merkliches ertragen , entweder selbst behalten , oder geben

kann , wem er will . Als daher die Grafschaft Hohenembs

kn neuern Zeiten heimfisl , so verlieh sie Kaiser Franz i,

seiner Gemahlin,
So wenig nun diese Verfügungen etwas fruchten wer¬

den , eben so wenig steht von einer andern in der Wahlca-

pitulation getroffenen Verfügung zu erwarten . Der Kaiser

soll nemlich mildem äußersten Fleiße und auf das ernsilichffr

dahin arbeiten , daß die von dem Reiche abgekommeney

Stücke , als verpfändete und verfallest «! Fürstenthümer,

Wahleapit , Art . 20, §. ü.
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Herrschaften und Lande , auch confisckrte und uncvnfiscirtr

beträchtliche Güter , die ungebührlicher Weise ( also

nicht durch Friedensschlüsse ) zum Theii in die HändeMm-

der Nationen gekommen sind , auf das förderlichste wieder

dazu gebracht werden *) . M 0 ser meint , es könnte diese

ganze Stelle , von welcher doch das Reich nie ven geringsten

Nutzen haben würde , ohne Schaden ausgelassen werden,

und dies unterschreibe ich herzlich gerne . Wie sollte es auch

der Kaiser nur anfangen ? Gutwillig , wird doch keine frem¬

de Nation etwas herausgeben , und Gezänk soll ja der Kai¬

ser mit den christlichen Mächten nicht anfangen . Nur als¬

dann wäre etwa Gelegenheit dazu , wenn , wie jetzt Kaiser

und Reich in einem Krieg mit einer solchen Macht begriffen

sind . Aber ist alsdann etwas zu erobern, so wird

warlich nicht an das arme Reich gedacht . Dies mag sich

mit der Ehre begnügen , Geld und Mannschaft zum Kriege

hergegeben zu haben.

Endlich muß auch der Kaiser versprechen , daß er , wo¬

fern er selbst , oder die seinigen , etwas besäße , was dem

Reiche zuständig und nicht verliehen , noch durch einen recht¬

mäßigen Titel erworben wäre , oder erworben würde , es

Hey seinen geleisteten Pflichten, auf Ansinnen dev

Kurfürsten , Fürsten und Stände , dem Reiche ohne Verzug

wieder auslieArn wolle **) . — Auch diese Srelle könnte

man füglich ausstreichen . Genug , alle diese Verfügungen

haben bis jetzt nichts geholfen und werden auch nie etwas

fruchten . Krongüter bekommen wir einmal in Teutschlantz

nicht wieder . —

Q 4

Art . io . ?.

Wahlcapit . Art . ic>, §. y.



L4§ 6. B. Bon den allgem . Regier. Rechten.

Indessen hat doch der Kaiser , als Kaiser , noch einige
Einkünfte aus dem Reiche zu ziehen , die man in ordemiichr
und außerordentliche eintheilen kann . Zu den ordentlichen
gehören i ) die noch übrig gebliebenenUrSar - Steuern
einiger Reichsstädte. Die ganze Summe soll aber
nur 10,784 Gulden zr Kreuzer betragen« 2) Der jährliche
Opferpfennig der Frankfurter und Wormser Ju,
den. Von erstem; ooo und von letztemivo Gulden jähr¬
lich . In altern Zeiten mußte ein jeder Jude dem Kaiser
jährlich einen Goldgulden zahlen.

Zu denaußerordentlichen und zufälligen Ein¬
künften gehört 1 ) das gewöhnliche Geschenk der
Krönungsstadt Frankfurt. Es ist willkührlich und
besteht gewöhnlich in einigem Silbergeschirr und einigen ioo
bis tausend Ducaten . 2) Verschiedene Oo»- nach
der kaiserlichen Krönung . So erhieltCarl VlI . 100,002
Gulden von den NeichsgräflichenCollegien , doch geschieht
dies nicht nach jeder Krönung . Auch die Neichsprälaten
und die Neichsritterschaft pflegen gewöhnlich ein Geschenk,
erster« von 8 bis 10,000 Gulden , letztere von z bis 402,
Ducaten zu machen . Die Juden zu Frankfurt machen
ebenfalls dem Kaiser bey seinem Regierungsantritt ein Ge¬
schenk von einem silbernen Becher und 2 bis zoo Ducaten.
z ) Dis Loskaufung der Huldigung einer jeden
Reichsstadt (§. ; 2 .) Die Summe, welche dafür bezahlt
werden muß , ist unbestimmt . 4) Die Charitativ - Sub-
sidien der -Reichsrikterschaft während eines Reichs«
kriegs , welche man beynahe auf eine halbe Million Gut«
dm schätzen kann . ;) Die Lehn - Anfälle, das heißt«
wenn Reichslehne sowohl der unmittelbaren Neichsritter,
als andre unbedeutende heimsallen , so pflegt dafür , wenn
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sie der Kaiser wieder vergiebt , von dem Neubelehntsn ein«

nach dem Wsrthe verhältnißmäßige Summe an die kalstr,

liche Hofkammer bezahlt zu werden . I 0 seph II . soll sie

dem Meistbietenden überlassen und die damals erledig¬

ten Nürnbergischen Küchenlehen für 2 ; ,Ooo Gulden ver¬

kauft haben . Zn Italien ist diese Quelle ergiebiger ; sie

soll in iz Jahren 4 Millionen 7 ; z,soo Gulden eingebracht
' haben *) . Wenn indessen diese Angabe anders richtig ist, so

kann sie doch nur für einen Kaiser ans dem Hause Oester¬

reich so ergiebig ftyn . 61 Die Verleihung gewisser Kirchen-

pfcünden , oder das sogenannte Recht der ersten Bitten.

Von den Taxgeldrrn soll etwas bestimmtes an die kaiserliche

Kammer fallen ; endlich 7 ) die Strafgelder **) , wovon be¬

reits in dem vorigen § . geredet ist . Alle diese Einkünfte

zieht nun blos der Kaiser und er kann sie verwenden , wie

und wozu er will , ohne daß er nöthig hat , dem Reiche

Rechenschaft davon zu geben . So ansehnlich sie zu scyn

scheinen , so kommen sie doch theils nur seiten , und manche

nicht unter einer jeden kaiserlichen Regierung vor , theils

reichen sie doch nicht hin , die Krönungskoflen , die Unter¬

haltung des Neichshosrakhs , und den Gehalt der Reichs¬

tags - Commission , so wie der kaiserlichen Minister in den

Kreisen davon zu bestreiten.

Wenn also Ausgaben bey der Reichsrsgierung Vorfällen,

so bleibt nichts anders übrig , als daß diese von dem ge-

*) Vergl . Sei den st ick er von dem Nutzen , welchen ein

deutscher Kaiser aus dem Consolidationsrcchte in Absicht der Ita¬

lienischen Rcichslchne für sein Haus zu ziehen pflegt ; in dessen

schätzbaren Bcytragcn zum Reichsstaatsrechtc Welscher Nation ;
°

Gottingen 17s ? . 8 . Bd . r . Nr . g.

Man s. die freymüthige Aufklärung über d-ie

Kaiserwahl Leopolds U . S . 51 . l . und vergl . Moser

von dem Rbm , Kaiser Cap . 8 .
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sammten Reiche bestritten werben , und ein jeder Reichsstand

das seinige dazu beyträgt . Dies hängt indessen nicht von

der Willkühr des Kaisers ab , sondern ist eine Comitialsache.

Hat sich je ein Grundsatz unssrs Staatsrechts von den älte¬

sten Zette » an erhalte » , so ist es der , baß die Auflegung

der Steuern nicht von dem Regenten allein , sondern von

der Bewilligung der Stände abhängt . Sobald der Ge¬

brauch der Wahlcapitulation auskam , mußte der Kaiser

versprechen , die Kurfürsten , Fürsten und Stände nicht mit

Kanzleygeldern , Auflagen und Steuern ohne Noch

zu beschweren , in zugelassenen nochdürstigen unverzüg¬

lichen Fällen aber die Steuern und dergleichen An - und

Auflagen anders nicht , als mit Rath , Wissen und Ver-

willigung der Kurfürsten anzufetzen . Nur während des

dreißigjährigen Kriegs , in welchem so manche Irregulari¬

täten vorflelen , geschah es , daß die kaiserlichen Generale,

vorzüglich Wallenstein , oder der Friedlander , nicht blos in

Feindes , sondern auch in Freundes Landen Contributioiien *)

rrpreßten . So wie es aber zum Frieden kam , so säumte

man auch keinen Augenblick , darin ausdrücklich ftstzusetzen,

daß Steuern anders nicht , als nach vorgegangener Ne ichs-

tägiger Bewilligung von dem Kaiser erhoben werden soll¬

ten , und hienach ward darauf im I . 1711 . auch die Wahl"

capitulation genauer bestimmt , theils dahin , daß dergleichen

Steuern weder in Kriegs - noch in Friedenszeitsn , theils

aber , daß sie anders nicht , als mit Rath , Wissen und Vcr,

willigung der Kurfürsten , Fürsten und Stände auf allge¬

meinen Reichstagen angesetzt werden sollten . Ob übrigens

*) Nach der Wiedereroberung der Festung Mannheim durch

die kaiserlichen Truppen , ward von den Mannheimern eine be¬

trächtliche Contribution abaefordert, der man jedoch nachher den
Namen von Douceur - Geldern gab , und sich überhaupt mit der

gleich Anfangs erhaltenen Summe begnügte.
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zur Bewilligung einer Neichssteuer die mehrern Stimmen

hinreichen , ist bereits in dem vorhergehenden ( § . 176 . ) er¬

örtert worden,

§. 250 . ^

Die einzige beständige oder fortdaurende Neichs-

steuer , von der wir in Teutschland etwas wissen , ist dieje¬

nige , welche zum Unterhalt des Aeichskammergerichts be¬

willigt ist.
' Den Neichshofrath besoldet der Kaiser allein,

die Unterhaltung des Reichskammergerichts haben aber die

Reichsstände übernommen . Indessen geschah dies doch nicht

gleich Anfangs bey der Errichtung desselben , sondern erst

nachher , da man sah , daß sonst das Gericht zum Unglück

und zur Schande von Teutschland wieder in sein voriges

Nichts zurückfallen würde . Das Gericht hatte von den

Sporteln unterhalten werden sollen , allein diese giengen

langsam ein , und so gerieth es bald in Stillstand , Als

die Stände Bedenken fanden , die Unterhaltung zu überneh¬

men , eiferte K . Maximilian I . darüber sehr ; es wäre eben

so viel , sagte er , als wenn man einen großen Bau mit vie,

ler Mühe aufgeführt hätte , und nun die Kosten sparen woll¬

te , das Dach darauf zu setzen . Der Kaiser erbot sich nach-

gehends die Kosten selbst zu übernehmen ; aber jetzt entschlos¬

sen sich die Neichsstände , sey es nun aus Schaam , oder

aus Furcht , daß alsdann das Gericht zu abhängig von dem

Kaiser werden möchte , selbst zur Unterhaltung , wenigstens

auf eine Zeitlang . Es wurde ein Anschlag gemacht , wie

viel ein jeder Stand dazu beytragen sollte , und dabep ist es

nachgehends geblieben , vhnerachtet zwischen durch auch man¬

che andre Projekte , als die Errichtung eines besondcm

Reichszolls , Überlassung der Annaten und einer Präbende,

eine Indensteuer u . s . w . in Vorschlag kamen , auch eim-
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genial der Kaiser wieder die Unterhaltung allein über sich

nahm *) .

Anfangs bestand dir Zahl der Urteiler an dein Kammer¬

gericht nur aus sechszehn Personen , und die Besoldung,

wenn sie gleich für die damaligen Zeiten ganz ansehnlich

war , war doch nach unfern jetzigen sehr gering . Nach und

nach mußte der Gehalt vermehrt , und also auch der Anschlag

vergrößert werden . Erst ward er verdoppelt , allein im I.

1720 . beschloß man , das stakt der bisherigen 2 Zieler künf¬

tig jährlich 7 Zieler , folglich statt etwa 200 , nun 700

Thaler bezahlt werden sollten . Das schlimmste war indessen

daher ) , daß in den altern Anschlägen oder Matrikeln so vie,

le ausgezeichnet waren , die nicht für Stände des Reichs

gelten konnten . Hiezu kam , daß mehrere Stände sich be¬

schwerten , sie wären zu hoch angesetzt . Man entwarf also

1720 . eine neue Matrikel , welche man die Usualmakri-

kel nannte , aber auch diese mußte im Zahr 1732 . wegen

der vielfältig inzwischen geschehenen Moderationen wieder

geändert werden . Und da in dem Z . 1775 . dis Neichsftän-

de anßer den bisherigen Beiträgen noch ein Viertel darüber

übernahmen , so ward in dem I . 1/76 . abermals eine neue

Usualmatrikel entworfen , wonach jetzt die Zahlung geschieht.

Diese Matrikel ist also nichts anders , als ein Verzeichniß

Die Hauptschrifteu über diese Materie sind L . dl . äs

I. uäolk bilkoriz iüttsm -irioms iuäicii lupremi Lemerss Imp.

F -'Mno/ , 1721 . 4 . und des Frcpherru von Harprccht Bericht,

das Unterhaltungswerk des Kammergerichts betreffend . Franks,

u . Leipz . 176z . 4 . welcher als ein Auszug , Fortsetzung und Er¬

gänzung der Lu 'd 0 lfischen Geschichte anzusehen ist . Sehr zweck¬

mäßig hat auch von der Unterhaltung des Reichskammergerichts

gehandelt,
' Hr . Prof . Malblank in seiner Anleitung ' zurKemit-

n,ß der Gerichts - und Kanzseyverfassuug , Th . s . S . 486 . f-



8 . C . V . d. Rechtd . Steuern . ?. V . Reichsfteuern . 25z

aller Reichsstände nach den Kreisen , mit der Bemerkung,

wie viel ein jeder von ihnen jährlich in zwey Terminen , oder

Zielen *) zur Unterhaltung - deö Kammergerichts zah,

len muß.
§. 251.

Wegen der bisher genannten Steuer bedarf es also kei¬

ner jedesmaligen besonder » Bewilligung , indem diese ein

für allemal ertheilt ist . Nur alsdann , wenn die Beytrags

erhöhet werden sollen , leidet dies eine Ausnahme . Alle an¬

dre Steuern hingegen müssen , so oft welche erforderlich sind,

und zwar sowohl in Ansehung der Frage : Ob ? als in An¬

sehung der Größe derselben auf dem Reichstage bestimmt

werden . In ältern Zeiten wußte man von dergleichen Neichs-

steusrn nichts . Die ersten Spuren davon finden sich unter

der Negierung des Kaiser Srgismiind. DieHussiten,

Händel , welche unter seiner Negierung entstanden , giengen

eigentlich dem teutschen Reiche nichts an , denn was für ein

Recht hätte dasselbe gehabt , sich darin zu mengen , ob diese

Leute mehr oder weniger Gewissensfreyheit haben sollten?

Allein die Hussiten waren , wie man glaubte , Leute von

den gefährlichsten Grundsätzen . Auch andre konnten mehre»

re Freyheit verlangen , wenn ihre Sache gut gierig , man

ließ sich also von dem Kaiser und dem Pabst bereden , an

dem Kriege Theil zu nehmen , und den Kaiser mit Gelds

zu unterstützen . Zu diesem Ende ward im I . 1427 . die

erste und drückendste aller Steuern , der sogenannte gemei¬

ne Pfenning eingeführt . Dies war eine Steuer , wel¬

che ein jeder , er mochte Fürst , Edelmann , Bürger oder

*) Daher nennt man die Beyträge selbst , oder das Quan¬

tum die Kammer zieler.
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Bauer , Christ oder Zude ssyn-, von seinem Vermögen be¬
zahlen mußte , so bald die Bewilligung aus dem Reichstage
geschehen war . Die 'Abgabe war aber um so lästiger und
beschwerlicher zu erheben , je weniger sie ohne genaue An¬
gabe des Vermögens bestimmt und erhoben werden konnte.
Indessen erhielt sich doch dieser Steuerfuß bis zu den Zei¬
ten K. Carl V. , unter dessen Negierung sich noch Spuren
davon finden.

Unter ihn kamen aber auch die sogenannten Römer-
Monate *) auf, durch welche der gemeine Pfennig nach
amd nach verdrängt wurde . Mil diesen Römer - Monaten
hatte es folgende Bswandniß . Als der Kaiser im I . 1521.
seinen ersten Reichstag zu Worms hielt , hielt er eine sehr
pathetische Rede an die versammelten Stände. Die vor¬
malige Hoheit und Würde des heil . Nöm . Reichs , sagte er,
sey durch Nachlässigkeit und andre Zufälle in großen Verfall
gerarhen . Er sey «bereit , demselben zu seiner werlohrnen
Hoheit , Macht und Ansehen wieder zu verhelfen , das ab¬
gerissene wieder herbeyzubringen und hiezu seinen Leib und
seiner Königreiche und Erbländer Vermögen zuzusetzen.
Dies würde zur Ehre , Wohlfahrt und Nutzen der ganzen
reutschen Nation gereichen, aber — hiezu wäre erforderlich,
daß ihm die Stände des Reichs getreu « Hülfe und Be¬
stand leisteten **) . — Heutiges Tages weiß man freylich
wshl , was Worts dieser Art sagen wollen . Der Nutzen
des Reichs wird genannt , aber der eigne darunter verstan»

H Ucbcr lden Begriff der Römer - Monate von dem Hm.
Kauzleyratb v . Kamptz ; in G i rtanncrs politischen Anna,
len vom Dcc. 1794« S . 477 — 49; . -

^) Man sehe meines scel» Vaters teutsche Reichsgcschichte
Bd. ro . S . zsz.
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dm . Damals glaubten indessen die Stände Wunder , wel«

che gsldne Berge ihrer warteten und so bewilligten sie ihm

denn zu seinem vorhabenden Nömerzugs und zur Wie«

dereroberung und Herbeybringu » g an das

Reich derjenigen Länder , die demselben ent¬

zogen und lange Zeit in fremden Händen ge¬

wesen *) , 4000 Mann zu Pferde und 20,000 Mann zu

Fuß . Um nun diese Mannschaft zu verkheilen , ward eine

neue Matrikel in aller Eile auf dem Reichstag gemacht,

und darin bestimmt , wie viel Mann zu Pferd und zu Fuß

ein jeder Reichsstand stellen sollte . Einem Reisigen ( Reu¬

ter ) sollten monatlich nicht über ic > Gulden , und einen

Fußknecht nicht über 4 Gulden an Sold gegeben werden.

Der damals vorgehabte Zug kam nun zwar nicht zu Stan¬

de , als aber nachher im I . 1535 . zur Belagerung der vow

den Wiedertäufer » besetzten Stadt Münster eine Reichshül¬

fe bewilligt werden sollte , beschloß der Reichstag , daß ein

jeder Stand den Anschlag des Römerzuges , wie er auf dem

Reichstage zu Worms 1521 . bewilligt worden , sofern sich

der auf einen Monat an Geld erstrecke , und noch dazu ein

Viertel eines Monats an Geld erlegen sollte . Auf eben die

Art wurde hernach in dem N . A . von 1541 . zur Hülfe ge¬

gen die Türken ein halber Anschlag an Geld auf dreh Mo¬

nate bewilligt , diesmal aber jeder Reisige zu 12 , und jedev

Fnßknecht zu 4 Gulden angeschlagen . Vey dieser Berech-

*) Man giebt gewöhnlich den vorgchabten Rbmerzng als

den Grund der geschehenen Bewilligung von 24000 Mann an;
allein das ist nicht richtig. Zum bloßen Romerzuge , um sich

zu Rom zum Kaiser krönen zu kaffeu , brauchte Carl kein Heer
von 24000 Mann , wohl aber um seine Projecte in Italien aus«

zuführeu . Man s . selbst den R . A . vp » r ; 2i . §. ; o, und zwar
die Schlußworte,
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nung ist es nachher bis auf den heutigen Tag geblieben und

es ist daraus eine eigne Art der Neichsbesteurung erwach¬

sen *) . Wird also zu irgend einem **) allgemeinen

Rcichsbedürfnisse z. D . zur Erbauung eines neuen Cameral-

hauses , zur Erhaltung einer Reichsfestung , oder jetzt zum

Kriege gegen die Franzosen Geld erfordert , so wird eine ge¬

wisse Anzahl Nömermonate bewilligt , d . h . es wird bewil¬

ligt , daß ein jeder Neichsstand für jeden beschlossenen Nö-

rnecmonat so viel Mahl 12 und 4 Gulden bezahlen muß,

als er nach der Reichsmatrikel von 1521 . zu dem damals

beliebten Römerzuge Neurer und Infanteristen hatte stellen

sollen , wofern nicht etwa seitdem sein Anschlag ermäßigt

worden ist . Gesetzt also , ein Fürst ist in jener Matrikel

mit 20 Mann zu Roß und roo Mann zu Fuß angesetzt,

so beträgt sein Anschlag an Gelbe für einen Nömermonat

für jene 240 und für diese 400 , mithin zusammen 640 Gul¬

den . So viele Römermonate daher bewilligt worden find,

so viel Mahl muß er 640 Gulden bezahle » .

§ - - 52.

Wie die Matrikel von 152k. verfertigt sei- ? Ob ste durch

eine Reichsdepulakion , oder durch das Neichsdirectorium,

oder die kaiserlichen Räche entworfen worden ? Ob man sie

den einzelne » , oder den gesammten Reichscollegien mitge-

theilt und diese sie genehmigt haben ? alle diese Fragen las¬

sen sich nicht mit Zuverlässigkeit beantworten . Im R . A.

von

Pütters Entwickelung der Staatsverf . LH . 1 . S.

4s 4- ß
Man muß also ja nicht glauben , daß Römermonate nur

eine Reichs - Kriegs - Steuer ausmachten.
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von 1582 . § . 64 . heißt es zwar , sie sey mit Rathund Der

willigung gemeiner Stände aufgerichtel worden , allein die

Reichsstädte behaupten wenigstens , daß sie ohne ihr Wissen

und ohne Beyscyn ihrer Deputaten , ihnen nachher nur zu«

gestellt , von ihnen aber nie angenommen worden sey *) .

Sie sey nun aber verfertigt durch wen sie wolle , so ist so

viel gewiß , daß sie den Kenntnissen ihrer Verfasser wenig

Ehre macht . So wurden mehrere Landsassen als Reichs«

stände aufgeführt , ferner sind in der Matrikel Reichsstände

angegeben , die nirgends ausfindig zu machen sind . Hiezu

kam , daß manche Stände , besonders die Reichsstädte , wel¬

che freylich damals die größten Reichthümer hatten , gegen

andere zu hoch angesetzt waren . Andre geriethen nach der

Zeit in Verfall und so entstanden Klagen über Klagen , daß

die Anlätze zu hoch wären.

Bey vielen waren diese Beschwerden zu einleuchtend,

als daß man nicht darauf hätte achten sollen . Es ward da¬

her festgesetzt , daß in jedem Kreise einige deputirte Räche

ernannt werden sollten , an welche sich diejenigen , welche

eine Verringerung ihres Anschlags wünschten , zu wenden

hätten . Einige dieser Räche sollten den Vermögenszustand

untersuchen , die andern aber , wenn ihnen zuvor das Re¬

sultat der angestellkcn Untersuchung mitgetheilt worden wä¬

re , ermäßigen , ob der Anschlag zu verringern sey , obre

nicht . Fände sich ein Stand durch den Ausspruch dieser Di¬

ch Moser von den deutschen Neichstagsgeschaften , S . nzr.
Die Rcichsmatrikcl ist außerordentlich oft adgcdruckt . Die Ab-
drückefiveichenl.aher oft sehr von einander ab . Der richtigste fin¬
det sich in des Hrn . Geh . Rath Gerstlachcus Handbuch der

wutschen Rcichsgesetze , Th . ü . S 814 . f . und hieraus in dem

Repertor . des Staats - und Lehnrechts , Th . Z . S,

40; . f.

Zweiter Band . R
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pntatiou beschwert , so wäre ihm die Appellation an daS

Kammergericht unbenommen . In der Folge , da bcy die¬

sem Gericht die Sachen liegen blieben , wurden in dem I.

1570 . kaiserliche Commissarien und deputirte Neichsstände

ernannt , an welche man sich von der Moderatoren Aus¬

spruch berufe » könne , und zugleich alle bey dem Kammerge¬

richt anhängige Sache » dieser Art abgeforderr und an die

kaiserlichen Coinmissarien und Neichsständischen Depmirren

gewiesen.

Anfangs wollte man nun zwar moderiren , aber doch

gern das einmal festgesetzte Quantum beybehalten . Was

also dem einen abgenvmmen werden würde , sollte dem Ver-

möglichern zugelegt wer .den . Hierüber entstanden neue Ir-

rungen . Um diesen abzuhelfen , ward beschlossen , daß die

Anschläge anderer nicht erhöhet werden sollten , wofern nicht,

etwa diese die band , Leute und Gr fälle derer , wegen deren

Abgang ein anderer geringerk worden , an sich gebracht hät¬

ten . Nichts war in der Thar billiger , als dieses , allein

auch das war nicht anständig , und darüber ist die Berichti¬

gung d ; r Re .chsmatrikel , welche nach geschehenen Modera¬

tionen auf dem Reichstage vorgenomme » werden sollte , noch

nicht geschehen und wird auch nie zu Staude kommen . Ein¬

zelne Stände sind zwar moderirt , aber selbst in Ansehung

mancher Moderationen möchte wohl verschiedenes zu erin¬

nern sehn *) .

Das Resultat von allen ist , daß sich unser Neichsstener-

tvesen in der größten Verwirrung befindet , und auf das

I Ausführlich ist von dieser Materie gehandelt in dem Re-

Pertor . des Staats - und Lchnrechts unter den Artikel»

Matrikel und Moderation der Reichsmatrikel.
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elendeste beschaffen ist. In vorkommenden Fällen Hilst man

sich , so gut man kann - Es ist in dem Z . 1737 . eine Usual-

matrike ! bekannt geworden , welche aber ebenfalls unvoll¬

kommen ist . Statt , daß nach der Reichsmatrikel von 1521.

ein Römcrmonar 128,000 Fl . betragen sollte , betragt ec

nach der angeführten Ulualmatrikel nur 58,280 Fl . zo X.

Aber auch dies ist noch zu hoch gerechnet , und man kann

froh ferm , wenn auf einen bewilligten Nömermonat 50,000
Fl . einkömmt *) . Eine natürliche Folge davon ist , daß

jetzt ohngefähr 26 Nömermonats bewilligt werden müssen,

wo sonst nur 10 bewilligt zu werden brauchten . Und davon

ist wieder eine Folge , baß die Behauptung , es wäre ln

Reichsstenersachen die Mehrheit der Stimmen unverbind¬

lich ,,
'
so unbillig nicht sey.

R-

ch In Kriegszeiten , in welchen der Regel nach verschiedene

Reichslander in den Händen des Feindes sind , kominen ' bey wei¬

ten nicht einmal 50,00a Gulden auf einen Römcrmonat ein,

zumahl da nicht blos diejenigen nicht bezahlen , deren Lander

vom Feinde besetzt sind , sondern auch mehrere andre die Bep-

trage zurück halte » . Zu Reaensburg erschien um Ostern 1795-
ein Verzcichniß der Reichsständc , welche ihren Antheil ün den

zuletzt verwilligtcn 50 . Römermonaten , theils vollständig , theils

zum Thcil , theils gar nicht bisher in die Reichsoperations-

raffe bezahlt haben ; ingleichen ein ohngefährer Uebcrschlag, was

etwa cmnoch höchstens an Zahlungen auf die letzten 50 . Rö-

mermonate zu erwarten ist . — ( Staats - Archiv, Heft 1.

S . Z2 . f .) Erklären rann man es sich wohl , wenn man unter
denen , die gar nichts bezahlt haben , und von denen auch nichlS

zu hoffen ist , Oesterreichs Brandenburg , Arier,

M ainz , Böhme », allenfalls auch Hessen - Cassel , Hcs-

s e n - D a r m st a,d t - und Bamberg findet , aber was soll man

sagen , wenn Dietrichstein , Auersberg und Lichten¬

stein nichts zahlen?
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Sind nun Nömermonate bewilligt , so wird eine sog»

nannte Leg stadt *) , das heißt ein Ort bestimmt , wohin I

bas Geld gesandt werden soll. Zn dem siebenjährigen Krie,

ge war Negensburg die Legstadt , diesmal ist es Frankfurt l

am Mayn . Hier wird ein eigner Neichscaffier , oder wie <

er ehmals noch von dem gemeinen Pfennig her hieß , Pfen¬

nigmeister , ingleichen ein Gegsnschreiber oder Buchhalter

bestellt und von diesem die Einnahme und Ausgabe besorgt

Das Geld darf zu keinen andern Zweck verwandt werden , als

wozu es bestimmt ist **) , und es muß davon , wofern die Ver-

Z In älter» Zeiten ward in einem jeden Kreise eine Leg? «

stadt bestimmt; deshalb reden die Gesetze von Legstädten .
"

Es erregte ldaher i » dem vorigenJahrs einige Sensation , !

als in dem zwepten (fxtract des Reichs - Opcrativns - Casscnbuchs
sich die Ausgabe fand : Auf gnädigsten Befehl - H . zu !

Sachsen - Coburg, gegen Quittung des Herrn Oberkricgscommrst
sairs von Eberan an des Herr » Feldkricgseommissairsvon Kohl- ^

Lerg zu Bestreitung verschiedener für die kaiser¬

lich - königliche Armee vorfallende N o t h L ü r f r c n,
6o,ooo Fl . Der H . von Coburg erklärte aber nachher in einem

Schreiben an den kaiserl . Concommiffair Frhrn . von Le » kam
a . ck. Herin d . « . Jul . 179; . „Die Art , wie die Frankfurter Cas-
sendeputation die Ausgabe in die Rechnung aufgeführt habe , sey

ihm ganz unerwartet und desto auffallender gewesen , da in der

deshalbigcn Anweisung ausdrücklich enthalte » , daß sie solche z >r
Bestreitung der aufder Reichs - Opera tions - Casss
haftende » Ausgaben an den , die Stelle des noch
ab wesen den Re i ch S - G ei , era l -Krrcgs - Comm issa ir
vertretenden K . K . Ober - Kricgs - Commissair vorr
Eberan abfchicken sollten , von welch ersterem als-
denn zu seiner Zeit die Hauptquittung Nachfol¬

gen würde. Man habe absichtlich diese Ausdrücke gewühlt
um keinen Mißverstand zu veranlassen ; es waren daher die Cas-

sier aufgefordert worden, anznzeigcn, warum sie den eigenmäch - »

kigcn Zusatz : zu Bestreitung der Nothdürften für !

die K . K. Armee; gemacht hatten)
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willigung anders nicht , wie z . B . unter Carl VII . zu des

Kaisers eigner , oder sonst jemandes , etwa desNeichserbmar-

schalls , freyer Disposition geschehen ist, richtige Rechnung

davon abgelegt werden . Rechnung wird nun freilich abgelegt,

unstreitig auch richtige , aber aus diesen Rechnungen selbst

konnte man bisher nicht ersehen , wozu eigentlich das Geld

verwandt worden war . Es wurden nemlich vonZeit zu Zeit,

wenn wegen eines Reichskriegs Römermonake bewilligt und

zu dem Ende eine Neichüoperationscasse errichtet war , Er«

iraccs aus dem Neichsoperationscaffabuch bekannt gemacht,

worin die Einnahme und Ausgabe bemerkt war ; allein in An«

sehung der Ausgabe blieb man immer blos bey dem allge«

meinen stehen . Alles war auf höchsten Befehl und Anwei«

sung des commandirenöen Herrn Reichs - General - Feldmar¬

schalls ausgezahlt ; wozu aber derHr . Neichs -iGmeral - Feld«

marschal ! das Geld gebraucht hatte , war nicht aus diese»

Extrakten zu ersehen . Indessen hat bey dem gegenwärtige»

Rcichskriegs der Kaiser im März 1795 . eine Rechnung über

die aus der Frankfurter Reichsoperatlonscasse empfangene»

und verwendeten Neichsgelder der Neichsversammlung vor¬

legen lassen , es kann jedoch auch diese Rechnung nicht für

rine genaue und specifique Berechnung gelten *) .

Die Macht des Kaisers ist übrigens hiebey in mehrerm

Betracht in seiner Wahlcapitulation
**) eingeschränkt . Sy

soll er i ) es sich angelegen seyn lassen , daß der Rückstand

von den bisher bewilligten Reichssteuern eingetrieben werde.

Man wollte gar anfangs setzen , che eine neue bewilligt

N Z

«) S . die Vorrede zu dem - tcn Bande des Reper .tvr,

bes Staats u . Lehnrechts.

Ul . i . j. ; - r.
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würde , allein dann würde nie eine neue Steuer haben be¬
willigt werden können ; 2 ) soll der Kaiser sich nicht selbst
rnit seinen Erblanden des Beyrrags entziehen . Das Haus
Oesterreich behauptet zwar von asten Neichsanlagen bstreyet
zu ssyn , allein demohnerachtet ist es noch in allen Kriegen
mit den Türken oder den Franzosen so patriotisch gewesen,
seinen Beytrag , wo nicht in die Neichsoperacionscaffe selbst,
— denn dies ist in dem gegenwärtigen Neichskriege nicht
geschehen — doch auf andre Art ebenfalls zu liefern . Za
es thuk noch unendlich mehr . Welche Armeen hat nicht der
Kaiser in dem jetzige» Kriege im Felde , und welche unge¬
heure Geldsummen verwendet er nicht lediglich zum
Vesten des Reichs! Daß aber der Kaiser in den jetzi¬
gen Krieg blos allein wegen des Reichs verwickelt worden
ftp , daran darf man ja wohl jetzt eben so wenig zwei¬
feln , als daß der jetzige Krieg ein Defensivkrieg sey *) ;
Z ) soll er nicht gestatten , daß ein Stand , welcher Sitz und
Stimme auf dem Reichstage hat , von den Dcyträgen sich
erimire , oder von andern cximirt werde ; 4) darf der Kai¬
ser Niemanden Assignationen auf Neichskreise oder Stände,
Wider den Willen derselben, ausstellen . Zn älter» Zeiten
geschah dies häufig , jetzt ist cs aber nicht mehr erlaubt;
endlich soll ; ) der Kaiser auf keine Compensationen , am
wenigsten mit den Reichs - , sodann seinen oder andern Pri«
Kaigeldern oder Schulden , ohne des Reichs Bewilligung
gestatten . Sowohl der Kaiser selbst , als die vorliegenden
Kreise , und mehrere einzelne Reichsstände machen eine Men-

Z Sollte jc; jemand noch einigen Zweifel dabey haben , so
stese er nur fleißig das politische Journal, und lasse sich
weder durch das , was in rkekwml^ Reviere kor ^ uAutk 1794,
S . 476 . steht , noch durch den Kurinainzischcn Dircctorialvore
trag die Stellung des Huintnplums betreffend , irre machen
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ge Ansprüche von vielen Millionen an das Reich , welche

sie zu dessen Dessen in Neichskciegen, in Besetz - und Er?

Haltung der Reichsfcstungen rc . durch zu viel gestellte Mann¬

schaft , durch voigeschossencs Haares Geld , Naturallirfe-

rungen , übernommene Quartiere : c. aufgeopfert hatten

Wäre es nun bei) imien Neichsbewilligungsn erlaubt , diese

Forderungen davon abzuziehen, so würde wenig Mann¬

schaft gestellt , oder Geld bezahlt , mithin der ganze Zweck

verfehlt werden.

Zweyter Abschnitt.
Von

dem Rcichssiandischen Bcsteurungsrecht»

§ . - 54-

Eo wenig man in ältern Zeiten von Neichsstsuern etwas

wußte , fast eben so wenig wußte man in den einzelnen tsut,

schen Reichslandrn von Landsteuern

*

**) . Der Fürst oder
^ N 4

H Die neueste Forderung dieser Art, wenigstens die am neue¬

sten wieder rege gemachte , ist die Knrbraunschweigisch .e.

Man s . überhaupt davon des Hrn . Prof, von Berg Progr . st-

stslmis smperii . Allst) hat der König von Preußen wegen der

Wiedereroberung von Mainz eine große Rechnung gemacht und

deren fordersamste Bezahlung vom Reiche verlangt . Um wenig¬

stens zum Thcil zu seiner Forderung zu gelangen , hat er von

den ' bewilligten Römermonatcn nichts bezahlt.
**) lieber die Geschichte des teutschen Stcuerwesens verdient

zu Rath gezogen zu werden die Historische Entwickelung der

teutschen Gtcuervcrfassung seit der Karolinger bis auf unsre Aei-
>en von Karl Heinrich Lang. Berlin 179; . 8 . Sodann
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Graf hatte seine Kammer - und die Reichsstadt ihre Känft
rnereygüter , wovon alle vorkommende Ausgaben reichlich
bestritten werden konnten . Der Bürger gab zwar allen¬
falls , wenn die Stadtcaste nicht in den besten Umständen
war , erwas zur Bestreitung der Gemeinheitsausgaben , und .
der Bauer entrichtete seinen Zins , allein das waren keine !

Landsteuern Nur in ganz außerordentlichen Fällen , wen»
de > Fürst etwa in Gefangenschaft gerieft ) , hielt man eS mit ^

Recht für Pflicht , die Summe aufzubringen , welche der !

Sieger für seine Befreiung forderte , und dazu mußte ein "

jeder das innig e beysteuern **) . Wozu hätte cs aber auch !

ist auch erschiene» Friede . Wilh . Frhrn . v . ft lmen st ein jVersuch einer kurzen , systematischen und historischen Einleitung
in die Lehre des reiitschen Sraarsrcchts von Steuern und Abga¬
ben rcichsstandischerftnrcrthaiicnund dem Stcuerrcchre der Reichs¬
stande . Erlangen 1794 . 8.

") Glückliche Zeiten , wird mancher denken , hätten wir sie
doch zurück ! — Nein , laßt sie uns ja nicht zurück wünschen,
denn damals galt Faustrecht. Alle Augenblicke hatten die
Städter Fehden mit den benachbarten Rittern , dann wurden ihre !
Häuser , Garten rc . verwüstet , und es ward arger gehauset, als
jetzt die Franzosen nur immer thun können . Wollte der Kauft
rnatin zur Messe reisen , oder Waaren versenden , so mußte er eine
starke Begleitung Key sich haben , um sich gegen das Raubgesindel
zu schützen . Mit dem Bauer konnte wenigstens sein Gutsherr
auf das unmenschlichste umgehen , denn was konnte , ja was
durfte mir der Fürst sich um das bekümmern , was der Ritter auf
seinem Gute thai ? — Besser ists also Steuern zu geben und
dagegen Schutz und Sicherheit zu genießen , als frey von Abga,
ben in beständigem Kampfe leben und sich selbst schützen zu müft z
sen . Nnr muß freylich nicht das Steucrgebcn so weit gehen,
daß der Bürger kaum das liebe Brodt behalt , wie wepland in
Frankreich und noch jetzt in N.

Mau s. Spittlers Gesch. des Fürstenth . Hannover,
Th . 1 . S . 8r. f . und den Revers der H . H . von Brannschweig >
im 1 . 140; . >n Ribbentr 0 pps Sammlung der Landtagskbschr
Helmstedt 179z . 4>
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in den damaligen Zeiten ordentlicher Steuern bedurft?

Der Ausgaben waren nur wenig . Die Hofhaltung konnte

leicht von der Einnahme aus den Kammergütern ! bestritten

werden , die Ministerialen des Fürsten erhielten keinen baa-

ren Sold , sondern Güter zu Lehen ? Geheime Narhs und

andere Collegia hatte man noch nicht , und bedurfte ihrer

nicht , weil theils die Geschäfte stch noch nicht so vervielfältigt

hatten , theils aber die Landstände selbst nöthigen Falls das

Ministerium des Fürsten ausmachten . Sollte eine Fehde be¬

gonnen werden , so hatte der Fürst seine Lehnleule , die ihm

alsdann folgen mußten , und mußte man sich vertheidigen,

so mußte , wie jetzt , die Nation in Masse aufstehen.

Allein die Scene änderte stch bald . Nach den Kreuz¬

zügen kam der unsinnigste Luxus an den Höfen auf . Es

ist fast unglaublich , wie sehr und auf welch eine unvernünf¬

tige Art oft geschwelgt wurde . So sagt die Limburgische

Chronik von der im I . 1397 . zu Frankfurt gehaltenen Zu¬

sammenkunft der Fürsten : „ Herzog Lupold von Oesterreich,

der lag da mit großer Herrlichkeit , also , daß er theke rufen:

Wer da wollte essen und trinken , und seinen Pferden Fuder

haben , um Gott und um Ehre , der entkäme zu seinem Hof.

Und gab er alle Tag bey 4000 Pferden Fuder . Auch rva .̂

ren da die Markgrafen von Meissen , Friedrich und Jörg,

und hatten bey irvo Pferde *) ." Schon hiedurch wur¬

den also die Schatzkammern ziemlich leer , ganz entblößt

wurden sie aber , nachdem in den Kriegen von der Erfin¬

dung des Pulvers Gebrauch gemacht , und dadurch die gan¬

ze bisherige Kriegsart geändert wurde . Jetzt konnte der

elendeste Troßbube den tapfersten Ritter vom Pferde schießen ;

R 5

D Schmids Geschichte der Deutschen , Ah . 4. S . 4?§°
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dies machte ihm den Kriegsdienst verhaßt . Ueberdem hatte

er seine Lchngüter lange genug besessen , um es vergessen zu

können , daß erste nur besaß , um dafür Kriegsdienste zu

thun . Man mußte also nunmehr , wenn es zum Kriege

kam , Leute für Geld dingen und besolden , die denn sreylich

nach geschlossenem Frieden ihrer -Dienste wieder entlassen

wurden , aber doch während des Kriegs Geld genug gekostet

hatten , auch mußte man Schießprügel *) , Tarraßbüchsen,

Pulver , Kugeln rc . anschaffen , welches lauter neue Aus¬

gaben waren , wovon man bisher nichts gewußt hakte . Bald

wurden auch Collegia errichtet , und mit salarirten Rathen

besetzt. Nömermonate kamen auf und vermehrten , so wie

die darauf folgenden Neligionshändel , die Ausgaben un-

gemein.

Eine Zeitlang bestritten die Fürsten diese und andre Ko¬

sten aus den Einkünften ihrer Kammergüter , und als dicsz

nicht mehr hinreichten , half man sich anfangs in Hoffnung

auf bessere Zeiten -durch Borgen und Verpfänden . Aber die

Zeiten wurden immer schlechter , statt daß sie besser werden

sollten , und so blieb denn am Ende nichts übrig , als die

Laudstände und Unterthanen um eine mitleidige Hülfe anzu-

sprechen . Die Landschaft übernahm nun zwar einen Thul

der fürstlichen Kammerschulden , aber , sie war vorsichtig ge¬

nug , sich von dem tFürsien Reverse aussrellen zu lassen,

Ich bitte dies! nicht für einen niedrigen Ausdruck zu hal¬
ten . Unsre jetzt sogenannte Flinten , oder Musgueten waren al -,
lerdings in Aufanss 'Schießprügcl und wurden auch so genannt.
Hatte derSoldat seinen Schuß gethan , so kehrte - cr das Gewehr
um und brauchte es als eine Keule . In alten,Zeughäusern fiitt
de » sich noch dergleichen.
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daß sie hiezu keineswegs verbunden sey *) .
^

Um das Geld

aufzubringm , ward eine Abgabe auf die Grundstücke ge- -

legt , oder es mußte von dem Vieh , das ein jeder hielt oder

von dem Gewerbe , das einer trieb , eine Steuer entrich¬

tet werden . Waren die Schulden bezahlt , so sollte die

Steuer aufhören . Aber oft hatte bis dahin der Fürst neue

Schulden gemacht , ja er bat auch wohl um eine neue Be¬

de , ehe noch einmal die alte Schuld getilgt war . Gern

that er nun alle Versprechungen , um nur seine oft unge¬

stümen Gläubiger los zu werden , und eben so gern über¬

nahm gegen fernere Reverse die Landschaft neue Summen,

weil sie nun mehr schriftliche Urkunden erhielt , worin ihre

bisher hergebrachten Rechte auf das feierlichste unerkannt

wurden * *) . Um jedoch durch Erhöhung der Steuern den

Bürger und Bauer nicht mißmüthig zu machen , führte

man , wie jetzt in England , stets neüeTaxen ein ; bald ward

« ine Abgabe auf das Getränk,
' bald auf Fleisch , Mehl u.

s. w . und zuletzt , um den gemeinen Mann möglichst , zu

schonen , auf Artikel des Luxus gelegt.

S - r ; ; -

Anfangs waren alle diese Steuern frey willig, das

heißt , es konnten ohne den guten Willen der Landstände

Mehrere Reverse dieser Art , schon aus dem XV . Jahr¬

hundert s. in der angeführten schätzbaren Sammlung des Hrn.

Ka mwerra th
' Ribbon - tropp . '

Funfzigtausend Mark , sagt Spittler a . a . O . , wur¬

den also zusammen gebracht , um den Lüneburgischen Sülzog

Schloß - und Zoll - Hitzacker,Mokede , Lüdershausen und Rethem

zu lösen , aber Key dieser Perwilligung , die so ĝanz alles über¬

stieg, was jemals bisher für einen Fürsten geschehen war , wurde

nun ' auch eine Handfeste entworfen , versiegelt und beschworen,

die tiefer ins Innere der ganzen Verfassung hinein gieng , als

die moZag cbsrrs des Engländers-
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und Unterchanen keine Abgaben auferlegt werden . Nur in

Ansehung der Anfangs üblichen Neichssteuern , d . i . des

gemeinen Pfennig litt dies eine Ausnahme . War die¬

ser auf dem Reichstage von den Reichsftänden bewilligt,

so war dies zur Erhebung hinreichend ; doch hier konnten

und mußten wohl dir Neichssiände als Repräsentanten ihrer

Unterchanen gelten . Nun kamen aber die Nömermon a-

t e auf . Einige Mahle bezahlte » die Fürsten dieselben aus

ihren Kammergütern , als sie aber zu oft begehrt wurden,

bezeigten sie zwar ihre Bereitwilligkeit dazu , allein zugleich

schützten sie die Unmöglichkeit vor , weil ihre Kammergüter oh¬

nehin schon mit Schulden so sehr überladen wären . Es war

ihnen zwar bereits im Z . 1542 . nachgelassen worden , sich

der Türkenhülse halber mit ihren Unterchanen zu vertragen

und zu vergleichen . Allein oft mochte ein solcher Vergleich

tvohl nicht bewirkt werden können , oder cs sollte ein neues

Opfer dagegen gebracht werden , wozu man auch nicht son¬

derlich geneigt war . Pflicht war es nun schon für die Un¬

terchanen der Reichsstände gewesen , den gemeinen Pfen¬

nig zu entrichten , wenn dieser auf dem Reichstage bewil¬

ligt war ; warum , dachte man , soll es denn nicht auch

Pflicht für sie werden , zu den Römermonaten zu steuern,

zumal da diese als ein Surrogat des gemeinen Pfennigs

angesehen werden konnten . Warum sollte jetzt der Fürst

die Last allein tragen , welche seine Unterchanen vorher i» it-

gerragen hatten ? Der N . A . von 154z . macht es daher

§ . 24 . den Unterchanen der Neichsstände zur Pflicht , zu

den bewilligten RSmermonaten zu steuern , und zwar ohne

allen Unterschied , so daß , wie es ausdrücklich heißt , Nie¬

mand davon ausgeschlossen seyn, oder damit ver¬

schont werden sollte . Nur der gemeine Mann sollte so viel
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möglich vor andern nicht beschwert , vielmehr nach eines

jeden Vermögen Gleichheit gehalten werden . Fast das

nemliche verordnet der N . A . von 1544 . Besonders aber

heißt es in dem R . A . von 1548 - § . ior . , daß eine jede

ordentliche Oberkeit , wie Herkommen und Recht ist , ihre

Unterthanen , Geistliche und Weltliche , exempt und nicht

exempt , grfreyet und nicht gefreyet , Niemand ausge¬

nommen derhalbcn belegen möge , und die Unterthanen

hierin zu gehorsamen schuldig seyn sollen , welche aber nicht

höher angeleget noch beschweret werden sollen , denn als

hoch sich eines jeden Standes Anschlag erstreckt . " Und

fast eben so lauten die R . A . von i ; ; ; , § . 8 - - 1576 . § . 11»

U. ir . l ; 8r . § - ro . U . n.

Niemand sollte also von dieser Ncichssteuer ausgenom¬

men seyn , er mochte gefreyet seyn oder nicht . Es sollte

Gleichheit gehalten und der gemeine Mann möglichst

geschont werden ; ja der R . A . von 1544 . § . n . caffirk

alle Verträge , Obligation oder Statuten , so etliche Stift

oder Stadl mit ihren Bischöfen , Fürsten oder Obrigkeiten

haben mögen . Wie kann man also behaupten , daß diese

Steuern nur von den Bürgern und Bauer » bezahlt werden

müßten ? — Man hängt sich an die Worte : „ Untertha-

nen , die sie vermöge der Rechte und alten besitzlichen Her¬

kommens , zu steuern und zu belegen hat " und nun schließt

man weiter : zu den Landsteuern brauchten die Prälaten

und Ritter nicht beyzutragen , folglich ist ihnen auch in den

Neichsgesetzen kein Deytrag zu den Neichssteuern aufgebür-

det worden . Allein nicht zu gedenken , daß die angeführ¬

ten Worte in den folgenden Neichsabschieden nicht wieder¬

holt worden sind , und daß diese vielmehr ausdrücklich sa¬

gen , daß auch dir Gefreyten, also Prälaten Md Ritter
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zu gehorsamen schuldig seyn sollten , so können sie doch auch

unmöglich den Sinn haben , welchen man ihnen beyiegen
will . Noch hatte ja kein Fürst das Recht seine Unterlha-

nen zu besteuern . Frcylich war 154z . wohl keine Land'

schaft in Teutschland , welche nicht bereits zu dm Dedürf-

Nissen ihrer Landesherrschaft gesteuert hatte , allein das ge¬

schah alles mit gutem Willen der Landschaft . Ohne

diesen ihren guten Willen durfte der Fürst ihnen keine

Steuer auflegen , folglich war er ja auch dazu nicht be¬

rechtigt. — Aber einen Sinn muffen doch die Worte:

Unterthanen , die sie vermöge der Rechte und alten besthli-

chen Herkommens rc. haben ? Allerdings ! Nur nicht den

angeführten , sondern vielmehr den, daß sich eine jede

Obrigkeit in den Granzen ihres Gebiets halten , und nicht

Unterthanen , auf die sie Anspruch machte , oder , welche

zwar Güter im Lande liegen hatten , jedoch außer Landes

lebten , mit der Steuer belegen sollten *) .

So war es also nun glücklich durchgesetzt , daß die

Römermonate nicht mehr aus den Einkünften der Kammer,

güter , sondern von den Unterthanen bezahlt werden sollten.

Aber jetzt entstand auch die Frage : Ob denn wohl der

Kaiser und die Reichsstände dergleichen deü UntLrthanen

nachtheilige Schlüffe machen , und dadurch Verträge und

Reverse entkräften konnten ? Nach unserer teurschen Verfas¬

sung hatte die Bejahung derselben keinen Zweifel , und selbst

allgemeines Staatsrecht und Billigkeit sprachen dafür.

Denn nach jenem ist es wohl gewiß , daß im Fall die or¬

dentlichen Einkünfte nicht zu den noth wendigen Be"

*) In dem R . A . von i ; 4r . § . 69 . war nemlich enthalten:
daß ein jeder allein an dem Ort , da er gesessen , seine Anlage
« eben solle.
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Lürfniffen des Staats hinreichen , ein jeder Bürger schul¬

dig sey , nach seinem Vermögen zu der Staatskasse das

seinige beyzurragen . Nömsrmonate hielt man nun einmal

für i -öthig , um sich der Türken , wie jetzt der Franzosen,

zu erwehren ; davon hatten nicht bloß die Fürsten , sondern

auch ihre Unlerthanen Vortheil , warum sollten also jene

allein zahlen ? Warum diese nicht zur Hülfe gezogen wer¬

ben ? — Etwa weil sie nicht darin gewilligt hatten , weil

sie sich vielleicht nicht von der Nothwendigkeit einer Tür¬

kenhülfe überzeugt hielten , weil sie dachten , man hätte den

Türken keine Gelegenheit zu Händeln geben sollen , oder

daß der ganze Krieg nur ein Privatkrieg des Kaisers sey,

in welchen man das Reich schlau zu verwickeln gewußt habe?

— Freyiich keine unerhebliche Gründe , allein alle Land¬

stände konnte man doch dabey nicht zu Narhe ziehen , und

da die Neichsstände selbst Nachtheil davon hatten , wenn

ihre Unterthanen Neichssteuern bezahlen mußten , so konnte

und mußte man wohl die Vermuthung von hem größten

Theil unter ihnen gelten lassen , daß sie nicht ohne Noch

Nömrrmonare bewilligen würden.

Doch nur .von dem größten Theil galt diese Dernm-

thmig , denn andern war es sehr erwünscht , wenn Nömer-

mvnare bewilligt wurden , indem sich ihnen hier eine gute

Gelegenheit zeigte , ihre eigne leere Kammern zu füllen.

Daß sie aber diese nicht vocbey ließen , zeigt die Verordnung

von 1548 . , „ daß nicht mehr Steuern erhoben werden soll¬

ten , als hoch sich eines jeden Anschlag erstrecke ." Doch

dagegen war auch Rachl Man durfte nur nicht sagen,

wie hoch sich der Anschlag erstrecke , und wie viel Römer-

monare bewilligt waren . Wie konnte denn damals der

arme Unterthan wissen , ob ihm zu viel abgsfordert würde?
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Die folgenden Gesetze beweisen wenigstens , daß dies ge¬
schah , daß der Verordnung von 1548 entgegen gehandelt
wurde und daß manche Landssherrschaften Römermonate
zum eignen Vortheil benutzten . Warum hätte man sonst
schon im N . A . von 1555 . § . 82 , den Neicheständen zur
Pflicht gemacht ? „ ihren Unterthanen die be¬

stimmte Maaß derselbigen Hülff zuvordrist ei«

gentlichundausdrücklichkundbarundnamhaft
zu machen . " Ohne Grund und Veranlassung werden

doch nicht Gesetze gemacht!

Nömermonate gehören also zu den Steuern , welche

von den Unterthanen entrichtet werden müssen, sobald sie
einmal von den Neichsständen bewilligt sind . Ferner sind

hieher zu rechnen die Kreis steuern. Es sollen nemlich
die Kreise nach Vorschrift der Reichs - Execmionsordnung

von . l ; 55 - § - 8 i - und des Z . N . A . § . 178 . in einer be¬

ständigen Verfassung stehen , um innerliche Ruhe und Si¬

cherheit erhalten , und einen auswärtigen Angriff abwehren

zu können . Alle Kosten , welche zu diesem Behuf ange¬
wandt werden müssen , dürfen so wenig von den Landstän¬

den verweigert werden , als daß sie von ihnen verweigert

zu werden pflegen . Andre Kosten aber , welche nicht iy den

Gesetzen ihren Grund haben , wollen die Landstände oft

nicht übernehmen . Wenn jedoch die Nothdurst und das

Veste des ganzen Kreises die Anlagen erfordern und eS

darüber bey den Reichsgerichten zu einem P ^oceß kommt,

so pflegt das Erkenntniß gegen die Landstände auszufallen.

Ganz anders verhält es sich hingegen , wenn etwa von ei¬

nem Kreis wollten Anlagen belicht werden , welche nur den

einzelnen Kreisständen zu gut kamen , oder daß ei,, neuer

Kreisstand die Anlagen , welche er um Sitz und Stimme,
oder
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oder einen HSHern Rang im Kreis zu erlangen , übernimmt,

seinen Unterthanen aufbürden wollte * ) .

Eben so sind auch die Unterthaney derNeichsstände schul¬

dig , die Beyträge ihrer Landesherrschaften und Obrigkeiten

zur Unterhaltung des Kammergerichts zu über¬

nehmen **) . Zngleichen sollen sie „ zu Besatz - und Erhal¬

tung der einem oder andern Reichsstande zugehörigen nö-

thigen Festungen , Plätze und Garnisonen, ihren

Landesfürsten , Herrschaften und Obern mit hülflichem Be¬

trage gehorsamlich an Hand gehen " ** *) . Diese Verord¬

nung gab zu vielen Streitigkeiten Anlaß . Offenbar redet

sie nur von nöthigen Festungen , und nöthigen Garni¬

sonen , auch verpflichtet sie die Unterthanen nur zu einem

Beytra g e . Die Fürsten hielten indessen manches für nö«

thig , was die LandstaNde dafür weder halten konnten noch

wollten . Es wünschten daher einige Fürsten bald nach Er¬

öffnung des jetzigen Reichstags , daß die angeführte Stelle

noch weiter ausgedehnt werden möchte . Einige , als Oester¬

reich, die Herzoge von Braunschweig und andre wa¬

ren dagegen , allein die mehrsten Stimmen waren dafür,

und besonders drang das kurfürstliche Collegium aufAende-

rung des ihm zu milde scheinenden Paragraphs des Neichs-

abschiedS . So kam also ein NeichLgutachten zu Stande,

das unsre Reichssiände zu orientalischen Despoten machen

sollte . Nach demselben sollten nemlich eines jeden Kurfür¬

sten und Standes , Landstände , Landsaffen , Städte und

Unterthanen , nicht allein zur Landeödefensionsverfassung,

*) Moser > on der Landeshoheit in Steuersachen , S . z -o.

R . A . ft 14 Wahleapit . Art . 1; . ft Z . Sieichsschluß
vom Z . Nov . i/ro.

" I . R . A . ft I 8o.
Zweiter Band , ^
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sondern auch zur Handhab und Erfüllung der dem westphä-

iischen Frieden nicht zuwider laufenden Bündnisse , wie auch

nicht nur zur Erhalt « und Besetzung der nSthigen, son¬

dern unbestimmt der Festungen , Oetter und Plätze,

auch zu Verpflegung der Völker und andern hierzu gehörigen

Nothwendigkeicen , ihren Landesfürsten , Herrschaften und

Obern , die jedesmal erfordernde Mittel , und

folglich alles , was an sie und so oft es begehrt

würde , gehorsam lich und unweigerlich dar¬

zugeben schuldig seyn. Dagegen sollten einige Kla¬

gen der Unterlhanen , weder bey dem Kammergerichte , noch

Hey dem NeichShofrath nicht angenommen , und alle Proceß

und Mandate , sowohl wegen der vergangenen , als künfti¬

gen Zeilen abgethan und aufgehoben seyn , auch den Land-

ständen , Landsassen und Unterthanen keine Privilegien und

Befreyungen,
'

wie sie auch Namen haben , oder zu was

Zeit selbige erlangt seyn möchten , zu Statten kommen l!

Ein Glück für Deutschland war es , daß der Kaiser dies

himmrlschreyende Reichsgutachren , das schon längst hie und

da französische Treuen zur Folge gehabt haben würde , nicht

genehmigte . Zn der darauf ertheilten kaiserlichen Resolu¬

tion vom 12 . Febr . 1671 . hieß es nemlich : Kaiserliche Ma¬

jestät könnten es zwar gern geschehen lassen , daß es a) nicht

allein bey dem § . iZo . des Z . N . A . und dem den Kurfür¬

sten und Ständen gegen ihre Unterkhanen wegen der Reichs«

und Kreisverfassung , und des Reichs Anlagen gebührenden

Collectationsrecht verbliebe , sondern daß auch b) jene Kur¬

fürsten und Stände , weiche ein mehreres, als in dem

genannten Paragraph begriffen , gegen ihre Unterthanen
und Landsassen rechtmäßig hergebracht, dabey ge-

schirmet und gehandhabet , c) die Unterthanen und Lanpsas-
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fassen aber , zu alle dem zu contribuirsn , angewiesen wür¬
den , was 1 ) das Reich zur Erhaltung der öffentlichen Si-

cherheit verwillige ; 2 ) dieErecutionsorduung vermöge ; und

z ) die Landesdefension gegen einen jeden Angriff , dem Her¬
kommen und erheischender Nochdurst nach , erfordre . Hinge¬

gen könnten ü) kais . Maj . in den neuen Vorschlag und die

verlangte Ausdehnung des § . 180 . nicht willigen , zumal
da die Unterthanen und Landsassen hierüber

gar nicht gehört und vernommen worden , noch we,
Niger sogar die rechthängigen Processe in dergleichen Mate¬

rien caffiren , oder den Unterthanen , falls sie unbillig be¬

schwert würden , die Zuflucht zu dyn Reichsgerichten entzie¬

hen , vielmehr sähen sie sich e) genölhigt , einen jeden bey
denen , wozu er berechtigt und wie es bisher gehalten wor¬

den , in alle Wege verbleiben zu lassen.

Nach diesem sind also Landstände und Unterthanen nur

in folgenden Fällen zum Militairwesen einen Beytrag zu

geben schuldig : 1 ) Wenn das Reich etwas zur Erhaltung
der öffentlichen Sicherheit verwilligt ; also nicht blos Nö-

mermonate , sondern auch andre Geld - und Naturallieft-

rungen , z . B . wenn im I . 1794 . die Forderung des Königs
von Preussen seine im Felde stehende Truppen zu verpflegen,
von Reichswegen bewilligt worden wäre ; 2

°
> was die Exe«

cutionsordnung ( und die davon abhangende Kreisversas«

sung ) vermag ; z ) zur Landesvertheidigung , aber nicht , wie

viel man unter diesem Vorwände verlangt , sondern Hwrnu

das Land wirklich angegriffen wird , oder in wirklicher Ge¬

fahr steht , angegriffen zu werden . Al/er auch alsdann

nicht mehr , als was b ) dem Herkommen und c) erheischendes

Nothdurst nach erfordert wird *) .
S s ,

*) Mosers Aeichsgrundgesctzmäßige Beantwortung der Fra-
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Endlich sind auch dieUnterthanendie Gesandschafts-

k » sten zu tragen verbunden . Ehemals bestritten auch diese

Ausgaben die Fürsten und Stände aus ihren Kammergü«

lern *) , allein da der "jetzige Reichstag anfieng permanent

zu werden , so wurde von einigen Reichsständsn , vorzüglich

von Mecklenburg darauf angelragen , die Unrerlhäncn

zu verpflichten , daß sie diese Kosten mit übernehmen müß¬

ten . Dies gieng glücklich durch und der Kaiser genehmigte

im I . 1670 . bas an ihn deshalb erstattete Reichsgutachte»

dahin , daß . ein jeder Kurfürst und Stand des Reichs von.

seinen Unterthanen zu Reichs - , Deputations - und

Kreisconventen die nöthigen Legationskosten erheben

möge . Alle Kosten also , weiche eine Gesandschaft auf

Reichs - Deputations - und Kreistags erfordert , müssen zwar

jetzt von dem Lande getragen werden , aber auf andre ^ noch

weniger auf alle mögliche Gattungen von Gesandschafken,

zumal , wenn sie den Privalvortheil des Regenten bezwecken,

kann dies nicht ausgedehnt werden **) .

Man kann leicht denken , daß mehrere Landschaften sich

diese neue Aufbürdungen nicht freywillig werden haben ge¬

fallen lassen , besonders , da verschiedene mit ihren Landes¬

regenten deshalb eigne Verträge gemacht hatten . Am Ende

mußten sie indessen doch in jener den Despotismus so sehr

begünstigenden Periode , größtentheils nachgeben , oder es

waren neue Verträge davon die Folge.

ge : Wie viel Soldaten eines keutsche » Reichsstandes Land zu er¬

halten schuldig scy ? in der Sammlung einiger neuen Abhand¬
lungen von teutschen Staatsfachen ; Samml . 1 . Nr . 1.

R . A . von i ; n . Tit . 1 . §. 14.
' Möser von der Landeshoheit lir S teuerst: chcn , S . ; 6a. '
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§ . 256.

Glücklich waren indessen die Bewohner von Teutsch,

lands besonder » Staaten , wenn blos die bisher genannten

Steuern von ihnen entrichtet zu werden brauchten , allein

fast in allen Ländern giebt es noch ungleich mehrere , die

entweder durch besondre Verträge oder durch das Herkom¬

men geheiligt sind . Seitdem man große stehende Heere für

ein nothwendiges Uebel hält , begnügt sich fast kein teutscher

Fürst nur so viel Truppen zu halten , als er zur Stellung

seines Contingenrs gebraucht , sondern will ebenfalls eine

Armee haben . — Ob dies nölhigscy , oder nicht ? ob cs

nicht gut seyn würde , manche in der Mitte Teutschlands

gelegene Festungen wieder zu schleifen ? sind Fragemdie nicht

hieher gehören . Genug , daß wohl keine Landschaft >i»

Teutschland zu finden ist , in welcher nicht die Unterthanen

sich zur Unterhaltung einer ungleich größern Zahl von Trup¬

pen haben bequemen müssen , als nörhig wäre . Ost pflegt

e § in den Landcsgrundgesetzen bestimmt zu seyn , wie viel

Mann in Friedeuszsiten auf Kosten des Landes gehalten

werden sollen . Würden diese Gesetze in unfern Tagen ge»

macht , in welchen man sich zu überzeugen anfängt , daß

nicht ein jeder Staat große Heere zu halten braucht , sso

würden sie zum Theil wohl anders lauten.

Eine andre Gattung von Steuern ist die sogenannte

Fräulein - , oder wie sie jetzt heißt , Princessin st euer,

welche bey der Vermählung einer fürstlichen oder gräflichen

Tochter entrichtet werden muß . Von dieser Steuer findet

man vor dem sechszehnten Jahrhundert keineSpur . Einige

glauben , daß sie durch die größere Verbreitung des römischen

Rechts aufgskommen sey , andre wollen dies läugnen . Die

Sache hat allerdings einigen Schein ; damals war man

S z
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'

» emlich gewohnt das römische Recht , sowohl als Quelle des

teutschen Staatsrechks anzuschen , als dasselbe , wo man
nur konnte , in Anwendung zu bringen . Sitte war es nun

bey den Römern gewesen , daß die Hochzeitsgäste dem Braut¬

paar Geschenke machten . Was Wunder also , wenn nun
die Landsiände , weiche damals zu den Hoffestivitäten , be-

sonvcrs zu Vermählungen eingeladen wurden , vielleicht auf
einen leisen Wink des in dem römischen Recht sehr bewan¬
derten Kanzlers , es für Pflicht hielten , der Braut ein Eh«

- rengsschenk zu machen . Aus ihrem Beutel zahlcens indes¬
sen die Herrn nicht , sondern schrieben deshalb eine Steuer
aus , welches der Fürst , dessen Tochter oder Schwester daS

Geschenk erhielt und der nun den Brautschatz «ersparen
konnte , gern geschehen ließ , und so ward bald ein Herkom¬
men daraus . — Dem sey indessen , wie ihm wolle , so ist
soviel gewiß , daß , wenn diese Steuer nicht in den Lan-

deögrundgesetzsn oder einem unverrückten Herkommen ihren
Grund hat , die Unterchanen auch zu deren Entrichtung
nicht verbunden sind *) >

Zuweilen reichen auch die Einkünfte der fürstlichen Kam,
mer nicht hin , um die Hofhaltung und dir ordentlichen
Sraatsausgaben bestreiten zu können . Zn diesen Fällen,
oder wenn außerordentliche Ausgaben von einiger Erheb¬
lichkeit vorkamen , als zu bessern Auskommen nachgebohrnev
Herren , zu Standeserhöhungen , zu Reisen , zu Brunnen¬
kuren :c . wurden Geldbeiträge von den Unterchanen **)

») Mosers Familienstaatsrecht , Th . 2 . S . 296 . f
"Z Putters bistor . Entwickcl . LH. 2 . S . 275. Daselbst

heißt cs auch : Ein regierender Reichsgraf hatte einmal ein Bein
gebrochen ; eine dazu bewilligte Beinbruchsteuer wußte vie¬
le Jahre nach einander bezahlt werden,
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bald unter diesen bald unter jenen Titel begehrt . Ost ver,

willigte man solche , vergaß aber dabcy die Zeit ausdrücklich

zu bestimmen , wie lange ste dauern sollte , und dann ließ

man sie immer fsrtdauern . Beschwerten sich am Ende die

Unterthanen , so hieß es , sie wären hergebracht.

Endlich machen auch die Landesschulden neue Steuer»

nochwendig . Schon in dem i6ten Jahrhundert gaben dir

Religionshändel Veranlassung , baß die Landschaften be¬

trächtliche Schulden machten ; hiezu kam nachgehends dev

dreyßigjahrige Krieg , die Kriege mit Frankreich , der öfter,

reichische Succeffions, , der siebenjährige und jetzt wieder

der unselige französische Krieg . Die erforderlichen Geldsum¬

men , vorzüglich die Brandschatzungen des Feindes können

nicht immer sogleich aufgebracht werden , es muß also -die

Landschaft Capikaiien aufnehmen und dieselben oft hoch ge,

nug verzinsen . Diese Schulden , für die das ganze Land

haftet , sind Quellen ewiger Steuern , denn der Fond , sagt

Moser irgendwo , woraus dergleichen Capitalien bezahlt

und verzinset werden , sind meistens der Unterthanen Fett

bep den Wohlhabenden , und das Blut bey de» Armen,

kurz Steuern und Anlagen . In neuern Zeiten haben einige

Fürsten und Landschaften sich eifrig bemühet , die landschast,

lichen Schulden abzutragen , aber in manchen andern Län»

dern ist nicht Patriotismus genug da . Der Fürst , feine

Gemahlin , oder einzelne Landständr suchen die Tilgung dev

Landesschulden zu Hintertreiben , weil sie selbst Gläubiger

sind , und Vorschüsse gethan haben , die ihnen mit hohen

Zinsen verzinset werben müssen . Oder es fehlt an Ordnung,

Aufsicht u . s. rv . *) . Dann ist freylich das Land übel

S 4

*) Ich freue mich hier Gelegenheit zu haben , etwas bcriche

Ligen zu können , was ich in meiner Abhandlung über die Steuer«
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daran *) . Billig sollten alle Jahre öffentlich Rechnungen

abgelegt werden , und wenn die Schulden getilgt , sind , auch
die Steuern wieder aufgehoben werden . Glücklich das

Land , wo dies geschieht, - wo der Fürst sich selbst ein Ver¬

gnügen daraus macht , dv Lastseiner Unterthanen zu er¬

leichtern , und durch eine weise Sparsamkeit und Ordnung
der Geschäfte es dahin zu bringen , daß die Steuern noch

früher aufhören können , als anfangs gerechnet war **) .

fccyheit des Adels (Deutsche .Monatsschrift , April 179; .) .gesagt
habe . Daselbst heißt cs nemlich : in dem Hildesheimischen waren
seit dem siebenjährigen Kriege , der starken Contributionen unge¬
achtet , nur 40,000 Rthlr . Schulden getilgt . Dies muß heißen
§00,000 . S . Staats - Archiv Heft i . Nr . § .

") Unsre alte Deutsche sagt Moser von der Reichsstande
. Landen B . 6. Cap . ; . waren so einfältig , daß sie glaubten , Lan¬

desschulden waren - eine Last für das Land und die Unterthanen,
weil diese ja desto mehr Steuer deswegen geben müßten . Sie
becydigten daher auch ihre Vorsteher darauf , alle nur mögliche
Sorge zu tragen , daß das Land je eher , je lieber seiner Schul¬
den entledigt würde , um alsdenn gewisse Steuern mildern , oder
gar wieder abschaffcn zu können . — Nun aber ist man klüger
geworden . Wie so ? Die Landesschulden befördern die Circula-
tion des Geldes im Lande , welches dem Staat eben so nothwen-
dig und nützlich ist , als die Circulation des Bluts im Körper.
Wo wollen die , welche von ihren Renten leben , und deren Geld
( nur nicht allemal ) wieder unter andre Leute kommt , sonst mit
ihrem Geld und Capitalieu hin ? Wo die Stipendia , andre mil¬
de Stiftungen , Maitressen , Landblutigel u . s. w.

^ ) Man s. die von dem jetzt regierenden Herzog von
Brau » schweig unter dem zo . Marz 1792. erlassene Verord¬
nung wegen Aufhebung der erhöhten Accise in
Sch lözcrs Stgatsanzeigen , Heft 67 . Nr . Eine Verordn
nung , welche nicht nur im Lande , sondern wie es scheint, auch in
andern Landern Sergen verbreitet hat . Den » sie zeigte , was
geschehen könnte. Aber eben deshalb sah man hie und da Hb? '

Hern ( nicht höchsten) Orts eine Verordnung dieser Art un¬
gern . Elwa daher das sichtliche Bestreben große Verdienste in
Pin zweifelhaftes Licht zu stellen — ?
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§ - 257.

Noth wendige Steuern , welche in den Reichs - oder

Landesgesetzrn , oder einem rechtmäßigen Herkommen ge¬

gründet sind , müssen also die Unterthanen übernehmen , in¬

dessen schließt dies doch in Ländern , wo Landstände sind,

die landschaftliche Behandlung der Sache nicht aus , wie

bereits in dem vorhergehenden (§ . 198 -) bemerkt ist . Selbst

in solchen Ländern , in welchen keine Landstände sind , müs¬

sen doch , wenn es verlangt wird , und besonders Zweifel

entstehen sollte , ob nicht zu viel Steuern gefordert werden,

den Unterthanen die nSchigcn Dokumente vorgelegt werden.

Sv erkannte noch kürzlich das Reichskammergericht in Sa¬

chen der rnehrsten Kirchspiele der niedern Grafschaft Wied

gegen ihren Landesfürsten , „ daß der jedesmalige Status

exiAentiae der Reichs - und Kammerbedürfttisse , Legarions-

kosten und Correspondenzgelder , mittelst Vorzeigung der

Original - Kreisausschreiben und sonstiger Beglaubiguyg der

Erfordernisse , den Stand (Stadt ) und Landesdeputirten

aller Gemeinden gegen Eingang jeden Jahrs borgelegt wer¬

den solle *) .
" Und dies Erkenntniß hat allerdings seinen

Entscheidungsgrund in dem bereits vorhin angeführte » N.

A . von i ; ; 5- § . 8 r . , nach welchem „ den Unterthanen die

bestimmte Maaß derselbigen Hülf zuvörderst eigentlich und
'

ausdrücklich kündbar und namhaft gemacht werden soll.

S ;

*) DieseSentenz , welche schon Schlözer in seinen Staats,

anzeigen hatte abdrucken lassen , steht jetzt auch in der von dem

Fürsten selbst verfaßten , Recursschrift . i7SZ - Fol . Ein gleiches
ist in den Streitigkeiten des Kirchspiels Neuenkirchen wider den

Hrn . Burggrafen zu Sayn Hachenburg am i ^tcn Jul.
von dem Kammergericht ? erkannt.
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Alle übrige Steuern , welche nicht kn den Gesetzen , oder

dem Herkommen gegründet ssnd , sind frsywillige, und

diese können den Unterthanen , es mögenLandsiände da seyn,

oder nicht , wider ihren Willen nicht aufgsdrungen werden.

Der Grund davon ist schon in dem vorhergehenden S . 47.

bcyläufig angeführt worden . Es läßt sich aber auch dies«

Behauptung noch auf andre Art erweisen . In dem Reichs,

gutachten 001,1669 . , worin die Stände darauf antrugen,

daß ihre Unterthanen alles , was und so oft eö von ihnen be¬

gehrt würde , hergeben sollten ; gestehen sie nemlich in der

That , daß sie nicht berechtigt seyn , ihren Unterthanen ei¬

genmächtig und gegen deren guten Willen Stenern aufzule-

gcn , weil cs ja sonst deshalb keines Reichsschlusses bedurft

hätte . Für dies Reichsgutachten stimmten nicht blss Neichs-

stande , welche Landstände hatten , sondern auch andre . —

Doch was bedarf es einmal der Anführung eines besonder !,

Grundes um die Behauptung zu unterstützen . Dürsten

Tcurschlands Fürsten willkührlich ihren Unterthanen Steuern

auflegen , so würden diejenigen , welche einen Regenten ha¬

ben , der die Kunst versteht , Millionen zu verschleudern,

oder der ein Liebhaber von geputzten Soldaten :c . ist , Ne¬

gersklaven seyn , und — neue Bauernkriege wären davon

die Folge.
§ - - 58 - .

Soll und muß einmal eine Steuer gegeben werden , so

ist es billig , daß keiner davon befreyet sey , und daß, wie

sich bereits der R . A . von 1544 . § . 24 . ausdrückt , nach

eines jeden Vermögen Gleichheit gehalten werde.

Je mehrere von der Abgabe befreyet sind , desto weniger

kommt ein , . desto länger muß sie dauern und desto größer

und drückender wird sie für die übrigen . Indessen können
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allerdings Gründe enttreten , einzelne Mitglieder der Gesell«

schaft von der Verbindlichkeit der Sttuerencrichtung zu be¬

stehen . Billig sollte dies jedoch nicht anders als durch Ein«

willigung der dabey intereffirten geschehen *) . Es hat je¬

doch nach unsrer Verfassung keinen Zweifel , daß vergleichen

Vrfreyung durch unvordenkliche Verjährung **) , oder durch
ein gehörig ertheiltes Privilegium erworben werden könne.

Der Kaiser kann indessen dergleichen Privilegia weder Un¬

mittelbaren noch Mittelbaren verleihen . Bcydcs würde sei«

ner beschwornen Wahlcapitulation entgegen seyn * **) .

Selbst der Landesherr kann in den mehrsten mir Landstän«
den versehenen Ländern nicht einmal Steuerprivilegicn ohne

Veystimmung der Landstände ertheilen . Studenten und

Soldaten hält man gewöhnlich für steuerfrey , allein dies ist

einzig und allein von einer Kopfsteuer zu verstehen s ) . Be«

sitzen sie liegende an sich steuerbare Gründe , oder brauchen

sie accisbars Sachen , so können sie sich deshalb , weil sie

Studenten oder Soldaten sind , der Steuer oder Abgabe

nicht entziehen.

H Sehr richtig vcrordnete daher der Herzog von Würtenberg
unter de » , 0 . Aug . 17P4. daß nur alsdenn von den Separa¬
tisten eine zu bestimmende Geldsumme , als Surrogat der per¬
sönlichen Dienste , zum Behuf der Landcsdefeusionscasie ange¬
nommen werden sollte, wenn der grbßteTheil der übri¬
gen Unterthanen damit zufrieden wäre.

**) Dies bestreitet zwar in Oiss. pmelcriprio immu-
nicatis a tribucis impuzneca ( tlipst 1779 .) , allein man s . den R.
A . von 1548 . §. ^ 6 . und 5 ?.

Erstercs dem Art . 5 . §. 7 . letztres dem Art . i . s . 9 . und
Art . 15 . §. 5 . Vergl . oben §. 229.

ff ) Auch gilt dies nur von den Untcrofficicrs und ' Gemeinen,
So muffen z . B . nach der neuen Churbraunschweigischen Ver¬
ordnung die Steuer » betreffend , die Offieier» gleichfalls ei¬
ne Kopfsteuer bezahlen,
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2lus der ursprünglichen Beschaffenheit des Steuerwesens

läßt es sich übrigens sehr gut erklären , daß die fürstliche»

Kammergüter , inglsichen die Güter der Ritterschaft , der

Prälaten und die städtischen Kämmereygürer steuerfrcy sind.

So konnten , wie bereits bemerkt ist , die Ausgaben nicht

mehr aus den fürstlichen Kammergütern bestritten werden,

diese waren verschuldet , ja selbst verpfändet und also in den

Händen der Gläubiger . Von den Schulden sollten sie nun

durch die verlangte Steuer besreyet werden , wie hätte man

also die Güter selbst besteuern können ? — Der Prälat,

Edelmann untr die Dspurirren der Städte waren diejenigen,

deren Einwilligung zur Auflegring einer neuen Steuer er¬

fordert wurde . Würden diese wohl die Steuer bewilligt

Haben , wenn sie so gut , als der Bürger und Bauer ihre

Grundstücke hätten versteuern sollen ? Zceygebig sind die Her¬

ren oft nur alsdann , wenn es auf fremde Beutel losgeht.

Die Klugheit riech daher dem Fürsten , von den Gütern der

Landstände selbst keine Steuer zu begehren . — Hiezu ka¬

men in Ansehung des geistlichen Standes die Pseudisidori-

schen Grundsätze , daß geistliche Güter , Güter Gottes wä^

ren und also von keiner weltlichen Macht besteuert werden

dürften . Für die Ritter sprach auch der Umstand , daß sie

Kriegs - und Hosdienste thun mußten . Der Ritter mußte

stets bereit seyn , aufsitzen zu können , wenn ein Aufgebot

an ihn erging , entweder in den Krieg oder nach Hose zu

ziehen , um diesen bey feyerlichen Gelegenheiten glänzend

zu machen . Welche Kosten waren nicht damit verbunden *) ,

*) „ Man vergaß oft , indcß man die Steuerfreyheit der Rit¬

tergüter rühmte , und mit derselben die Schatzung des Städters

verglich , man vergaß ? wie kostbar es sey , mit Pferden und
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und wie unbillig wäre es also nicht gewesen , wenn der Rit¬

ter ftineGruudstückr noch obendrein hätte versteuern sollen . —

Doch die Zeiten änderten sich . Der Ritter brauchte nicht

anders mehr beritten zu ftyn , als ein jeder andrer , das

heißt sür Sold , und nach Hof ward er auch nicht mehr ge¬

fordert , seitdem der pensionirte Hofstaat aufgekommen war.

That er noch Hofdienste , so that er auch dies für Geld.

Nun fiel also der vorzüglichste Grund seiner bisherigen

Steuerfreyheit fort , folglich hätte auch diese fortfallen sol,

len . Allein die Scene hatte sich inzwischen auch geändert.

Ehmals hatte der Rittergutsbesitzer von Zeit zu Zeit , wenn

die Preise stiegen , die Pächts und Zinsen seiner Bauern

steigern können . Der Bauer war , wenn auch nicht aller-

wärts Leibeigner , doch nicht völliger , oft gar nicht einmal

Eigenthümsr seines Hofes , sondern nur Meyer , Pachter

oder Zinsmann des Gutsherrn , und mag wohl in altern

Zeiten , wenn er einen harten Herrn hatte , übel genug dar¬

an gewesen seyn ; denn was kümmerte sich der Fürst . um ihn,

da er keinen Nutzen von ihm hatte ? Allein , wollte jetzt , da

der Bauer Steuer dem Fürsten geben mußte , der Gutsherr

seinen Meyer von Haus und Hof jagen , und seine Lände»

reyrn zum adlichrn Hofe schlagen , so verlohr dabey der

Fürst . Wollte der Gutsherr das , was der Bauer ihm lei¬

sten mußte , steigern , so klagte jener , daß er zur Landescasse

Knechten sich immer gerüstet zu halten , wie man^

ch er Ehre n ta g b e y H 0 f k a m , wo wohl auch die größer»

Städte, doch eine Stadt höchstens zo Trabanten zur Aufwar¬

tung zu stellen hatte, wo aber ein Ritter mit Mehrern Spicßjun-

gen erscheinen mußte , wohlstaffirte laudkimdigc Knechte haben

zollte , an blanker stählerner Rüstung , an krausen.Röcken und

lange» Stiefel », an sawmetnen Mützen und Sturmhaube » kein

Mangel erscheinen durfte .
" Spittlers Gesch . von Hanno^

vcr . Th . i . S . zl/.
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nicht mehr die Steuer geben könne . Jetzt trat also der

Fürst ins Mittel . Das Erbrecht der Meyer , das bisher
mehr auf dem guten Willen der Gutsherrn beruhet hatte,
wurde in mehrern Ländern gesetzlich ; cs wurden die Fälle

bestimmt , wann der Tauer abgemeyert werden könne , und

festgesetzt , daß dieses -auch in einem solchen durch das Gesetz ,
gestatteten Fall doch anders nicht , als nach erhobener Kla¬

ge des Gutsherrn , nach gehörig geschehener Untersuchung,
und nach erfolgter richterlicher Erkenntniß , geschehen dürfe.
Darauf ward auch festgesetzt , daß die bisherigen gutsherrli¬
chen Piästationen nicht erhöht werden durften , ja in meh¬
rern Landern ist es gar dahin gekommen , daß dieGutsherrn

sich eine Verringerung ihrer Gefälle gefallen lassen mußten,

so daß der Bauer ihnen jetzt nur zwey Drittel , oder wohl

gar blos die Hälfte der ältern Meyerzinftn zu entrichten

braucht . Kann man also wohl sagen , daß der Ritterguts¬

besitzer , das Stift , oder Kloster ganz steuerfrcy wären?

Zwar versteuern sie nicht die zu ihrem Hofe unmittelbar ge¬

hörigen Ländereyen , allein dagegen kommt doch ein Theil
Der Meyergefälle , den sie ehmals erhielten , zur Staatskasse,
und im Grunde kommt es auf eins heraus , ob sie die Steuer

mittel - oder unmittelbar entrichten . Freylich haben auch

nicht alle Gutsbesitzer so viele Meyer , daß alles im gehört,

gen Gleichgewicht stünde , alleiir dagegen haben andre desto

mehrere . Völlige Gleichstellung wäre zwar das beste, allein

so lange dies nicht geschieht , würde es in der Thal unbillig

seyn , wenn man von Rittergutsbesitzern , in Ansehung de¬

ren jene Umstände eintreten , noch eine besondre Grund¬

steuer verlangen wollte *) .

Man s. meine Abhandl . von der Steuerfreyheit des
Adels ; in der deutschen Monatsschrift . April 179z . Man vcr-
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. Doch ist dies alles nur von den ordentlichen und ge¬

wöhnlichen Landesstsusm zu verstehen . Sind hingegen

Römermonate bewilligt worden , soll eine Neichsarmee in

das Feld gestellt und unterhalten werden , so sind allerdings,

wie bereits bey dem § . 2 ; ; . gezeigt ist , auch die sonst Be¬

freiten nach ausdrücklicher Vorschrift der Neichsgesetze ver¬

bunden , dazu das ihrige mit beyzutragen . Dies können

sowohl der Fürst , als die Mitunterthan en der Ritter¬

schaft und Prälaten rechtlich fordern , und ich zweifle

nicht , daß , wenn es hierüber zu einem Proceß kommen

sollte , darauf erkannt werden würde . Hier ist nemlich in

eben dem Gesetze , welches den Bürgern und Bauern dir

Entrichtung der Steuer zur Pflicht macht , auch den sonsti¬

gen Befreiten dir Verbindlichkeit dazu auferlegt . Ja , wenn

ei» Thei ! gesetzmäßig geschont werden soll , so ist es der arme

gemeine Mann . Wer hak auch bey einem Reichskriege am

mehrsien zu verlieren , der Edelmann , und der wohlhaben¬

de reiche Prälat , oder der Handwerker und Bauer ? Was

ist daher billiger , als das Gesetz , daß in solcher Anlage

niemand ausgeschlossen seyn , noch verschont und nach

eines j eben Vermögen Gleichheit gehalten wer¬

den soll ? Unbegreiflich ist es , . daß hierauf bis jetzt nicht ge¬

halten ist , doppelt unbegreiflich aber , wenn in dem jetzigen

Kriege — der wohl schwerlich angefangen wäre , wenn kei¬

ne Prälaten und Adliche i» der Welt wären , und in dem

es , wenigstens ursprünglich , auf die Erhaltung des Adels

ankam — die Prälaten und Adliche sich in einigen Ländern

weigern , dazu zu steuern , und dadurch den ohnehin genug

gleiche aber ja damit den schonen dadurch verankaßten Aufsatz

eines Geschäftsmann » ln einem der nächstfolgenden Hefte.
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gedrückten Bürger und Bauer die Last erleichtern zu

helfen *) .

Eben so wenig können sich Pfaffen und Ritter auf

ihre Steuerfreiheit berufen , wenn zu irgend einer öffentli¬

chen Anstalt gesteuert werden soll , welche zum Vorlheil

aller Unterthanen gereicht . So müssen z . B - in manchen

Gegenden , um den Durchbruch des Wassers zu verhüten,

Deiche oder Dämme angelegt werden . Thut die Landes¬

herrschaft hiezu den Vorschuß , oder wird , wie in dem Ol-

denburgischen , ein Capital zu diesem Behuf aufgeliehen,

und deshalb eine Steuer auf jeden Zuck oder Morgen Land

gelegt , so muß der Edelmann dieselbe so gut bezahlen , als

der Bauer . Denn das Wasser würde die Ländereyen des

erster, , so gut überschwemmen und in Gefahr setzen , als

des letztem.

Doch diese Verbindlichkeit wird auch nicht leicht ein

sonstiger Befreyter in Zweifel ziehen ; allein es geschieht in

andern völlig ähnlichen Fällen . Es fordert z . B . der Feind

« ine Contribution vom Lande . Sollte dieser wohl hiebe,-

darauf Rücksicht nehmen , daß Klöster und Rittergutsbesitzer

steuerfrei - sind , und deshalb eine geringere Brandschatzung

for«

Die Sache rührt unstreitig daher .
' Den Prälaten und Rit¬

tern standen die in den Rcichsabschicden getroffenen Verfügun¬
gen , daß auch sie zu den Romermonaten zahlen sollten , nicht an.
Indessen wagten sic es nicht , sich sogleich offenbar zn widersctzcn,
aber sic benutzten die erste beste Gelegenheit besondre Verträge mit
ihren Fürsten wieder einzugehcn , und sich dadurch von der auf-
erlegten Verbindlichkeit wieder ganz oder doch zum Thcil befreit¬
en zu lasten . Aber konnten und durften dergleichen
Verträge zum Nachtheil der übrigen Nntertha-
nen eingdangen werden?
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fordern ? — Gewiß nicht ; eher wird er bey seiner Forde¬

rung auf die fetten Klöster und Rittergüter Rücksicht genom¬

men haben . Gesetzt nun , daß in einem solchen Fall Capl,

talien ausgenommen , und hernach , um dieselben zu verzin¬

sen Und allmählig wieder abzutragen , eine Steuer auferiegt

werden muß ; sollte in einem solchen Fall der Prälarenstand

und die Ritterschaft sich auf ihre Immunität von Steuer»

berufen können ? Gewiß nicht *) . Und eben dies gilt auch

in allen diesen Fällen von den fürstlichen Kammer - oder

Tafelgükern.

Nicht selten entsteht übrigens Streit darüber , wo em

jeder seine Güter versteuern soll ? Der Natur der Sache ist

eS wohl angemessen , daß dies in dem Lande geschieht , wo¬

rin sie gelegen sind , gesetzt auch , daß die Besitzer derselben

außer Landes wohnen , weil Steuern für die Beschützung

des EigenkhumS entrichtet werden . Allein die erste Gat -,

tung von Reichssteuern war eine persönl che , oder Vermö¬

genssteuer , Ein jeder wurde also da besteuert , wo er sei¬

nen Wohnort hatte und dies wurde selbst durch den N . A»

von 1542 . S . 69 , gesetzlich. In der Folge besann man sich

jedoch eines andern und so ist es jetzt als Regel anzuneh¬

men , daß ein Unterschied zwischen Real - und Perlonal-

sieuern gemacht werden muß . Jene werden da entrichtet.

*) Man s. hierüber die schöne Deduktion des nun verstorbe¬

nen Hrn . Hofrarh Woltje in Hannover in Sachen der sieben'

Landstädte des Hochsrifts HildeSheim wider die . drei) Vorsitzenden

Stande , das . Dvmcapitel , die sieben Stifter und die Ritterschaft-

Bon dem Ausgang dieses Procesies , der den befreyten Standen

zur Ehre gereicht , s. Schlözers St . A. Heft 72, S . 42z , s.

Zweiter Band . T
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wo das Grundstück gelegen ist , diese aber an dem Wohn»
vrt eines jeden *) .

§ . 259.

Um die Steuerfreyheit so viel möglich zu vereiteln,
und um nicht die Grund - , Vieh - und Gewerbsteuer zu sehr
erhöhen zu müssen , ist in neuern Zeiten in mehreren Län¬
dern eine sogenannteConsumtionssteuer eingeführt,
das heißt , es ist eine Abgabe auf Wein , Bier , Brannte«
wein , Fleisch , Korn u . s. w . gelegt worden . Diese Gat»
tung der Steuer wird in mehrern keurschen Ländern Ac,
cise oderLicent, ingleichenUmgeld genannt. Da die
Accise in der Thal eine Steuer ist , so ist sie auch völlig
nach den bisher vorgetragene » Grundsätzen zu beurtheilen.
Wider Willen der Landstände oder Unterthanen kann und
darf sie nicht eingeführt werden . Ein gleiches gilt von dem
Stempel pap rer. Lächerlich ist es, wenn man den Grund
der Einführung desselben darin setzen will , damit zu den
gerichtlichen Schriften einerley Papier genommen würde.
Stempelpapier ist eine Steuer , so gut wie Accise,

Gewissermaßen gehöre» auch hieher die Lotterien
und L0 tfo ' s . Zwar kann ein jeder Landesherr Lotterien
von aller Art auf eigne Rechnung , und unter seinem eignen
oder fremden Namen errichten ; allein er kann und darf
doch auf keine Weise seine Unterkhanen nöthigen , Loose dar¬
aus zu nehmen *) . Dann würde sie noch schlimmer seyn.

Diese Materie ist gut abgchandelt in des jetzigen Hrn.
Kammergerichts- Procurator Frech viss. ucrum sorenlis de donis
suis collectgz maZiltiami. domicilii xendere obligemr? Kellas
» 779. 4-

**) Moser von - er Landeshoheit in Pöliceysachen . S . 484-
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als eine » »bewilligte Steuer . Eine wahre Pest für das

Land ist aber ein Lotto, wenn auch dabey nicht der

minveste Zwang eintritt . Gottlob , daß mehrere teutsche

Fürsten dies einzusehen angefangen haben , ja daß deshalb

schon Kreisschlüsse gemacht worden sind . Gern stimme ich

in Pütters wahrhaft patriotischen Wunsch mit ein , daß

durch ein Neichsgesetz alle Lottos verboten werden möchten *) .

Neuntes Capitel.
Von

. der Kaiserlichen und Landesherrlichen Macht¬
vollkommenheit.

§ . r6o.

§̂ chon in dem vorhergehenden ist es bemerkt , daß in

außerordentlichen Fällen und wenn die Erhaltung des Gan¬

zen , oder eines TheilS desselben mit den Rechten einzelner

Personen in Collision kommt , die höchste Gewalt befugt

sry , einzelnen Unterthanen ihre wohl erworbene Gerechtsa¬

me zu nehmen **) . Diese Defugniß wird Machtvoll¬
er -

Man s. desselben Erörterung über die Rechtmäßigkeik
der Lotterien , besonders der Zahlen - Lotterien ; in den Etbrter.
des Staats « und Fürstenrechts. Heft 4.

Es wird dies in einem Aufsatz, der sich im Schleswig-
scheu Journal Deccmb . 17? ; . findet , S - 469 . bestritten.
Gern stimme ich mit dem Verf . darin überein , daß es ungerecht
scyn würde, einem Bürger sein Eigenthum zu nehmen, um eine«
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kommenhtzir , Kar/ön li'Ltckr , ,' Ntio/kan » , rter emEk

genannt . Sie begreift ein Recht sowohl in Ansehung der

Sachen einzelner Unterthanett , als auch selbst in Ansehung

ihrer Personen im Nothfalle Verfügungen treffen zu kön,

nen . Jenes nennt man Obereigenchum, ( äominimn

eminens ) dieses oberste Herrschaft, oder äußerste

Gewalt. Genau genommen hat der Staat zwar kein

wirkliches und wahres Eigenthum weder an den Gütern,

lisch weniger an den Personen der Bürger . Da aber die

Erhaltung des Wohls des Staats das höchste Gesetz ist,

so ist doch die höchste Gewalt auch berechtigt , alles zu thun,

was hiezu beytragen kann , und es muß die Erhaltung des

Einzelnen der Erhaltung des Ganzen nachstehen . Es hat

daher keinen Zweifel , daß z . B . wenn der Feind sich eines

SPatziergänz in graLer Linie antegen zu können ; aber wel/

eher Rechtsgelehrte und Philosoph wird auch dies behaupten.

Ich glaube den Punct : in wie fern das Wohl des Einzelnen dem

Wohl des Ganzen nachstehen müsse Th . i . S . ; 84 . f- bestimmt
auseinander gesetzt zu haben . — Zu weit geht auch jener Vers,
wenn er sagt : » die Rechte auch nur des Geringsten der Menschen
kranken , um den Staat zu retten , heißt Len Endzweck den Mit¬
teln aufopfern , und das ist eine Philosophie , der sich selbst die

Mönche im Mittelalter nicht zu schämen gehabt hätten , und wo¬
nach freylich der Mensch blos des Staates wegen geschaffen ist,
grade so wie die Religion ihrer Priester wegen da ist." — Also
sollen lieber lochooc, unglücklich werden , als daß einem einzigen
das Seinige , das ihm auf andre Art reichlich ersetzt werden .kann,
genommen werden darf ? Lieber soll also das ganze Schiff mit
der Mannschaft untergeben , als daß man die schweren Güter des
Kaufmanns über Bord wirft ? — Aber sagt der V «rf . » wann
trat je der Mensch in den Staat , um den Staat , und nicht viel¬

mehr um sich selbst zu erhalten ? " — Gi .ebt den» der Kaufmann
seine Waare auf das Schiff , um das Schiff zu erhalten ? — Doch
es scheint , daß der Verf . den Staat für den Fürsten und dessen
Hofieute nimmt , sonst möchte das : „ grade so, wie die Religion
blos ihrer Priester wegen da ist" nicht paffen.
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Festung nähert , die Gartenhäuser der Bürger , in welche

sich der Feind verbergen könnte , und welche , ihn zu beob-

achten, hindern , abgebrochen, Gärten in Schanzen verwan¬

delt, ja selbst die einzelnen Bürger gezwungen werden kön¬

nen , die Waffen zu ergreifen . .Kann der Friede nicht an¬

ders , als durch Abtretung einiger Provinzen, Distrikte oder

Güter erhalten werden , so ist auch hiezu die höchste Ge¬

walt berechtigt ; kurz , sie kann sowohl über das Vermögen,
als über die Personen der Bürger selbst , im äußersten Fall

disponiren.

Soll dies aber geschehen , so muß eine wirkliche und

wahre Noch vorhanden seyn . Die bloße Beförderung des

Wohls des Staats ist hiezu nicht immer hinreichend. Denn

sonst würde das Eigenchum des Staatsbürgers sehr unsicher

seyn , sondern es muff der Fall so beschaffen seyn , daß das

Wohl des Staats nicht ohne Aufopferung der Privatbe-

sugniffeerhalten werden kann , und dem Staat der

größte Ruin droht.

Recht und Billigkeit erfordern aber alsdann , baß der¬

jenige , dessen Vermögen zum Besten des Staats auige-

vpfert ist , auch von dem Staat entschädigt wird. Die Rö¬

mer haben die natürliche Verbindlichkeit , daß derjenige,

dessen Vermögen zur Erhaltung des Vermögens anderer

zum Opfer gebracht worden , von diesen entschädigt werden

müsse , in der bekannten I, . kkoäia äe iacku bestätigt , und

es ist gewiß , daß dieses Gesetz auch auf den obangeführten

Fall angewandt, und aus demselben utiliter gegen dis

Staatskasse geklagt werden kann.

Nur derjenige , welcher die höchste Gewalt in einem

Staate hat , kann das äußerste Recht ausüben. Hieraus
T z
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folgt also , daß in Teutschland , als ein Staat betrachtet,
Llos vom Kaiser und dem Corpus der Neichsstände dies
Rechtausgeübt werden könne , in den einzelnen teutschen
Reichslanden aber von der Landesobrigkeit . Kaiser und
Reich haben dies große Recht mehrmals bey Friedensschlüs¬
sen , vorzüglich auf dem westphälischen Friedens - Congresse
ausgeübt , indem hier , um denverheerenden Krieg zu en¬
digen , Disthümer secularifirt wurden.
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